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I. Teilnehmer 

Der Delegation, die der Deutsche Bundestag zur 
97. Interparlamentarischen Konferenz nach Seoul 
entsandte, gehörten folgende Mitglieder an: 

Abg. Dieter Schloten (SPD), Leiter der Delegation 

Abg. Leni Fischer (CDU/CSU), Stellvertretende Lei-
terin der Delegation 

Abg. Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Abg. Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) 

Abg. Erwin Horn (SPD) 

Abg. Ulrich Irmer (F.D.P.) 

Abg. Hans Raidel (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Bodo Teichmann (SPD) 

Anläßlich der 97. Interparlamentarischen Konferenz 
trafen Parlamentarier aus 115 der derzeit 138 Mit-
gliedsländer der Interparlamentarischen Union in 
Seoul zusammen. Darüber hinaus nahmen Abgeord-
nete des Andenparlaments, des Lateinamerikani

-

schen Parlaments und der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates teil. Als Beobachter wa-
ren außerdem Vertreter verschiedener nationaler Or-
ganisationen und interparlamentarischer Gremien 
zugelassen. 

II. Ablauf der Konferenz 

Die feierliche Eröffnung der 97. Interparlamentari-
schen Konferenz fand am 10. April 1997 im Seoul Se-
jong Cultural Center statt. Anläßlich der Eröffnungs-
sitzung hielten der Präsident der koreanischen Natio-
nalversammlung, Kim Soo Han, der Präsident des In-
terparlamentarischen Rates, Ahmed Fathy Sorour, 
und der Präsident der Republik Korea, Kim Young 
Sam, kurze Ansprachen. Darüber hinaus wurde ein 
Grußwort des Generalsekretärs der Vereinten Natio-
nen, Kofi Annan, verlesen. 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz wurde von 
Kim Soo Han in seiner Eigenschaft als Konferenzprä-
sident geleitet. In den Ausschußdebatten befaßten 
sich die Konferenzteilnehmer mit folgenden The 
menschwerpunkten: 

„Zusammenarbeit im Hinblick auf weltweite und re-
gionale Stabilität sowie die Respektierung aller For-
men der Souveränität und Unabhängigkeit von Staa-
ten" 

Von der deutschen Delega tion ergriff. Abg. Ulrich Ir-
mer zu diesem Tagesordnungspunkt mehrfach das 
Wort . Er gehörte auch dem vom Ausschuß für politi-
sche Fragen, internationale Sicherheit und Abrü-
stung eingesetzten Redaktionsausschuß an. Der vom 
Ausschuß vorgelegte Resolutionstext, dem insbeson-
dere die von der ägyptischen und der deutschen IPU

-

elegation eingebrachten Resolutionsentwürfe als 
Grundlage dienten, wurde von den Konferenzteil-
nehmern am 14. April 1997 im Konsenswege ange-
nommen (s. Anhang 1, S. 21). Der von der deutschen 
Delegation eingebrachte Resolutionsentwurf ist im 
Anhang 5 (S. 28) abgedruckt. 
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„Erforderliche Maßnahmen zur Veränderung von 
Verbrauchsgewohnheiten und Herstellungsstruktu-
ren im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung" 

Von der deutschen Delegation sprachen zu diesem 
Tagesordnungspunkt Abg. Hans-Joachim Fuchtel 
(S. 2) und Abg. Dr. Bodo Teichmann (S. 3). Abg. Dr. 
Teichmann gehörte auch dem vom Ausschuß für Er-
ziehung, Wissenschaft, Kultur und Umwelt dazu ein-
gesetzten Redaktionsausschuß an. Der vom Aus-
schuß vorgelegte Resolutionstext, an dessen Zustan-
dekommen Abg. Dr. Teichmann wesentlichen Anteil 
hatte, wurde von den Konferenzteilnehmern am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommen (s. An-
hang 2, S. 23). Der von der deutschen Delega tion ein-
gebrachte Resolutionsentwurf ist im Anhang 6 (S. 29) 
abgedruckt. 

„Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche 
und soziale Lage in der Welt" 

Als Vertreter der deutschen Delega tion sprachen 
Abg. Dieter Schloten (S. 4) und Abg. Leni Fischer 
(S. 4) in der Generaldebatte. Darüber hinaus ergriff 
auch Abg. Dr. Uschi Eid (S. 5) in ihrer Eigenschaft als 
Vertreterin der Vereinigung europäischer Parlamen-
tarier für Afrika (AWEPA) das Wo rt . 

Als zusätzlicher Tagesordnungspunkt wurde das von 
der ägyptischen und der marokkanischen Gruppe 
vorgeschlagene Thema „ Sicherung des Status der 
Heiligen Stadt Jerusalem und Nutzung aller Mög-
lichkeiten, taktischen Maßnahmen entgegenzuwir-
ken, die ihrer Identität schaden und ernsthaft die Si-
cherheit und den Friedensprozeß in diesem Gebiet 
gefährden" behandelt. Der vom Ausschuß für politi-
sche Fragen, internationale Sicherheit und Abrü-
stung vorgelegte Resolutionstext wurde von den 
Konferenzteilnehmern am 14. April 1997 im Konsens-
wege angenommen (s. Anhang 3, S. 26). 

Darüber hinaus befaßten sich die Parlamentarier mit 
einem weiteren, auf einen entsprechenden  Dring-
lichkeitsantrag der italienischen Gruppe zurückge-
henden zusätzlichen Tagesordnungspunkt. Es han-
delte sich hierbei um das Thema „Internationale 
Maßnahmen im Hinblick auf die Dringlichkeitssitua-
tion in Albanien und in Zaire ". In den hierzu einge-
setzten zwei Redaktionsausschüssen war die deut-
sche Delegation mit den Abg. Leni Fischer und 
Dr. Uschi Eid vertreten. Der von diesen Ausschüssen 
erarbeitete Resolutionstext wurde von den Konfe-
renzteilnehmern am 14. April 1997 im Konsenswege 
angenommen (s. Anhang 4, S. 27). 

„Erforderliche Maßnahmen zur Veränderung von 
Verbrauchsgewohnheiten und Herstellungsstruktu-
ren im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung" 

Abg. Hans-Joachim Fuchtel (Originalsprache: Eng

-

lisch) 

Herr Präsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Deutschland bekennt sich ausdrücklich zu der be-
sonderen Verantwortung der Industrieländer. 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung erfordert 
Weichenstellungen nicht nur bei technischen Effizi-
enzverbesserungen, sondern auch bei der subjekti-
ven Bereitschaft der Menschen. 

Als Konsequenz hat der Deutsche Bundestag bereits 
1994 ein neues Staatsziel im Grundgesetz verankert, 
nämlich das Gebot, „auch in der Verantwortung für 
die künftigen Generationen die natürlichen Lebens-
grundlagen zu schützen" . 

Dieses Ziel prägt nicht nur die spezifische Umweltpo-
litik, sondern bestimmt auch die Handlungsstrate-
gien aller anderen Politikbereiche. 

In unserer Resolution haben wir daher ganz bewußt 
den globalstrategischen Ansatz hervorgehoben. 

Besonders in Industrieländern muß die Wi rtschaft in 
diesen Prozeß eingebunden werden. 

Der partnerschaftliche Umgang zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern hat unserer wirtschaftli-
chen Entwicklung großen Erfolg gebracht und zu 
dem Begriff geführt: 

Soziale Marktwirtschaft. 

Mehr und mehr wurde zwischenzeitlich erkannt: 
Ohne Einbeziehung der Umwelt kann dieser wirt-
schaftliche Erfolg langfristig nicht bestehen. Nach 
langen Diskussionen ist unser Prinzip jetzt die 

„ökologisch verpflichtete Soziale Marktwirtschaft". 

Diese Politik zielt auf ökonomische Anreize zu um-
weltverantwortlichem Handeln ab. 

Das heißt: 

Vorsorgeprinzip durch Grenzwerte für Emission. 

Aus unserer Erfahrung werben wir sehr dafür, die 
Wahl des technischen Verfahrens dem Betreiber der 
Anlagen zu überlassen. Dadurch werden starke In-
novationskräfte im Bereich der Umweltforschung 
und Umwelttechnik ausgelöst. 

Das polluter-pays-principle wird durch Anwendung 
von Kreislaufsystemen noch effizienter. 

Notwendig ist darüber hinaus ein politisches Verfah-
rensprinzip zur Kooperation der umweltpolitischen 
Akzente. Wir nennen es 

„Kooperationsprinzip" . 

Der Deutsche Bundestag prüft regelmäßig, welchen 
Fortschritt die Umsetzung dieser Prinzipien in der 
praktischen Politik und in der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit macht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

ich möchte uns allen eine A rt  Hausaufgabe mit auf 
den Weg geben: 

In jedem unserer Länder wird über die genannten 
Prinzipien diskutiert, werden Lösungsansätze und 
Ergebnisse sichtbar. 

Uns fehlt ein plakativer Markt, wo wir neue Ideen 
holen können, wo die einzelnen Konzepte greifbar 
angeboten werden. 
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Im Jahr 2000 findet die nächste Weltausstellung statt: 
Die Expo 2000 in Hannover in Deutschland. Fast je-
des unserer Länder ist do rt  vertreten. 

Geben wir als Parlamentarier dieser Expo 2000 eine 
neue Bedeutung! 

Die Präsentation innovativer Produkte allein ist für 
unser gemeinsames Anliegen nicht genug. Dazu gibt 
es viele Wirtschaftsmessen. 

Die Expo 2000 muß den Herausforderungen von Rio 
gerecht werden! 

Sorgen wir dafür, daß die Expo 2000 der Ort wird, wo 
die konkreten Beispiele über die Machbarkeit von 
Nachhaltigkeit im Sinne von Rio auf dieser einen 
Welt demonstriert  wird. 

Gehen wir also zu unseren Regierungen, fragen wir 
nach dem Expo-Konzept, arbeiten wir für die Reali-
sierung dieses plakativen Marktes! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wenn Sie dann alle kommen, dann besuchen Sie 
bitte auch unseren neuen Parlamentssitz: den Reichs-
tag in Berlin. Auch das deutsche Parlament setzt bei 
der Verwendung erneuerbarer Energien Zeichen: 

Wir reduzieren die Zahl der Abgeordneten und hei-
zen das Gebäude mit Erdwärme und Rapsöl! 

Herzliche Einladung nach Hannover und Berlin! 

Abg. Dr. Bodo Teichmann (Originalsprache: Eng-
lisch) 

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, 

vor ungefähr fünf Jahren wurde die Agenda 21 von 
den Teilnehmerstaaten der Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung in Rio beschlossen und verabschie-
det. 

Diese Agenda 21 ist eine der meistzitierten interna-
tionalen Übereinkünfte. 

Aber wenn die Frage aufkommt, wie weit der Prozeß 
der Umsetzung der Agenda 21 von einem Stück Pa-
pier in die Realität gediehen ist, so müssen wir leider 
feststellen, daß es noch enorme Defizite gibt. 

Nicht ein einziges der Probleme, die in Rio die Auf-
merksamkeit auf sich gezogen hatten, wurde auf in-
ternationaler Ebene gelöst oder ist im Begriff, gelöst 
zu werden. 

Ich möchte dazu einige Beispiele anführen, wie die 
anhaltende Zerstörung sowohl der Regenwälder als 
auch der Wälder der nördlichen Erdhalbkugel, die 
kontinuierliche Erosion von kultivierbarem Land, 
den drohenden Mangel an Getreide und anderen 
Nahrungsmitteln, das Überfischen der Meere und 
den steigenden, vom Menschen verursachten Koh-
lendioxid-Ausstoß in die Atmosphäre. 

Eine der zahlreichen Komponenten in dem hochgra-
dig komplexen Gefüge der Umwelt und dem Wandel 
der Umwelt ist, wie wir alle wissen, das in der Tat 
sehr wichtige Element des menschlichen Verhaltens 

und insbesondere der Bereich der menschlichen Ver-
brauchsgewohnheiten. 

Im Jahre 1960 veröffentlichte der amerikanische 
Journalist Vance Packard ein Buch mit dem Titel 
„The Wastemakers", das bald nicht nur in den USA 
zu einem Bestseller wurde. 

Dieses Buch, das er seinen Eltern widmete, die - wie 
er selbst sagt - niemals den Besitz weltlicher Güter 
und ein gutes Leben verwechselten - predigt keine 
Askese. Im Vorwort heißt es - und ich zitiere: „Eine 
Gesellschaft, in der man den Konsum künstlich an

-reizen muß, um die Produktion in Gang zu halten, ist 
auf Abfall und Vergeudung gegründet und .  gleicht 
einem Haus, das auf Sand gebaut ist. " Soweit der 
Journalist Vance Packard. 

Man kann dem zustimmen oder auch nicht. 

Tatsache ist, daß eine Milliarden-Dollar-Indust rie die 
Verbrauchsgewohnheiten überall in der menschli-
chen Gesellschaft beeinflußt, anreizt und sogar 
schafft. 

Auf der anderen Seite ist es fast immer unmöglich, 
die Aufmerksamkeit der Gesellschaft auf die Konse-
quenzen des menschlichen Verhaltens und der 
menschlichen Verbrauchsgewohnheiten zu lenken, 
und auch mit guten Argumenten ist es frustrierend 
zu versuchen, die Gesellschaft dazu zu bringen, ihre 
Gewohnheiten zu ändern. 

Die menschliche Gesellschaft wird überschwemmt 
mit Informationen über spektakuläre Ereignisse oder 
Aktionen, auch in bezug auf die Umwelt, und es stellt 
sich die Frage, was wirklich wahr ist? 

Es macht keinen Unterschied, ob ein Problem von 
seiner negativen oder positiven Seite dargestellt 
wird, ob man einander widersprechende, wider-
sprüchliche Erkenntnisse der Wissenschaftler oder 
ähnliches erfährt, denn letztendlich, wenn m an  über 
all  dies nachgedacht hat, stellt sich immer wieder das 
Problem der Zuverlässigkeit der Information. 

Sind die vorhergesagten Veränderungen bei den glo-
balen Temperaturen und dem Meeresspiegel wirk-
lich Folgen einer gesteigerten Emission von Gasen 
wie Kohlendioxid? 

In welchem Zusammenhang stehen der wachsende 
Ausstoß von Treibhausgasen und die menschlichen 
Verhaltens- und Verbrauchsgewohnheiten? 

Wie empfänglich sind die Menschen für Probleme 
wie z. B. die Veränderung der Ozonschicht, die Hun-
derttausende Kilometer von ihren Wohnorten ent-
fernt stattfindet, aber durch ihre Verhaltens- und Ver-
brauchsgewohnheiten, ihren Lebensstil verursacht 
wird? 

Wird der Verbraucher dieses Anheben der Risiko-
Nutzen-Frage auf eine globale Ebene und das Abwä

-

gen des gegenwärtigen Nutzens gegenüber dem zu-
künftigen Risiko verstehen? 

Und wenn die Menschen diese Verbindungen verste-
hen, werden sie dann in den Kategorien einer nach-
haltigen Entwicklung handeln? 
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Ich glaube, daß die menschliche Gesellschaft aus ver-
schiedenen Gründen immer noch weit davon entfernt 
ist, so zu handeln. 

Eine drohende zukünftige Katastrophe befindet sich 
im Konflikt mit dem Problem der Bewältigung vieler 
akuter Schwierigkeiten, die Gegenwart steht gegen 
die Zukunft. 

Es war immer schwierig, die Folgen eines Prozesses 
mit einer langen Latenzzeit deutlich zu machen. 

Was müssen wir tun? 

Ich glaube, daß es höchste Zeit ist, die Menschheit 
von den Konsequenzen ihres Handelns und ihrer 
Verbrauchsgewohnheiten zu überzeugen. Dazu ist es 
erforderlich, daß alle einschlägigen Institutionen und 
Organisationen auf allen Ebenen, vom Kinderga rten 
bis zur Universität, von nationalen Behörden bis zu 
internationalen Gremien, einschließlich der Interpar-
lamentarischen Union, gemeinsam äußerste Anstren-
gungen unternehmen, um angemessen zu handeln 
oder zu reagieren im Sinne einer nachhaltigen Ent-
wicklung, die die Umwelt schützt, und um einen 
Schandfleck wie diesen zu vermeiden: Wegwerfarti-
kel Menschheit. 

Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche 
und soziale Lage in der Welt 

Abg. Dieter Schloten (Originalsprache: Englisch) 

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, 

lassen Sie mich als Deutscher in Korea einige Worte 
zur Stabilität in einer Region sagen, die durch staat-
liche Teilung einer Nation gekennzeichnet ist. 

Als es noch zwei deutsche Staaten gab - die Bundes-
republik Deutschland und die DDR - wurden sie häu-
fig mit dem geteilten Korea verglichen. Die zwei 
Deutschlands und die zwei Koreas - beide das Er-
gebnis des Kalten Krieges und des Systemkonflikts 
zwischen Kommunismus und Demokratie, zwei ver-
schiedene Gesellschaftssysteme, geteilt durch eine 
undurchlässige militärisch gesicherte Grenze. Der 
Vergleich war naheliegend, weil der Angriff Nordko-
reas gegen Südkorea im Jahre 1950 für die junge 
Bundesrepublik erhebliche Auswirkungen hatte: Er 
förderte ihre Wiederbewaffnung und ihre Integration 
in den Westen. Der Korea-Krieg beschleunigte den 
Aufbau von NATO und Warschauer Vertrag und ze-
mentierte die Spaltung Deutschlands. 

Für beide Koreas galt dies nur mit Einschränkung, 
weil durch die Abwendung Chinas vom Modell des 
sowjetischen Kommunismus in den 60er Jahren der 
Ost-West-Konflikt für die Teilung nicht mehr die prä-
gende Rolle spielte wie in Mitteleuropa. Regionale 
Stabilität ließ sich auf der koreanischen Halbinsel mit 
Abschreckungspolitik kaum herstellen. Der 38. Brei-
tengrad war und ist eher ein Symbol der Instabilität 
und der Kriegsgefahr. 

»Im Jahre 1989 neigte sich der Ost-West-Konflikt dem 
Ende zu. Diese Entwicklung führte in der mitteleuro-
päischen Region schließlich zur Vereinigung der bei-
den deutschen Staaten. Gelegen an der Nahtstelle 
zwischen Ost und West wäre ein Fortbestand der 
„Ante-quo"-Bundesrepublik und der DDR nach dem 

Ende der Eiszeit ein absurdes historisches Kuriosum 
geworden. 

Zwar müssen Nationen und Staaten nicht deckungs-
gleich sein, aber auf der koreanischen Halbinsel bie-
tet sich die staatliche Einheit aus geographischen, hi-
storischen, wirtschaftlichen und politischen Gründen 
an. Die Teilung dagegen ist künstlich und gegen die 
Interessen, Verbindungen und Gefühle der Men-
schen gerichtet. Vereinigung der beiden koreani-
schen Staaten würde bedeuten: Ende der Ängste, 
Ende der Bespitzelungen, Ende der Gewalt, Ende 
der Kriegsgefahr. Aber auch: große finanzielle An-
strengungen sowie Verzicht und persönliche Opfer. 
Dennoch: Das Glück, wieder vereinigte Familien, 
Freunde sowie dauerhafter Frieden und ein Leben in 
Freiheit wiegen viel schwerer als materielle Opfer. 

Darüber hinaus hätte ein vereintes Korea in der inter-
nationalen Politik und in den internationalen Organi

-

sationen ein größeres Gewicht und mehr stabilisie-
renden Einfluß in dieser Region. 

Liebe koreanische Kolleginnen und Kollegen, 

erlauben Sie mir an dieser Stelle einen Hinweis: Eine 
Vereinigung in Freiheit setzt eine freie Gesellschaft 
voraus. Das heißt eine Gesellschaft und ein politi-
sches System, das keine Angst vor Infiltration und 
anderen Meinungen oder fremden Ideologien hat. 
Einschränkungen der Informations- und Meinungs-
freiheit schaden dem Geist der Freiheit und Demo-
kratie und nutzen der Ideologie der Knechtschaft 
und der Diktatur. 

Sollten die Deutschen im Zuge einer Vereinigung der 
beiden koreanischen Staaten nach den Erfahrungen 
mit ihrer staatlichen Vereinigung gefragt werden, so 
werden sie sicherlich bereitwillig Auskunft geben: 
Wir würden gern unsere positiven Erfahrungen mit 
Ihnen teilen und gleichermaßen auf Fehler hinwei-
sen, damit sie von anderen Ländern und Kulturen 
vermieden werden können. 

Im Namen der deutschen Delegation wünsche ich al-
len Koreanern in naher Zukunft ein Leben in Einheit 
und Freiheit. 

Abg. Leni Fischer (Unna) (Originalsprache: Eng-
lisch) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

als eines der wenigen Mitglieder der IPU, die an  der 
IPU-Konferenz teilgenommen haben, die vor 14 Jah-
ren in Seoul stattfand, freue ich mich ganz besonders, 
wieder hier zu sein. Viel hat sich in Seoul verändert, 
und auch die Union hat eine lange Entwicklung 
durchlaufen, die gekennzeichnet war von der Erwei-
terung und der Anpassung ihrer Arbeitsmethoden. 

Es hat einen Wandel gegeben von Konfrontation hin 
zu Kooperation, aber im Verlauf dieser Woche kamen 
wieder erhebliche Konfrontationen auf. 

Heute morgen waren wir Zeugen eines deutlichen 
Mißbrauchs dieser Generaldebatte über die politi-
sche, wirtschaftliche und soziale Situation in der 
Welt. 
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Das Lateinamerikanische Parlament schlug heute 
morgen einen Kandidaten vor für - wie sie sagten - 
die  Präsidentschaft des Exekutivausschusses. Ich 
glaube, sie meinten die Ratspräsidentschaft. Ich war 
darüber ein wenig erstaunt, da das Lateinamerikani-
sche Parlament ein assoziiertes Mitglied ist - ich 
glaube, daß so etwas in dieser Versammlung - der 
ich seit 1978 als ständiges Mitglied angehöre - noch 
nie passiert ist. 

Herr Singer, ich habe mich von Ihrer emotionalen Re-
de angegriffen gefühlt. Ihre Angriffe gegen die Euro-
päer in der IPU waren grob, unfair und ungerecht. 

Im Laufe der letzten Jahre wählte diese Konferenz ei-
nen senegalesischen Präsidenten, Herrn Daouda 
Sow. Zur Zeit haben wir einen ägyptischen Präsiden-
ten. Wir hatten Präsident Caldera aus Venezuela, 
Präsident El Said aus dem Sudan, ganz zu schweigen 
von den Präsidenten aus Tunesien, Brasilien und In-
dien vor dieser Zeit. Europa hat Boutrous Ghali als 
Generalsekretär der Vereinten Nation umfassend un-
terstützt und unterstützt nun gleichermaßen seinen 
Nachfolger Kofi Annan. Die Europäer in der IPU ha-
ben keine diskriminierende Haltung. 

Da die Wahlkampagne nun begonnen hat, möchte 
ich in meiner Funktion als Präsidentin der Parlamen-
tarischen Versammlung des Europarates, einer Orga-
nisation mit mehr als 40 Mitgliedstaaten, die Gele-
genheit nutzen, um zu erklären, daß ich die Kandida-
tur von Herrn Miguel Angel Martinez, meinem Vor-
gänger als Präsident der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates, ausdrücklich unterstüt-
ze. Diese Kandidatur wurde von der 12 Plus-Gruppe 
mit mehr als 38 Mitgliedstaaten (plus Beobachter) 
vorgeschlagen. 

Ich hätte darüber hinaus sehr gern die Meinung von 
Herrn Menem zu diesem Thema gehört, aber mir 
wurde mitgeteilt, daß der Kandidat Menem die Kon-
ferenz bereits verlassen hat. 

Abg. Dr. Uschi Eid (Originalsprache: Englisch) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
Kolleginnen und Kollegen, 

als der Ost-West-Konflikt beendet war, hofften wir 
alle, daß die Welt friedlicher würde. Leider war das 
nicht der Fall, wie es sich anhand der Beispiele von 
Tschetschenien, dem ehemaligen Jugoslawien, Alba-
nien, Afghanistan, Somalia, Libe ria und der Region 
der Großen Seen in Zentralafrika zeigt. Die Auflö-
sung von Staaten führte zu einer Bedrohung der in-
ternationalen Stabilität und des Friedens. Millionen 
von Menschen haben ihr Leben in internen Konflik-
ten verloren. 

Die Staatengemeinschaft hat es versäumt, den Völ-
kermord in Ruanda zu verhindern; sie hat es ver-
säumt, den Putsch in Burundi eindeutig zu verurtei-
len und der Gewalt in diesem Land Einhalt zu gebie-
ten; sie hat es versäumt, das Flüchtlingsproblem in 
Ostzaire politisch zu lösen. Ich begrüße die erhebli-
chen Anstrengungen, die die ruandische Regierung 
im Hinblick auf die Wiedereingliederung von fast ei-
ner Mi llion zurückkehrender Flüchtlinge unternom-
men hat. Leider kehrten mit diesen Flüchtlingen 

auch die Interahamwe-Milizen zurück, und mit ihnen 
wächst nun wieder die Philosophie des Völkermords 
und des ethnischen Rassismus. Wir hoffen sehr, daß 
die ruandische Regierung dieses Problem in Überein-
stimmung mit den Grundsätzen der Rechtsstaatlich-
keit bewältigen wird. 

Die Situation der Flüchtlinge in der Nähe von Ki-
sangani ist eine Tragödie. Wir appellieren an alle Par-
teien in Zaire, ihr möglichstes zu tun, um dabei zu 
helfen, daß diese Menschen so schnell wie möglich 
gerettet werden. Wir können es nicht zulassen, .daß 
jeden Tag 150 Menschen in den Flüchtlingslagern 
sterben. 

Wir als Parlamentarier sollten nicht länger akzeptie-
ren, daß diese Konflikte als humanitäre Tragödien 
gesehen werden. Nein, es sind politische Tragödien, 
und sie müssen mit den Mitteln der Politik gelöst 
werden. 

Im Namen von AWEPA, der Vereinigung europäi-
scher Parlamentarier für Afrika, möchte ich einige 
dieser Mittel mit Bezug auf die Region der Großen 
Seen in Afrika aufzeigen. 

1.Es besteht eine dringende Notwendigkeit, ein Si-
cherheitskonzept für die gesamte Region zu ent-
wickeln, das für die Herbeiführung einer anhal-
tenden Stabilität und eines dauerhaften Friedens 
geeignet ist. 

2.Ausländische Militärinterventionen schaffen mehr 
Probleme als sie lösen. Natürlich können militäri-
sche Interventionen unter gewissen Umständen 
Menschen retten - aber diese Interventionen müs-
sen ein Mandat der Vereinten Nationen haben. 
Die Mechanismen der OAU und die f riedlichen 
Maßnahmen für eine Konfliktlösung müssen ge-
stärkt werden. 

3.Ein Grund für die Krise in der Region der Großen 
Seen sind die einander widersprechenden Politi-
ken der ehemaligen Kolonialmächte. Der Wettbe-
werb zwischen dem anglophonen und dem fran-
kophonen Einfluß muß ein Ende finden. Was wir 
brauchen ist eine Politik, die die Wiederherstel-
lung von Frieden und die Achtung der Menschen-
rechte zum Ziel hat. 

4.Waffenexporte in diese Region müssen gestoppt 
werden. Ich fordere alle Staaten, die dies noch 
nicht getan haben, nachdrücklich auf, die Resolu-
tion der Vereinten Nationen gegen die Anwer-
bung, den Einsatz, die Finanzierung und die Aus-
bildung von Söldnern aus dem Jahre 1989 umzu-
setzen. 

5.Zivilgesellschaften müssen gestärkt und der Dia-
log zwischen den betroffenen Konfliktparteien 
muß unterstützt werden. 

6.Nach dem Eintritt des Waffenstillstands in Zaire 
müssen die Bedingungen für freie und demokrati-
sche Wahlen geschaffen werden. 

7.Ohne Gerechtigkeit ist es schwierig, eine Aussöh-
nung herbeizuführen. Alle Gesellschaften müssen 
sich mit den Verbrechen der Vergangenheit aus-
einandersetzen. Ob die Wahrheits- und Versöh- 
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nungskommission in Südafrika als Vorbild dienen 
könnte, muß von den betroffenen Parteien ent-
schieden werden. 

8. Die Medien, die Haßpropaganda verbreiten, ha-
ben bei dem Völkermord in Ruanda eine entschei-
dende Rolle gespielt. Daran zeigt sich, daß die 
Ausbildung und Ausrüstung von unabhängigen 
Journalisten und die Unterstützung sogenannter 
Friedensradios sehr wichtig ist. 

9. Wirtschaftliche Entwicklung ist eine Vorausset-
zung für politische Stabilität in der Region. Zaire, 
ein potentiell reiches Land, wurde durch eine 
kleptokratische Diktatur ruiniert. Eine neue Regie-
rung in Zaire, die sich der Entwicklung des L andes 
verpflichtet, die entschlossen ist, die Menschen-
rechte zu achten und die Lebensbedingungen der 
verarmten Bevölkerung zu verbessern, muß massi-
ve Unterstützung der Staatengemeinschaft erhal-
ten. 

Ich möchte mich zum Schluß mit einer persönlichen 
Bemerkung an  Herrn Makhalira, den Kollegen aus 
Malawi, wenden. Er erklärte, daß die von außen ge-
leistete Unterstützung für sein L and, seit es eine De-
mokratie ist, zurückgegangen ist. Ich teile seine Be-
sorgnis, und als stellvertretende Vorsitzende des 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung im Deutschen Bundestag nehme ich 
diese Botschaft zur Kenntnis und werde sie mit nach 
Hause nehmen. 

Vielen Dank. 

III. Sitzungen des Interparlamentarischen Rates 

Der Interparlamentarische Rat tagte am 10. und 
12. April 1997 unter Vorsitz seines Präsidenten Ah-
med Fathy Sorour sowie am 15. April 1997 unter Vor-
sitz von dessen Stellvertreter Geir Haarde. 

Auf Empfehlung des Exekutivausschusses nahm der 
Interparlamentarische Rat Georgien, Kambodscha 
und Tadschikistan als neue Mitglieder auf, während 
Niger als Mitglied wieder aufgenommen wurde. Die 
Mitgliedschaft von Belarus wurde suspendiert, die 
Suspension der Mitgliedschaft Burundis aufrechter-
halten. Darüber hinaus gab es eine außerordentlich 
kontroverse Debatte um die Aufnahme des Palästi-
nensischen Nationalrates (PNC) als Vollmitglied in 
die IPU. Zuvor hatte sich der Exekutivausschuß mit 
einem neuen Brief des PNC befaßt, allerdings auch 
auf dieser Grundlage an seiner Auffassung festgehal-
ten, daß der PNC die satzungsmäßigen Aufnahmebe-
dingungen nach wie vor nicht erfüllt. Daraufhin ver-
suchten einige arabische Staaten, gegen das Votum 
des Exekutivausschusses im Interparlamentarischen 
Rat gleichwohl die Aufnahme des PNC durchzuset-
zen. Dieses aber hätte gegen die Satzung der IPU 
verstoßen, derzufolge die IPU aus nationalen Grup-
pen besteht, die ihrerseits wiederum „aus Mitglie-
dern eines Parlaments gebildet" werden, „das sich 
nach den Gesetzen eines souveränen Staates, dessen 
Bevölkerung es repräsentiert und auf dessen Hoheits-
gebiet tätig ist, konstituiert hat" (Artikel 3 Abs. 2 der 
Satzung). Am Ende einer scharf geführten Auseinan-
dersetzung einigte man sich darauf, die Problematik 

im Rahmen einer Sondersitzung am 12. April 1997 
nochmals aufzugreifen. In dieser Sitzung wurde dann 
mit 106 Ja-Stimmen gegen 51 Nein-Stimmen und bei 
20 Enthaltungen der Beschluß gefaßt, den PNC nicht 
als Vollmitglied in die IPU aufzunehmen, wohl aber 
die das palästinensische Volk vertretende gesetzge-
bende Körperschaft dazu zu ermutigen, eine Mit-
gliedschaft in der IPU anzustreben. Des weiteren 
wurde ein Ausschuß eingesetzt, der aus je einem Ver-
treter der fünf wichtigsten geopoli tischen Gruppen 
innerhalb der IPU besteht - darunter der deutschen 
Abg. Fischer -, und damit beauftragt, Maßnahmen 
zur Erreichung des genannten Ziels vorzuschlagen, 
welche in Übereinstimmung mit der Satzung der IPU 
und den Grundsätzen des Völkerrechts stehen. 

Zu Beginn der Sitzung am 15. April 1997 verwies der 
in Vertretung von Ahmed Fathy Sorour amtierende 
Vorsitzende Geir Haarde auf den schriftlich vorge-
legten Bericht des Präsidenten des Interparlamentari-
schen Rates über die von diesem seit der 96. IPU-
Konferenz in Peking verfolgten Aktivitäten und Kon-
takte. Der Bericht befaßt sich insbesondere mit dem 
Welternährungsgipfel in Rom und dem im Rahmen 
dieses Gipfels durchgeführten Parlamentariertag am 
15. November 1996 sowie der Interparlamentarischen 
Sonderkonferenz zu dem Thema „Auf dem Weg zur 
Partnerschaft zwischen Männern und Frauen in der 
Politik" vom 14. bis 18. Februar 1997 in Neu Delhi. 
Darüber hinaus geht der Präsident in seinem Tätig-
keitsbericht auf seine Besuche in Marokko und Ruß-
land sowie Treffen mit einer Vielzahl parlamentari-
scher oder sonstiger hochrangiger politischer Dele-
gationen ein. Anschließend unterrichtete der amtie-
rende Vorsitzende die Mitglieder des Interparlamen-
tarischen Rates über die wesentlichen Ergebnisse der 
Arbeit des Exekutivausschusses. Dieser habe sich in-
tensiv mit folgenden Themen beschäftigt: den finan-
ziellen Ergebnissen der IPU für das Jahr 1996, der 
Frage der Zusammenarbeit zwischen Interparlamen-
tarischer Union und Vereinten Nationen, den Ergeb-
nissen sowohl des Parlamentariertages im Rahmen 
des Welternährungsgipfels in Rom als auch der Inter-
parlamentarischen Sonderkonferenz in Neu Delhi, 
der von der IPU angestrebten Erklärung zur Demo-
kratie, dem Problemkomplex der IPU-Reform und 
der Frage eines Nachfolgers für den derzeitigen IPU

-

Generalsekretär Pierre Co rnillon. In letzterer Hin-
sicht wolle man in Namibia einen förmlichen Vor-
schlag unterbreiten. Es seien aber bereits erste Erör-
terungen in dieser Angelegenheit erfolgt. Nunmehr 
gehe es darum, einen geeigneten und verfahrensmä-
ßig nicht zu beanstandenden Weg für die Regelung 
der Nachfolgefrage zu finden. 

Im Anschluß an  den Tätigkeitsbericht des amtieren-
den Präsidenten erhielt IPU-Generalsekretär Pierre 
Cornillon das Wort, um einen Zwischenbericht über 
die Arbeit und Aktivitäten der Interparlamentari-
schen Union seit der 96. IPU-Konferenz in Peking im 
Herbst 1996 zu präsentieren. In Anbetracht der knap-
pen Zeit verzichtete der Generalsekretär allerdings 
auf eine mündliche Präsentation und begnügte sich 
mit dem Verweis auf seinen schriftlich vorgelegten 
Bericht. 
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Als nächstes standen die Ergebnisse der Interparla-
mentarischen Sonderkonferenz zu dem Thema „Auf 
dem Weg zur Partnerschaft zwischen Männern und 
Frauen in der Politik" auf der Tagesordnung. Der am-
tierende Präsident dankte der indischen IPU-Gruppe 
nochmals für ihre Gastfreundschaft. Diese habe es 
den vertretenen Mitgliedstaaten ermöglicht, in einer 
wirklich guten Atmosphäre vier Tage lang einen in-
tensiven Meinungs- und Gedankenaustausch zu be-
treiben, der zu vielen neuen Ideen geführt habe. Die 
Konferenzteilnehmer seien sich darin einig gewesen, 
daß es eines neuen Gesellschaftsvertrages bedürfe, 
der die gleichberech tigte und sich wechselseitig er-
gänzende Teilhabe von Männern und Frauen am po-
litischen Leben gewährleiste. Da in Neu Delhi mit 
119 weiblichen und 121 männlichen Delegierten 
Frauen und Männer gleich stark vertreten waren, 
könne die Interparlamentarische Sonderkonferenz 
sozusagen als erster Schritt auf dem Weg zur Errei-
chung dieses Ziels verstanden werden. Anschließend 
übergab der amtierende Präsident das Wort  an die 
Vorsitzende des Koordinierungsausschusses für das 
Treffen der Parlamentarierinnen, die tunesische Abg. 
Faiza Kéfi. Sie berichtete, daß nach der feierlichen 
Eröffnung der Sonderkonferenz unter Beteiligung 
führender indischer Persönlichkeiten eine erste Ple-
nardebatte stattgefunden habe, in der hochrangige 
Vertreter des politischen Lebens mit ihren Vorträgen 
die Grundlage für die weitere Diskussion legten. An-
sonsten habe die Konferenz zwei thema tische 
Schwerpunkte gehabt, nämlich die „Schulung von 
Frauen für Politik und Wahlkampf " und die „Finan-
zierung des Wahlkampfes von Frauen". Außerdem 
habe ein „Round Table" mit den Medien über das 
Bild bzw. die Darstellung der Frau als Politikerin in 
den Medien stattgefunden. Hervorheben wolle sie, 
daß es sich bei der Konferenz von Neu Delhi um die 
erste Interparlamentarische Konferenz h andele, die 
eine gleiche Anzahl von männlichen und weiblichen 
Delegierten zusammengebracht habe. Dies werte sie 
als Beispiel dafür, daß Partnerschaft zwischen Män-
nern und Frauen in der Politik tatsächlich möglich 
sei. Am Ende der Konferenz sei einstimmig eine Ab

-

schlußerklärung verabschiedet worden, die eine gan-
ze Reihe guter Ideen und Empfehlungen enthalte. 
(Ablauf und Ergebnisse der Konferenz von Neu Delhi 
lassen sich auch der Unterrichtung durch die Delega-
tion der Interparlamentarischen Gruppe der Bundes-
republik Deutschland über diese Konferenz in Bun-
destags-Drucksache 13/7369 entnehmen.) Abschlie-
ßend appellierte Abg. Kéfi an  ihre Kolleginnen und 
Kollegen, in Fortsetzung des Geistes der Konferenz 
von Neu Delhi weiterhin kontinuierlich und eng zu-
sammenzuarbeiten, um die in der Abschlußerklärung 
dieser Konferenz enthaltenen Vorschläge und Emp-
fehlungen nunmehr in die Praxis umzusetzen. 

Im Anschluß an  die Präsentation der Abg. Kéfi stellte 
die italienische Abg. Adriana Poli Bortone einen Re-
solutionsentwurf zu den Ergebnissen und zum Fol-
low-up der IPU-Sonderkonferenz in Neu Delhi vor, 
den die Parlamentarierinnen bei ihrem Treffen am 
9. April 1997 erarbeitet und verabschiedet hatten. 
Abg. Poli Bortone führte aus, daß nach den Ergebnis-
sen der Konferenz von Neu Delhi das politische Le-
ben noch immer stark von Männern dominiert sei 

und die meisten Parlamente sich immer noch über-
wiegend oder sogar ausschließlich aus Männern zu-
sammensetzen. Vor diesem Hintergrund sei es zu be-
grüßen, daß die Debatten in Neu Delhi eine ganze 
Reihe von Vorschlägen für praktische Maßnahmen 
zur Überwindung dieser unbef riedigenden Situation 
ergeben hätten. Nun sei es an der Zeit, darauf zu 
dringen, daß solche Maßnahmen vor allem von den 
Regierungen, Parlamenten und politischen Parteien 
auch tatsächlich ergriffen würden. Der von der Kon-
ferenz ausgegangene Impetus dürfe nicht ungenutzt 
bleiben. Insofern müsse auch die Arbeit innerhalb 
der Interparlamentarischen Union in Zukunft noch 
stärker im Geiste echter Partnerschaft zwischen 
Männern und Frauen erfolgen. Zu diesem Zwecke 
sollte innerhalb des Exekutivausschusses - und zwar 
ohne zusätzliche finanzielle Belastungen - eine pari-
tätisch besetzte Partnerschafts-Beobachtungsgruppe 
(partnership-watch group) eingerichtet werden, die 
die Aufgabe hätte, darauf zu achten, daß die Interes-
sen und Visionen beider Teile der Bevölkerung in je-
der Hinsicht gleichermaßen Berücksichtigung fin-
den. Auch sollte diese Partnerschafts-Beobachtungs-
gruppe die Möglichkeit prüfen, in die Statuten der 
Union eine Vorschrift aufzunehmen, derzufolge jeder 
Delegation, die nicht mindestens eine Frau unter ih-
ren Mitgliedern aufzuweisen hat, die Anzahl der ihr 
bei Abstimmungen zustehenden Stimmen um zwei 
gekürzt würde. Anschließend wurde die Resolution 
per Akklamation angenommen (s. Anhang 7, S. 31). 

Die italienische Abg. Adriana Poli Bortone stellte 
auch die Ergebnisse des Parlamentariertages im Rah-
men des Welternährungspipfels in Rom im November 
1996 vor. Eingangs erinnerte sie an  die zwei Monate 
vor dem Welternährungsgipfel von der 96. Interparla-
mentarischen Konferenz in Peking im September 
1996 verabschiedete Resolution mit dem Titel „Politi-
sche Maßnahmen und Strategien der Handelslibera-
lisierung und Globalisierung der Wirtschaft zur Si-
cherstellung des Rechts auf Ernährung". Dieser Text 
sei der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen (FAO) übermittelt worden 
und als wichtiger Beitrag in die Arbeit des Gipfeltref-
fens eingegangen. 57 Abgeordnete aus 50 Ländern 
hätten an  dem Parlamentariertag teilgenommen und 
in einem intensiven Meinungs- und Gedankenaus-
tausch unterschiedliche Aspekte des Problems man-
gelnder Ernährungssicherheit und ihrer Ursachen 
beleuchtet. Vor dem Hintergrund, daß es noch immer 
800 Millionen hungernde Menschen, insbesondere in 
der sogenannten Dritten Welt gebe, hätten sie be-
kräftigt, daß es sich bei dem Recht auf Ernährung um 
ein grundlegendes Menschenrecht handele, dessen 
Erfüllung sowohl für die Freiheit des Individuums als 
auch für eine echte Demokratie unerläßlich sei. Dies 
komme in der Abschlußerklärung des Welternäh-
rungsgipfels ebenso zum Ausdruck wie in der von 
den Parlamentariern am 15. November 1996 im Kon-
denswege verabschiedeten Schlußerklärung (s. An-
hang 9, S. 33). Abg. Poli Bortone präsentierte sodann 
einen Resolutionsentwurf, der den Inhalt dieser 
Schlußerklärung gutheißt und die Parlamente aller 
Mitgliedstaaten der IPU zu ihrer Umsetzung aufruft. 
Darüber hinaus enthält der Resolutionsentwurf einen 
Auftrag an den Ausschuß der IPU für nachhaltige 
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Entwicklung. Dieser soll die Einhaltung der von den 
Staaten in Rom eingegangenen Verpflichtungen be-
obachten. Schließlich wird die Idee unterstützt, im 
Oktober/November 1998 gemeinsam mit der FAO in 
Rom eine Interparlamentarische Sonderkonferenz 
durchzuführen zu dem Thema „Landwirtschaftliche 
Produktion, die es möglich macht, die Ziele des  Welt-
ernährungsgipfels zu erreichen und gleichzei tig die 
Umwelt zu schützen". Die von Abg. Poli Bortone vor-
gestellte Resolution wurde per Akklamation ange-
nommen und ist im Anhang 8, (S. 32) abgedruckt. 

Als weiterer Tagesordnungspunkt standen die finan-
ziellen Ergebnisse der IPU aus dem Jahr 1996 auf der 
Tagesordnung des Interparlamentarischen Rates. Als 
einer der beiden vom Interparlamentarischen Rat in 
Peking im September 1996 benannten Rechnungs-
prüfer präsentierte der polnische Abg. Jerzy Wiatr 
- als zweiter Rechnungsprüfer war der kenianische 
Abg. Bonaya Godana benannt worden - die Ergeb-
nisse seiner Überprüfung der Finanzverwaltung der 
IPU im Jahre 1996. Eingangs verwies Abg. Wiatr auf 
den Bericht der externen Rechnungsprüferin, Domi-
nique Malegat-Mély, und bekundete seine volle 
Übereinstimmung mit der darin enthaltenen Analyse 
sowie den von Frau Malegat-Mély gezogenen 
Schlußfolgerungen. Dies gelte auch für ein Problem, 
das Frau Malegat-Mély in ihrem Bericht anspreche 
und hinsichtlich dessen auch er einen gewissen Dis-
kussions- und Handlungsbedarf auf seiten der IPU 
sehe. Es handele sich insoweit um die Tatsache, daß 
die Einnahmen und Ausgaben der Interparlamentari-
schen Union nicht nur ihre eigenen Einnahmen und 
Ausgaben umfassen, sondern auch diejenigen der 
Vereinigung der Generalsekretäre der Parlamente. 
Letztere stelle zwar ein autonom verwaltetes, bera-
tendes Gremium der IPU dar. Ihr Haushalt sei jedoch 
Teil des Haushalts der Interparlamentarischen Union. 
Deshalb bildeten ihre Einnahmen und Ausgaben je-
weils einen Posten innerhalb der Einnahmen und 
Ausgaben der Union. Die Differenz zwischen Ein-
nahmen und Ausgaben,' die sozusagen den Beitrag 
der IPU zur Finanzierung der Vereinigung der Gene-
ralsekretäre ausmache, erscheine hingegen in der 
Buchführung nicht. Er halte es - ebenso wie die ex-
terne Rechnungsprüferin - für erstrebenswert, dieses 
zu ändern. In Zukunft sollte die von der Union an  die 
Vereinigung der Generalsekretäre gezahlte Subven-
tion als eine Position in den Ausgaben der IPU ausge-
wiesen werden. Darüber hinaus müsse aber die in 
den Statuten verankerte Regelung, nach der das 
Budget der Vereinigung der Generalsekretäre Teil 
des Haushalts der IPU sei, einer generellen Überprü-
fung unterzogen werden. Dies könne im Rahmen der 
Gespräche geschehen, die der Exekutivausschuß oh-
nehin mit den Mandatsträgern der Vereinigung der 
Generalsekretäre im Hinblick auf ihre wechselseiti-
gen Beziehungen, einschließlich administrativer und 
finanzieller Beziehungen, zu führen gedenke. An-
sonsten hob Abg. Wiatr hervor, daß die Gesamtheit 
der Ausgaben des letzten Jahres um 3,68 % unter 
der bewilligten Summe gelegen habe und auch um 
fast 1 % hinter den Ausgaben des letzten Jahres zu-
rückgeblieben sei. Zwar habe die IPU im Jahr 1996 
ein Defizit von 713 575 SF zu verzeichnen gehabt, 
welches dadurch gedeckt worden sei, daß m an  auf 

entsprechende Mittel des Betriebsfonds zurückge-
griffen habe. Gleichwohl könne man davon spre-
chen, daß insgesamt das Gleichgewicht zwischen 
Einnahmen und Ausgaben erhalten geblieben und 
die Politik der finanziellen Konsolidierung auch im 
Jahre 1996 erfolgreich fortgesetzt worden sei. Auf 
der Grundlage dieses Berichtes billigten die Mitglie-
der des Interparlamentarischen Rates die Finanzver-
waltung der IPU aus dem Jahr 1996 und entlasteten 
den Generalsekretär für seine Haushaltsführung. 

Nach den Finanzen befaßten sich die Mitglieder des 
Interparlamentarischen Rates mit dem Tagesord-
nungspunkt „Reform der Strukturen und Arbeitsme-
thoden der Interparlamentarischen Union".  Im Früh-
jahr 1996, im Rahmen der Interparlamentarischen 
Konferenz in Istanbul, hatte der Exekutivausschuß 
beschlossen, die Strukturen und Arbeitsmethoden 
der IPU einer gründlichen und kritischen Überprü-
fung zu unterziehen. Die auf der Grundlage des Er-
gebnisses dieser Überprüfung ggf. vorzunehmenden 
Veränderungen sollten sicherstellen, daß die Union 
auch unter den geänderten politischen und sonsti-
gen, insbesondere informations- und kommunikati-
onstechnologischen Rahmenbedingungen die Erwar-
tungen ihrer Mitgliedstaaten erfüllen und  den  Her-
ausforderungen, denen sich die internationale Ge-
meinschaft an der Schwelle zum 21. Jahrhundert ge-
genübersieht, noch besser gerecht werden kann. Als 
ersten Schritt auf dem Weg zu diesem Ziel hatte der 
Exekutivausschuß eine Arbeitsgruppe eingesetzt, 
der neben dem Präsidenten des Interparlamentari-
schen Rates vier weitere Mitglieder des Exekutivaus-
schusses (Viola Furubjelke aus Schweden, Eduardo 
Menem aus Argentinien, Chung Soo Park aus Süd-
korea und Arsène Bongnessan Yé aus Burkina Faso) 
angehörten. Auf der Interparlamentarischen Konfe-
renz in Peking im Herbst 1996 legten die Arbeits-
gruppenmitglieder einen ersten Bericht vor, der ne-
ben einer Einführung und allgemeinen Erwägungen 
zur Entwicklung der Interparlamentarischen Union 
insbesondere einen ausführlichen Fragebogen ent-
hielt und nachfolgend an alle nationalen Gruppen 
versandt wurde. Damit sollten diese in die Diskussion 
einbezogen werden und Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu den aufgeworfenen Fragen und unterbrei-
teten Vorschlägen erhalten. Vor diesem Hintergrund 
berichtete nunmehr der koreanische Abg. Chung 
Soo Park über den Stand der Angelegenheit und die 
Ergebnisse der Auswertung der bis zur Sitzung des 
Exekutivausschusses in Seoul eingegangenen 41 
Antworten, darunter derjenigen Deutschlands. (Die 
Stellungnahme der deutschen IPU-Gruppe ist im An-
hang 10, S. 35 abgedruckt.) Alle nationalen Gruppen 
hätten ein klares und uneingeschränktes Bekenntnis 
zu der Interparlamentarischen Union und ihren Zie- 
len abgelegt und ihren Willen bekräftigt, die Union 
auf ihrem Weg in das 21. Jahrhundert zu stärken. Zu 
einer Zeit, in der die Rolle nationaler Parlamente 
überall substantiell aufgewertet werde, könne und 
müsse auch ihre Weltorganisation, die IPU, eine be-
deutendere Rolle spielen. Dies setze eine stärkere 
und permanentere Präsenz der IPU voraus, gekop-
pelt mit der Möglichkeit, zeitnah zu wich tigen Fra-
gen, denen sich die Weltgemeinschaft gegenüber-
sieht, Position zu beziehen. Einig seien sich die mei- 
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sten nationalen Gruppen auch darin gewesen, daß 
trotzdem mit aller Kraft versucht werden müsse, auf 
dem Kurs von sparsamer Haushaltsführung und Aus-
gabendisziplin fortzufahren und keine allzu großen 
Ausweitungen im Budget der IPU vorzunehmen. Die-
ses wiederum bedeute, daß die Empfehlungen und 
Vorschläge zur IPU-Reform nicht in einem einzigen 
Schritt umgesetzt werden könnten. Vielmehr biete es 
sich an, von einer Realisierung der Reform in mehre-
ren Schritten bzw. Stufen auszugehen. Abschließend 
wolle er noch darauf verweisen, daß die nationalen 
Gruppen sich übereinstimmend für eine weitere Ver-
stärkung und Vertiefung der Zusammenarbeit zwi-
schen IPU und Vereinten Nationen ausgesprochen 
hätten. Von seiten des Exekutivausschusses glaube 
man, daß dies eine stärkere und häufigere Präsenz 
von Parlamentariern am Sitz der Vereinten Nationen 
in New York erfordere. Diese aber sei nur zu gewähr-
leisten, wenn zumindest eine gewisse verwaltungs-
mäßige Unterstützung vor Ort gegeben sei. Deshalb 
träten die Mitglieder des Exekutivausschusses dafür 
ein, in New York ein kleines Büro der IPU zu eröff-
nen. Sie hätten den Generalsekretär gebeten, diese 
Angelegenheit zu prüfen und ihnen bei ihrer Sitzung 
in Kairo einen Bericht hierüber vorzulegen. In Kairo 
wolle man dann sowohl über diese Frage als auch 
über die Problematik der Zusammenarbeit mit den 
Vereinten Nationen allgemein nochmals diskutieren 
und anschließend die Mitglieder des Interparlamen

-

tarischen Rates mit der Angelegenheit befassen. Der 
Bericht von Abg. Park wurde zustimmend zur Kennt-
nis genommen. 

Sich inhaltlich gut an die Ausführungen von Abg. 
Park anschließend, stand als nächstes die Frage der 
Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und ih-
ren Unterorganisationen auf der Tagesordnung. Der 
amtierende Präsident hob hervor, daß die Koopera-
tion mit den Vereinten Nationen immer stärker und 
umfassender werde - und das mit einer sehr guten 
Kosten-Nutzen-Relation. „We do a lot for little" - so 
sein Resümee. Vor diesem Hintergrund wolle er die 
Mitglieder des Interparlamentarischen Rates um ihre 
Zustimmung für drei Vertragsentwürfe bitten. Es 
handele sich hierbei um Kooperationsübereinkom-
men mit der UNESCO (United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organization), der FAO (Food 
and Agriculture Organization of the United Nations) 
und dem UNDP (United Nations' Development Pro-
gramme). Zwar gebe es inzwischen ein zufriedenstel-
lendes Niveau sowohl hinsichtlich der wechselseiti-
gen institutionellen Repräsentation als auch hinsicht-
lich gemeinsamer konkreter Maßnahmen. Doch dür-
fe man  nun „nicht den Fuß vom Gaspedal nehmen"; 
ansonsten gingen Impetus und erreichte Geschwin-
digkeit schnell wieder verloren. Insoweit halte er es 
auch für wichtig, daß im September, wenn der Punkt 
„Zusammenarbeit zwischen Vereinten Nationen und 
Interparlamentarischer Union" auf der Tagesordnung 
der VN stehe, wieder eine möglichst große parlamen-
tarische Beteiligung gewährleistet sei. Die Ausfüh-
rungen des amtierenden Präsidenten nutzte ein spa-
nischer Abgeordneter dazu, die Mitglieder des Inter-
parlamentarischen Rates mit seiner Ansicht zu kon-
frontieren, daß zwar eine Verbesserung und Vertie-
fung der Beziehungen zwischen IPU und VN auch 

aus seiner Sicht wünschens- und erstrebenswert sei. 
Dies gelte aber genauso für eine Reform der Verein-
ten Nationen selbst. Diese korrespondierten mit den 
Gegebenheiten zur Zeit ihrer Gründung und hätten 
von daher nur einen sehr geringen demokratischen 
Unterbau. Alle neueren internationalen Organisatio-
nen hätten eine parlamentarische Dimension, an der 
es den Vereinten Nationen nach wie vor mangele. In-
soweit gehe es um nicht mehr und nicht weniger  als 
darum, die IPU zum „parlamentarischen Arm" der 
VN weiterzuentwickeln. Diese Sichtweise blieb un-
widersprochen. Anschließend stimmten die Mitglie-
der des Interparlamentarischen Rates den drei vorge-
legten, Vertragsentwürfen zu und ermächtigten ihren 
Präsidenten und den Generalsekretär, die entspre-
chenden Kooperationsübereinkommen zu unter-
zeichnen. 

Sodann präsentierte der finnische Abg. Hannu 
Kemppainen einen Bericht über die Ergebnisse des 
Interparlamentarischen Workshops zur „Umsetzung 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
die Rechte des Kindes in Zentralasien und Kasach-
stan", der vom 20. bis 22. Februar 1997 in Ashgabat 
stattgefunden hatte. Abg. Kemppainen verwies dar-
auf, daß dieser Workshop mit der Erklärung von Ash-
gabat abgeschlossen habe, deren Text in dem den 
Delegierten vorliegenden Dokument seines Aus-
schusses enthalten sei. Bericht und Erklärung wur-
den von den Mitgliedern des Interparlamentarischen 
Rates zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Auch in Seoul befaßte sich der Interparlamentarische 
Rat wieder eingehend mit Menschenrechtsverletzun-
gen an Parlamentariern. Der vom Abg. Hugo Batalla 
aus Uruguay vorgetragene Bericht des Menschen-
rechtsausschusses behandelte Menschenrechtsver-
letzungen an Parlamentariern in Albanien, Burundi, 
Kambodscha, Kolumbien, Gambia, Guatemala, Hon-
duras, Indonesien, Myanmar, Nige ria, Togo und der 
Türkei. Alle vom Ausschuß vorgelegten Texte zu den 
genannten Menschenrechtsverletzungen wurden 
vom Interparlamentarischen Rat im Konsenswege 
angenommen. 

Anschließend berichtete die koreanische Abg. 
Young Ja Kwon über Ablauf und Ergebnisse des 
Treffens der Parlamentarierinnen. Die ungefähr 100 
Frauen aus etwa 75 Ländern hätten einen angereg-
ten Meinungs- und Gedankenaustausch gepflegt 
und eine Vielzahl wichtiger Punkte diskutiert, von 
denen sie nur einige herausgreifen wolle. Einen 
Schwerpunkt der Erörterungen der Parlamentarierin-
nen hätte natürlich die Interparlamentarische Son-
derkonferenz zum Thema „Auf dem Weg zur Pa rt

-nerschaft zwischen Männern und Frauen in der Poli-
tik" dargestellt. Da die Ergebnisse dieser Konferenz 
bereits von Abg. Kéfi präsentiert worden seien, wolle 
sie hierauf nicht nochmals eingehen. Sie sei aber an-
genehm überrascht gewesen von der großen Menge 
an  konkreten Vorschlägen und Ideen, die diese Kon-
ferenz hervorgebracht habe und die nunmehr der 
Umsetzung harrten. Nach dem Ergebnis einer unmit-
telbar vor Beginn der Konferenz veröffentlichten Stu-
die der IPU würden weltweit gerade einmal 11,7 % 
der Parlamentssitze von Frauen eingenommen, und 
nur 17 Parlamente hätten eine Frau an ihrer Spitze. 
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Diese Zahlen seien für sie ein Schock gewesen, aber 
auch eine Ermunterung, sich weiterhin und noch ver-
stärkt für die Sache der Frauen einzusetzen. Anson-
sten hätten die Parlamentarierinnen einerseits allge-
mein über Maßnahmen zur Umsetzung der Ab-
schlußerklärung und des Aktionsplans der IV. Welt-
frauenkonferenz und der Parlamentarischen Erklä-
rung von Peking diskutiert. Andererseits hätten sie 
sich intensiv mit dem bei ihrem letzten Treffen fest-
gelegten Schwerpunktthema „Verantwortliche Erzie-
hung als Vorsorge gegen sexuelle Ausbeutung von 
Kindern" beschäftigt. Schwerpunktthema ihres Tref-
fens bei der nächsten IPU-Konferenz in Kairo sollten 
die Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf Frauen 
und Kinder sein. Des weiteren teilte Abg. Kwon mit, 
daß es einen Wechsel in dem Koordinierungsaus-
schuß für das Treffen der Parlamentarierinnen gege-
ben habe. Hier sei die ägyptische Abg. Yossria Loza 
an  die Stelle der libanesischen Abg. Maha Khoury 
Assa'ad getreten. Abschließend hob Abg. Kwon noch 
hervor, daß man bei der letzten IPU-Konferenz in Ko-
rea im Jahre 1983 erste Schritte ergriffen habe, um 
das Parlamentarierinnentreffen zu institutionalisie-
ren. Sie sei sehr stolz darauf, daß diese Schritte zum 
Erfolg geführt hätten und das Parlamentarierinnen

-

treffen nunmehr zu einem wichtigen Bestandteil der 
Interparlamentarischen Konferenzen geworden sei. 

Im Anschluß an den Bericht der Abg. Kwon nahmen 
die Mitglieder des Interparlamentarischen Rates eine 
Reihe weiterer Berichte zur Kenntnis. Es handelte 
sich insoweit um den vom monegassischen Abg. 
Main Michel vorgetragenen Bericht über das Treffen 
der Vertreter der am KSZM-Prozeß beteiligten Partei-
en, den vom französischen Abg. Jacques Baumel vor-
getragenen Bericht des Ausschusses für Nahostfra-
gen, den Bericht des Ausschusses zur Überwachung 
der Situation in Zypern, der vom Vorsitzenden dieses 
Ausschusses, dem finnischen Abg. Hannu Kemppai-
nen, vorgetragen wurde und eine Reihe von Empfeh-
lungen an  den Interparlamentarischen Rat enthielt, 
sowie schließlich den Bericht des Ausschusses für 
nachhaltige Entwicklung, der von dessen Vorsitzen-
dem, dem venezolanischem Abg. Nelson Chitty ' La 
Roche, vorgetragen wurde. Außerdem wählten die 
Mitglieder des Interparlamentarischen Rates Abg. 
Cyril Ndebele als neues Mitglied in den Ausschuß 
für Nahostfragen und Abg. Ashimzhan Akhmetuv 
aus Kasachstan als neues Mitglied in den Ausschuß 
für nachhaltige Entwicklung. 

Sodann legte der Interparlamentarische Rat die Ta-
gesordnung für die 98. Interparlamentarische Konfe-
renz fest, die vom 11. bis 15. September 1997 in Kairo 
stattfinden wird. Die Themenschwerpunkte lauten: 

- Sicherstellung dauerhafter Demokratie durch die 
Herstellung enger Verbindungen zwischen Parla-
ment und Bevölkerung 

Im Rahmen dieses Themas können die Abgeord-
neten ein breites Themenspektrum in bezug auf 
das Funktionieren der Demokratie und die Ach-
tung der Menschenrechte ansprechen, einschließ-
lich Parlamentswahlen und Volksbefragungen so-
wie Referenden, die Rolle der politischen Parteien 
und der besonderen Interessengruppen, der Me

-

chanismen für eine ständige Verbindung zwischen 
Parlamentariern und Bürgern sowie die Interaktion 
zwischen Politik und Medien. 

- Beschäftigung in einer sich globalisierenden Welt 

Bei diesem Thema können u. a. Punkte wie Kinder-
arbeit und die Situation von Wanderarbeitneh-
mern angesprochen werden. 

Darüber hinaus beschloß der Rat, daß die IPU bei 
zwei für spätere Zeitpunkte in diesem Jahr geplanten 
internationalen Treffen als Sponsor auftreten soll. Es 
handelt sich insoweit zum einen um die vom UNDP 
organisierte Konferenz zu „Staatlichem Handeln für 
nachhaltiges Wachstum", die vom 28. bis 30. Juli 
1997 in New York stattfinden wird, sowie zum ande-
ren um die vom Rechtsinstitut für internationale 
Menschenrechte in Syrakus (Italien) organisierte 
Konferenz zu dem Thema „Einschränkung der Straf-
losigkeit für internationale Verbrechen und gravie-
rende Verletzungen der Menschenrechte", die im 
September 1997 stattfinden wird. 

Schließlich stimmten die Mitglieder des Interparla-
mentarischen Rates noch dem Vorschlag des Exeku-
tivausschusses zu, Artikel 53 der Personalstatuten 
der Union dahin gehend zu ergänzen, daß vor dem 
1. Mai 1996 eingestellten Beschäftigten die späte-
stens mit ihrem 58. Geburtstag zu rea lisierende Op-
tion eingeräumt wird, erst mit 62 - und nicht bereits 
mit 60 - Jahren in den Ruhestand zu gehen. 

Iv. Sitzung der Parlamentarierinnen in der IPU 

Am 9. April 1997 fand unter dem Vorsitz der koreani-
schen Abg. Young Ja Kwon das Treffen der Parla-
mentarierinnen in der IPU statt . Eingangs erinnerte 
Abg. Kwon an  die 70. Interparlamentarische Konfe-
renz in Seoul im Herbst 1983. Damals habe es ledig-
lich sporadische und in keiner Weise institutionali-
sierte Treffen der weiblichen Delegierten gegeben. 
Mittlerweile aber seien die Parlamentarierinnentref-
fen zum festen und nicht mehr hinwegzudenkenden 
Bestandteil der Interparlamentarischen Konferenzen 
geworden. Dies betrachte sie als einen großen Fo rt

-schritt. In Zeiten der Globalisierung könnten Wohl-
stand für Frauen und eine Aufwertung der Rolle der 
Frau in Politik und Gesellschaft nicht isoliert auf na-
tionaler Ebene erreicht werden. Vielmehr bedürfe es 
internationaler Netzwerke, von denen das Treffen 
der Parlamentarierinnen eines darstelle. In diesem 
Sinne hoffe sie auf gute und fruchtbare Diskussio-
nen, in denen die Teilnehmerinnen nicht davor zu-
rückschreckten, ihren Träumen, Hoffnungen und 
Aspirationen Ausdruck zu verleihen. 

Als nächstes sprach die tunesische Abg. Faiza Kéfi in 
ihrer Eigenschaft als Vorsitzende des Koordinie-
rungsausschusses für das Treffen der Parlamentarie-
rinnen. Abg: Kéfi nahm Bezug auf die Interparlamen-
tarische Sonderkonferenz vom Februar 1997 in Neu 
Delhi und bezeichnete diese Konferenz als Bestäti-
gung dafür, daß es Partnerschaft zwischen Männern 
und Frauen in der Politik geben könne. Die Konfe-
renz habe dem internationalen Diskurs in Sachen 
„Beteiligung der Frauen am politischen Leben" neue 
Impulse gegeben. Das treffe auch für die von der IPU 
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anläßlich der Neu Delhi-Konferenz veröffentlichte 
weltweite vergleichende Studie mit dem Titel „Män-
ner und Frauen in der Politik: noch im Entstehungs-
prozeß begriffene Demokratie" und das die Ergeb-
nisse dieser Studie veranschaulichende Poster mit 
demselben Titel zu. Beide - d. h. sowohl die Ergeb-
nisse der Interparlamentarischen Sonderkonferenz 
von Neu Delhi als auch diejenigen der vergleichen-
den Studie - habe man in die einschlägigen Gremien 
der Vereinten Nationen eingebracht und auf diese 
Weise einen anerkanntermaßen substantiellen Bei-
trag zu den dort  geführten Debatten geleistet. Dies 
gelte insbesondere für die 41. Sitzung der VN-Kom-
mission für die Rechtsstellung der Frau, die vom 10. 
bis 21. März 1997 in New York stattgefunden und 
sich schwerpunktmäßig mit der Beteiligung von 
Frauen an politischen Entscheidungsprozessen be-
faßt habe. Auf Einladung des Präsidiums der Kom-
mission habe sie - Abg. Kéfi - dort  an einem Exper-
tenpanel teilgenommen, dem die Aufgabe zugekom-
men sei, die Diskussion zu dieser Thema tik in Gang 
zu setzen. Dies habe ihr Gelegenheit gegeben, die 
Ergebnisse der Konferenz von Neu Delhi wie auch 
der vergleichenden IPU-Studie vorzutragen, und sei 
ein weiteres Beispiel für die seit einiger Zeit sich 
ständig intensivierende Zusammenarbeit zwischen 
IPU und Vereinten Nationen. Abschließend erinnerte 
Abg. Kéfi daran, daß der Aktionsplan der IPU zur Be-
seitigung des gegenwärtigen Ungleichgewichts bei 
der Beteiligung von Männern und Frauen am politi-
schen Leben, Schlußerklärung und Aktionsplan der 
IV Weltfrauenkonferenz und Parlamentarische Er-
klärung von Peking sowie nunmehr die Abschlußer-
klärung der Neu Delhi-Konferenz eine Vielzahl von 
Verpflichtungen und Aufträgen enthielten. Nunmehr 
gehe es darum, diese auch tatsächlich umzusetzen. 
Denn - wie die Abschlußerklärung von Neu Delhi 
feststelle - wahre Demokratie setze eine gleichbe-
rechtigte und gleichwe rtige Teilhabe von Männern 
und Frauen am politischen Leben voraus. 

Als nächster richtete der Präsident des Interparla-
mentarischen Rates, Ahmed Fathy Sorour, das Wort  
an  die versammelten Delegierten. Auch er erinnerte 
daran, daß mit der 70. Interparlamentarischen Konfe-
renz in Seoul im Jahre 1983 das Parlamentarierinnen-
treffen in seiner jetzigen Form auf den Weg gebracht 
worden sei, und sprach in diesem Zusammenhang 
Frau Hyun Ja Kim seinen Dank aus. Frau Kim - heute 
Vorsitzende des Korean Women's Development Ins ti

-tute - sei damals Mitglied der koreanischen IPU-De-
legation gewesen und hätte sich aktiv und engagiert 
für die Institutionalisierung des Parlamentarierinnen-
treffens eingesetzt. Er sei froh, daß dieser Einsatz von 
Erfolg gekrönt gewesen sei. Denn bei dem Parlamen-
tarierinnentreffen handele es sich um ein Instrument, 
das es den weiblichen Delegierten erlaube, innerhalb 
der IPU effektiver und sichtbarer ihre Anliegen zu 
vertreten. Wie schon seine Vorrednerinnen ging auch 
der Präsident des Interparlamentarischen Rates 
nochmals auf die Interparlamentarische Sonderkon-
ferenz von Neu Delhi ein, die er als einen Markstein 
in der Geschichte der IPU bezeichnete. Zum ersten 
Mal habe eine internationale Konferenz eine gleiche 
Zahl von Männern und Frauen zusammengebracht, 
um eine Thematik zu diskutieren, die für alle Gese ll

-

schaften von großem Interesse und von außerordent-
licher Bedeutung sei. Es gehe hier um nicht weniger 
als die Konzeption von Demokratie, die ihm schon 
immer besonders am Herzen gelegen habe. Deshalb 
sei es auch eines der großen Ziele seiner Präsident-
schaft gewesen, eine „Erklärung zur Demokratie" 
herbeizuführen. Er hoffe, daß diese noch während 
seiner Amtszeit verabschiedet werden könne, und 
wolle dafür Sorge tragen, daß sie in jeder Hinsicht 
gleichermaßen die  Sichtweise und Aspirationen von 
Frauen und Männern enthalte. 

Nachdem die koreanische Ministerin für öffentliche 
Angelegenheiten und Frauenfragen, Kim Young 
Dak, noch eine kurze Ansprache gehalten hatte, un

-

terrichtete die türkische Abg. Imre Aykut die Parla-
mentarierinnen über die Ergebnisse der Sitzung des 
Koordinierungsausschusses für das Treffen der Parla-
mentarierinnen, die unmittelbar zuvor stattgefunden 
hatte. Sie wies darauf hin, daß man sich im Koordi-
nierungsausschuß schwerpunktmäßig zum einen mit 
den Ergebnissen der Interparlamentarischen Sonder-
konferenz in Neu Delhi und zum anderen mit dem 
Status von Frauen innerhalb der IPU befaßt habe. 
Zwar sei die Zahl der weiblichen Delegierten von 
Konferenz zu Konferenz kontinuierlich gestiegen. Sie 
bleibe aber immer noch weit hinter derjenigen der 
männlichen Delegierten zurück. Deshalb wolle sie an 
dieser Stelle an die nationalen Parlamente den Ap-
pell richten, Frauen in jeder Hinsicht verstärkt zu be-
rücksichtigen und insbesondere auch in größerer 
Zahl zu Mitgliedern ihrer IPU-Delegationen zu er-
nennen. Weitere Themen im Koordinierungsaus-
schuß seien die demnächst anstehenden Präsident-
schaftswahlen, Strategien zur Erhöhung des Frauen-
anteils in Führungspositionen der IPU und ein sich 
auf die Ergebnisse und Weiterverfolgungsmaßnah-
men hinsichtlich der IPU-Sonderkonferenz von Neu 
Delhi beziehender Resolutionsentwurf gewesen. 

Im Anschluß an die Ausführungen von Abg. Aykut 
befaßten sich die Parlamentarierinnen mit dem Ta-
gesordnungspunkt: Ergebnisse und Weiterverfol-
gungsmaßnahmen im Hinblick auf die IPU-Sonder-
konferenz zu dem Thema „Auf dem Weg zur Partner-
schaft zwischen Männern und Frauen in der Politik" 
in Neu Delhi vom 14. bis 18. Februar 1997 sowie im 
Hinblick auf die weltweite vergleichende Studie mit 
dem Titel „Männer und Frauen in der Politik: noch 
im Entstehungsprozeß begriffene Demokratie". Den 
unter diesem Tagesordnungspunkt zu erstattenden 
Bericht über die Ergebnisse der Konferenz von Neu 
Delhi hatte ursprünglich die indische Abg. Najma 
Heptulla, stellvertretende Vorsitzende des indischen 
Oberhauses (Rajya Sabha), geben sollen. Da sie je-
doch wegen dringender innenpolitischer Verpflich-
tungen verhindert war, an der Seouler IPU-Konferenz 
teilzunehmen, übernahm an ihrer Stelle die tunesi-
sche Abg. Faiza Kéfi diese Aufgabe. 

Abg. Kéfi bemerkte eingangs, daß sie stolz auf die 
Konferenz von Neu Delhi zurückblicke, zumal es ent-
lang den Vorgaben des Vorbereitungsausschusses 
gelungen sei, eine zahlenmäßig gleichberech tigte 
Vertretung von Männern und Frauen zu gewährlei-
sten. Im weiteren ging sie auf die drei großen thema-
tischen Schwerpunkte der Konferenz - Schulung von 
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Frauen für Politik und Wahlkampf, Finanzierung des 
Wahlkampfes von Frauen und das Bild bzw. die Dar-
stellung der Frau in den Medien - ein. Sie unter-
strich, daß es in allen diesen Bereichen angeregte 
und fruchtbare Diskussionen gegeben habe, deren 
Ergebnisse allesamt in der Abschlußerklärung fest-
gehalten seien. Insoweit handele es sich bei dieser 
um ein äußerst aussagekräftiges Dokument, von dem 
sie hoffe, daß es eine größtmögliche Verbreitung fin-
den werde. Die in der Abschlußerklärung enthalte-
nen Empfehlungen und Vorschläge könnten ihres Er-
achtens auf nationaler Ebene in den Mitgliedstaaten 
der IPU wie auch auf internationaler Ebene weiter-
führende Diskussionen anstoßen und do rt  zu guten 
Ergebnissen führen. Für sie jedenfalls stelle die Kon-
ferenz von Neu Delhi einen Meilenstein in der Ge-
schichte der IPU und darüber hinaus ein ausgespro-
chen hoffnungsvolles Beispiel für die Zusammenar-
beit von Frauen und Männern dar. 

Im Anschluß an den Bericht der Abg. Kéfi stellte die 
italienische Abg. Adriana Poli Bortone einen Resolu-
tionsentwurf vor, den die Mitglieder des Koordinie-
rungsausschusses für das Treffen der Parlamentarie-
rinnen erarbeitet hatten. Der Resolutionsentwurf 
solle dem Interparlamentarischen Rat zur Beschluß-
fassung vorgelegt werden und sicherstellen, daß die 
Abschlußerklärung der Konferenz von Neu Delhi al-
len nationalen Parlamenten sowie den einschlägigen 
Ausschüssen und Gremien, die mit Frauenfragen be-
faßt sind, zur Kenntnis gebracht werde. Nur so könne 
man ein effektives Follow-up hinsichtlich der in der 
Abschlußerklärung enthaltenen Empfehlungen und 
Vorschläge gewährleisten. Gleichzeitig enthalte der 
Resolutionsentwurf einige Passagen, die darauf ab-
zielten, Strukturen, Abläufe und die Arbeit innerhalb 
der Interparlamentarischen Union in Zukunft so aus-
zugestalten, daß sie dem Konzept echter Gleichbe-
rechtigung stärker gerecht werden, als dies in der 
Vergangenheit der Fall gewesen sei. 

Als nächstes stellte die Sekretärin des Parlamentarie-
rinnentreffens, Christine Pintat, die neue IPU-Bro-
schüre mit dem Titel „Frauen: Was die IPU unter-
nimmt" sowie die Ergebnisse der weltweiten ver-
gleichenden IPU-Studie: „Männer und Frauen in der 
Politik: noch im Entstehungsprozeß begriffene De-
mokratie" vor. In letzterer Hinsicht führte sie aus, 
daß diese Studie auf einen Fragebogen zurückgehe, 
der vom Parlamentarierinnentreffen beschlossen und 
nachfolgend an alle IPU-Mitgliedstaaten sowie eine 
Reihe weiterer Länder versandt worden sei. Von den 
angeschriebenen 179 Staaten mit Parlamenten hät-
ten 115 die zugegebenermaßen sehr umfangreichen 
und komplexen Fragen zur Situation von Frauen in 
ihren Ländern beantwortet. Dabei habe sich der Fra-
gebogen auf drei große Bereiche - nämlich Frauen in 
den politischen Parteien, Frauen in Wahlen und 
Frauen im Parlament - konzentriert. Die Ergebnisse 
der Studie zeigten ebenso wie diejenigen der Konfe-
renz von Neu Delhi, daß es nach wie vor große Dispa-
ritäten in der Teilhabe von Männern und Frauen am 
politischen Leben gebe und daß ohne die Ergreifung 
zielgerichteter Maßnahmen eine Behebung dieser Si-
tuation kaum zu erwarten sei. 

Vor dem Hintergrund dieser Informationen debattier-
ten die Delegierten dann ausgiebig und sehr enga-
giert über die Ergebnisse der IPU-Sonderkonferenz 
von Neu Delhi und die Rezeption, die die Abschluß-
erklärung in ihren Ländern zum Teil bereits gefun-
den hat. Auch der von der Abg. Poli Bortone vorge-
stellte Resolutionsentwurf war Gegenstand lebhafter 
Diskussion. Einig waren sich die Parlamentarierin-
nen darin, wie wichtig es sei, mit Maßnahmen auf 
der Ebene der politischen Parteien zu beginnen, 
wenn man tatsächlich etwas verändern wolle. Um-
stritten blieb dagegen die Frage der Quotierung. Die 
anwesenden Abgeordneten konnten auch in Seoul 
keine Einigkeit darüber erzielen, ob nur über die 
Quote eine wirklich gleichberechtigte Teilhabe von 
Männern und Frauen am politischen Leben gewähr-
leistet werden kann. So wurde z. B. davor gewarnt, 
daß ein Quotensystem zwar dazu führen könne, daß 
Frauen in bestimmte politische Positionen gehoben, 
gleichwohl aber nicht mit wirklichen Kompetenzen 
ausgestattet würden. Auch bekämpfe es lediglich die 
Auswirkungen der Ungleichheit und nicht deren Ur-
sachen. Allerdings sprach sich - wie zuvor schon in 
Neu Delhi - auch in Seoul eine Mehrheit dafür aus, 
das Instrument der Quotierung zumindest als tempo-
räre Maßnahme zum Abbau des gegenwärtigen dra-
matischen Ungleichgewichts zwischen Männern und 
Frauen in der Politik einzusetzen. Übereinstimmend 
stellten die Delegierten fest, daß, um eine verstärkte 
Beteiligung von Frauen am politischen Leben zu er-
reichen, vor allem frühzeitig ihr Interesse an politi-
schen Abläufen geweckt werden muß. Dieses Ziel 
müsse man bereits bei der Ausbildung von Mädchen 
im Auge behalten. Darüber hinaus falle auch den 
Medien und dem dort  , dargestellten Bild der Frau 
eine entscheidende Rolle zu. Hierzu wurde ausge-
führt, es gebe eine bedeutende Wechselwirkung zwi-
schen der Beteiligung von Frauen am politischen Le-
ben und der Wandlung des gesellschaftlichen Le-
bens. Ein erhöhter Frauenanteil in der Politik bewir-
ke, daß Frauen in den Medien eine positivere, d. h. 
respektvollere Darstellung erfahren. Darüber hinaus 
führe ihre Beteiligung an politischen Abläufen zu ei-
ner stärkeren Beachtung der Bedürfnisse von Frauen 
in vielen Bereichen, wie z. B. dem der Gesundheits-
versorgung oder der Kinderbetreuungseinrichtun-
gen. Im Anschluß an die Diskussion verabschiedeten 
die Parlamentarierinnen den Resolutionsentwurf zu 
den Ergebnissen und Folgemaßnahmen in bezug auf 
die IPU-Sonderkonferenz „Auf dem Weg zur Pa rtner-
schaft zwischen Männern und Frauen in der Politik". 

Als nächsten Tagesordnungspunkt behandelten sie 
Folgemaßnahmen zur Umsetzung des IPU-Aktions-
plans zur Beseitigung des gegenwärtigen Ungleich-
gewichts bei der Beteiligung von Männern und Frau-
en am politischen Leben, der von der  IV.  Weltfrauen-
konferenz verabschiedeten Schlußerklärung und Ak-
tionsplattform und der Parlamentarischen Erklärung 
von Peking. Hierbei lag der Schwerpunkt auf Maß-
nahmen, die auf nationaler Ebene ergriffen worden 
sind. Dabei reichten die vorgestellten Maßnahmen 
von einem Kooperationsprojekt zwischen Aruba, Be-
lize und den Niederlanden zur Veranstaltung von Se-
minaren mit dem Ziel des Austausches von Erfahrun-
gen und von Wissen über die Einrichtung einer natio- 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 
	Drucksache 13/7973 

nalen Kommission für Frauenfragen im Iran bis hin 
zur Schaffung eines von der Regierung finanziell un-
terstützten Fonds für die Entwicklung von Frauen in 
Korea, der darauf abzielt, die in den vorgenannten 
Konferenzen und Erklärungen festgelegten Maßnah-
men umzusetzen. 

Das auf der letzten Konferenz festgelegte Schwer-
punktthema für das Seouler Parlamentarierinnentref-
fen hieß: „Verantwortliche Erziehung als Vorsorge 
gegen sexuelle Ausbeutung von Kindern". Hier war 
man sich darin einig, daß es wichtig sei, die vom 
Weltkongreß gegen die gewerbsmäßige sexuelle 
Ausbeutung von Kindern verabschiedete Aktions-
plattform in jeder Hinsicht umzusetzen, und daß ge-
rade Parlamentarierinnen hierbei eine besondere 
Verantwortung zukomme Erforderlich sei zudem 
eine verstärkte Aufklärung nicht nur der Kinder, son

-

dern auch der Eltern. Außerdem müßten Lehrer und 
Beschäftigte in Sozialberufen besser geschult und 
Fachkräfte zur Verhütung der sexuellen Ausbeutung 
von Kindern ausgebildet werden. Für die Opfer 
müsse es sowohl psychologisch als auch medizinisch 
eine effektive Betreuung geben. Einig war man sich 
schließlich darin, daß es zur wirksamen Bekämpfung 
des Kindesmißbrauchs nicht nur verstärkter nationa-
ler Aktivitäten, sondern insbesondere auch einer 
wirksamen internationalen Zusammenarbeit bedür-
fe. Diese müsse u. a. auf eine Rechtsangleichung ab-
zielen und auch die Zusammenarbeit mit der Polizei 
und dem Bildungssektor umfassen. 

Abschließend beschlossen die Parlamentarierinnen, 
sich bei ihrem nächsten Treffen, das am 10. Septem-
ber 1997 in Kairo stattfinden wird, schwerpunktmä-
ßig mit den folgenden Themen zu befassen: „Folgen 
bewaffneter Konflikte für Frauen und Kinder" sowie 
„Zugang für Frauen zu Parlamenten: Herausforde-
rungen und Perspektiven". • 

V. Sitzungen der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus 

Die Sitzungen der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus, die in Seoul mit Lettland ein neues Mit-
glied erhielt, fanden am 9., 11., 12., 13. und 14. April 
1997 unter Vorsitz des niederländischen Abg. Frans-
Jozef van  der Heijden statt. Sie dienten in erster Li-
nie der Vorbereitung und Begleitung der Arbeit der 
Interparlamentarischen Konferenz aus .der Sicht der 
Gruppe der Zwölf plus. In diesem Zusammenhang 
erfolgten die Benennung der Vertreter der Gruppe 
der Zwölf plus für die Redaktionsausschüsse, die re-
gelmäßige Berichterstattung über die Arbeit dieser 
Ausschüsse sowie die Abstimmung über den zusätz-
lichen Tagesordnungspunkt und die Themenvor-
schläge für die 98. Interparlamentarische Konferenz 
in Kairo. Hier einigte sich die Gruppe der Zwölf plus 
darauf, neben anderen Themen auch den von der 
deutschen Delegation unterbreiteten Vorschlag „Be-
trogene Hoffnung - Arzneimittelfälschung in der 
Welt" zu unterstützen und als Themenvorschlag der 
Zwölf plus für die Konferenz in Kairo im September 
1997 in den Exekutivausschuß einzubringen. 

Zu Beginn der ersten Sitzung stellte der in Peking 
neu gewählte Vorsitzende der Gruppe der Zwölf 

plus, Abg. van der Heijden, die von ihm für seine 
Amtszeit ins Auge gefaßten Arbeitsschwerpunkte 
vor. Er sehe diese erstens in der Diskussion über die 
Zukunft der IPU, zweitens in möglichen Reformen 
der Arbeitsweise der Gruppe der Zwölf plus, drittens 
in der Unterstützung der Kandidatur des spanischen 
Abg. Miguel Angel Martinez für die nächste IPU

-

Ratspräsidentschaft und viertens in der Regelung der 
Nachfolge von IPU-Generalsekretär Pierre Cornillon. 

Bevor die Parlamentarier der Zwölf plus ihre inhaltli-
chen Debatten aufnahmen, wurde von deutscher Sei-
te noch die Frage des geänderten Konferenzschemas 
angesprochen. Abg. Leni Fischer wies darauf hin, 
daß man seinerzeit auf Bitten der Vereinigten Staaten 
entschieden habe, die Konferenz nicht mehr von 
Montag bis Samstag, sondern statt dessen von Don

-

nerstag bis Dienstag stattfinden zu lassen. Da aller-
dings in Seoul gleichwohl keine US-amerikanische 
Delegation anwesend sei, stelle sich die Frage, ob 
man unter diesen Umständen nicht zum alten Konfe-
renzschema zurückkehren wolle. Dies traf auf allge-
meine Zustimmung. 

In Übereinstimmung mit dem von ihrem Vorsitzen-
den vorgestellten Arbeitsplan beschäftigten sich die 
Parlamentarier der Gruppe der Zwölf plus sodann 
ausgiebig mit der Frage der Präsidentschaftskandi-
datur des spanischen Abg. Martinez sowie der Nach-
folge von IPU-Generalsekretär Cornillon. In ersterer 
Hinsicht berichtete der Vorsitzende, daß er am 
84. April 1997 an alle Delegationsleiter und -leiterin-
nen der bei der Seouler Konferenz vertretenen natio-
nalen Gruppen geschrieben habe, um für den Abg. 
Martinez bzw. die Unterstützung seiner Kandidatur 
zu werben. Seiner eigenen Überzeugung entspre-
chend, habe er Abg. Martinez als exzellenten und 
hochqualifizierten Kandidaten mit großer internatio-
naler Erfahrung allgemein, insbesondere aber auch 
innerhalb der IPU, geschildert und darauf hingewie-
sen, daß es gerade zum momentanen Zeitpunkt eines 
Präsidenten bedürfe, der die ihm zukommende politi-
sche Führungsrolle übernehmen und ausfüllen 
könne und wolle. Nun gehe es darum, die bis zur 
Kairoer Konferenz verbleibende Zeit zu nutzen und 
eine möglichst breite Unterstützung für die Kandida-
tur von Abg. Martinez zu mobilisieren. 

Was die Nachfolge von IPU-Generalsekretär Cornil-
lon betreffe, so wolle er in keiner Weise den derzeiti-
gen IPU-Generalsekretär kritisieren, der wirk lich 
gute Arbeit geleistet habe. Es gehe aber nunmehr 
darum, für seine Nachfolge eine Person zu finden, 
die dazu bereit sei, „Diener der Union" zu sein, und 
keinen eigenen politischen Führungsanspruch erhe-
be. Dieser komme allein dem Präsidenten des Inter-
parlamentarischen Rates zu. Nach seiner Erwartung 
solle der neue IPU-Generalsekretär vor allem admini-
strativ und unterstützend tätig werden. Vor dem Hin-
tergrund dieser Ausführungen des Vorsitzenden prä-
sentierte die britische IPU-Gruppe ihre Vorstellungen 
hinsichtlich des Verfahrens für die Regelung der 
Nachfolgefrage: Für die Stelle des IPU-Generalsekre-
tärs solle ein zur Veröffentlichung bestimmtes Anfor-
derungsprofil erstellt werden. Sodann solle die Va-
kanz nicht nur den nationalen Gruppen mitgeteilt, 
sondern auch in Zeitungsannoncen ausgeschrieben 
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werden, um eine möglichst große Zahl potentieller 
Kandidaten zu erreichen. Nach einem vorgelagerten 
Selektionsprozeß sollten die Namen und Lebensläufe 
der in Frage kommenden Kandidaten an alle IPU-
Mitgliedstaaten versandt werden. Auch solle in Be-
tracht gezogen werden, den in die Endausscheidung 
gekommenen Kandidaten Gelegenheit zu geben, 
sich bei den geopolitischen Gruppen vorzustellen. 
Gegen diese Vorschläge wurden keinerlei Einwände 
erhoben. Insbesondere waren sich alle Mitglieder der 
Gruppe der Zwölf plus darin einig, daß die Nachfol-
gefrage in einem offenen und transparenten Verfah-
ren geregelt werden müsse, das einen freien Wettbe-
werb zulasse und den in Frage kommenden Perso-
nenkreis nicht von vornherein einschränke. 

Einen breiten Raum in den Diskussionen der Parla-
mentarier der Zwölf plus nahmen diesmal die Ereig-
nisse im Interparlamentarischen Rat ein, die sich um 
den Versuch einiger arabischer Staaten r ankten, die 
Aufnahme des Palästinensischen Nationalrates 
(PNC) als Vollmitglied in die IPU durchzusetzen. In-
nerhalb der Gruppe der Zwölf plus war man  sich dar-
über einig, daß der Präsident in der Sitzung des Inter-
parlamentarischen Rates am 10. April 1997 keine in-
haltliche Debatte in dieser Frage hätte zulassen dür-
fen. Gleichwohl müsse der Ablauf der Ereignisse An-
laß zu großer Besorgnis geben. Während es den Mit-
gliedern der Zwölf plus häufig an Geschlossenheit 
und ' Solidarität mangele, verschafften sich andere 
Gruppierungen einen ständig zunehmenden Einfluß 
in der Union und übten diesen in ihrem Sinne und zu 
ihren Zwecken aus. Bei der Frage der Aufnahme des 
PNC gehe es um mehr als ein prozedurales Problem. 
Was auf dem Spiel stehe, seien Selbstverständnis 
und weltweite Glaubwürdigkeit der Union. Abgese-
hen davon, daß eine Aufnahme des PNC dem Auf-
nahmebegehren einer ganzen Reihe von „Exilparla-
menten" Tür und Tor öffnen würde, hätte sie gravie-
rendste politische Konsequenzen. Immer wieder wur-
de darauf verwiesen, daß die IPU Statuten habe, die 
nicht verletzt werden dürften, nur um ein politisches 
Signal zu setzen. Das wäre der Anfang vom Ende der 
Union. Da aber der PNC eindeutig die in Artikel 3 
Abs. 2 der Satzung festgelegten Kriterien für eine 
Mitgliedschaft in der IPU nicht erfülle, müßte allen 
Versuchen, seine Aufnahme gleichwohl durchzuset-
zen, eine klare und deutliche Absage erteilt werden. 
In diesem Zusammenhang unterbreitete der französi-
sche Abg. Jacques Baumel den Vorschlag, eine Ab-
ordnung der Gruppe der Zwölf plus zum Präsidenten 
des Interparlamentarischen Rates zu entsenden.. 
Diese Abordnung solle dem Präsidenten den Stand-
punkt der Zwölf plus vortragen, ihm insbesondere 
auch klar machen, was aus der Sicht ihrer Gruppe 
auf dem Spiel stehe und wie ernst sie diese Angele-
genheit nähmen. Der Vorschlag von Abg. Baumel 
traf auf allgemeine Zustimmung, woraufhin eine aus 
fünf Mitgliedern der Zwölf plus bestehende Delega-
tion gebildet und zum Präsidenten des Interparla-
mentarischen Rates entsandt wurde. Der Delegation 
gehörten neben Abg. Baumel der Vorsitzende der 
Gruppe der Zwölf plus, Abg. Frans-Jozef van der 
Heijden, die kanadische Abg. Sheila Finestone, der 
britische Abg. Viscount Montgomery of Alamein 
und der deutsche Abg. Dieter Schloten an. In einem 

sehr eindringlichen Gespräch gelang es der Abord-
nung, dem Präsidenten den E rnst der Lage bewußt 
zu machen und -den Boden für die letztlich im Inter

-

parlamentarischen Rat in der Sondersitzung am 
12. April 1997 mehrheitlich angenommene Lösung 
der Problematik (siehe insoweit die Ausführungen zu 
den Sitzungen des Interparlamentarischen Rates un-
ter III.) zu bereiten. 

Die Mitglieder der Gruppe der Zwölf plus sahen dies 
als großen Erfolg an und zeigten sich sehr froh dar-
über, daß es ihnen gelungen war, durch ihr ge- und 
entschlossenes Auftreten den Versuch einiger arabi-
scher Staaten, die IPU zu unterminieren, abzuwehren 
und eine offenkundige Verletzung der Statuten zu 
vereiteln. Dabei ließen sie es jedoch nicht bewenden. 
Vielmehr nutzten sie die Gelegenheit zu einer grund-
legenden Diskussion über das Selbstverständnis ih-
rer Gruppe und die Frage nach deren zukünftiger Ar-
beit. Ausgangspunkt war das Eingeständnis, daß es 
um die Kohärenz und Solidarität innerhalb ihrer 
Gruppe in der- Vergangenheit nicht immer zum be-
sten beste llt war. Darüber hinaus habe es auch immer 
wieder an einer aktiven und koordinierten Vorberei-
tung der Konferenzen gemangelt. Vor diesem Hinter-
grund war man sich darin einig, daß die Gruppe wie-
der aktiver werden müsse. So dürfe es z. B. nicht vor-
kommen, daß man noch einmal ohne eigenen Vor-
schlag hinsichtlich des zusätzlichen Tagesordnungs-
punktes in eine Konferenz gehe. Auch müßte der In-
formationsfluß innerhalb der Gruppe verbessert wer-
den.  Nach außen hin müßten die Mitglieder mit einer 
Stimme sprechen und sich insbesondere in Abstim-
mungen so verhalten, wie es vorher in ihren Sitzun-
gen abgesprochen worden sei. Dieses zu erreichen, 
setze eine Überprüfung von Arbeitsmethoden und 
Arbeitsweise der Gruppe voraus. Insbesondere benö-
tige man mehr Zeit vor Konferenzbeginn, um Infor-
mationen auszutauschen, bei der Konferenz anste-
hende problematische Punkte zu diskutieren und 
hier zu einer koordinierten und einheitlichen Position 
der Zwölf plus zu finden. Auf der Grundlage der von 
einem neuen und sehr dynamischen Geist der Zu-
sammenarbeit geprägten Diskussion war man sich 
darin einig, daß es in Zukunft einer sehr viel besse-
ren Vorbereitung der Konferenzen von seiten der 
Parlamentarier der Gruppe der Zwölf plus bedürfe 
und daß hierzu ein ganztägiges Treffen vor Konfe-
renzbeginn erforderlich sei. Darüber hinaus schlug 
der französische Abg. Jacques Baumel vor, eine Art 

 kleinen Vorstand - bestehend aus vier oder fünf Per-
sonen - zu wählen, der sich ungefähr einen Monat 
vor der Konferenz treffe, um sich um Angelegenhei-
ten wie den zusätzlichen Tagesordnungspunkt, an- 
stehende Wahlen sowie Kontakte und Absprachen 
mit anderen Gruppen zu kümmern. Letzteres wurde 
von der deutschen Abg. Leni Fischer nachdrücklich 
unterstützt. Sie hob hervor, wie wichtig es sei, sich 
insbesondere um Kontakte zu denjenigen Ländern 
zu bemühen, die - wie viele der jungen Demokratien 
in Mittel- und Osteuropa - bislang keiner der geopo-
litischen Gruppen fest angehörten. 

Anschließend ließen sich die Parlamentarier der 
Zwölf plus von ihren derzeitigen Mitgliedern im Exe-
kutivausschuß über die Arbeit dieses Gremiums un-
terrichten. Die schwedische Abg. Viola Furubjelke 
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erläuterte, man habe im Exekutivausschuß intensiv 
über die Errichtung eines IPU-Büros in New York dis-
kutiert. Derzeit verfüge die Union lediglich über ei-
nen teilzeitbeschäftigten Verbindungsmann in Wa-
shington, D.C. Vor dem Hintergrund der sich ständig 
intensivierenden Zusammenarbeit mit den Vereinten 
Nationen benötige man  nun aber wohl eher ein Büro 
am Sitz der Vereinten Nationen in New York. Über 
dieses könnten die Parlamentarier Informationen 
über Maßnahmen und Aktivitäten der Vereinten Na-
tionen aus erster Hand erhalten, Kontakte pflegen 
und dafür sorgen, daß die Interparlamentarische Uni-
on bei den Vereinten Nationen immer bekannter 
wird. Was die Kosten betreffe, so rechne man mit 
70 000 US-Dollar für die Ersteinrichtung des Büros, 
ansonsten mit 120000 US-Dollar jährlich für den lau-
fenden Betrieb. Allerdings wolle man hierfür nicht 
das Budget erhöhen, sondern diese Kosten an  ande-
rer Stelle einsparen. Der isländische Abg. Geir Haar

-

de ergänzte die Ausführungen seiner Kollegin dahin 
gehend, wie wichtig es sei, Präsenz in New York zu 
zeigen, um das Kooperationsübereinkommen mit 
den Vereinten Nationen mit Leben zu erfüllen. Hierin 
wurde er von dem Vorsitzenden bestätigt, der in die-
sem Zusammenhang darauf verwies, daß man  lange 
Zeit für vertiefte Beziehungen mit den Vereinten Na-
tionen gekämpft habe. Nun müßten an  dem entschei-
denden Punkt, den man erreicht habe, auch Konse-
quenzen folgen. Dabei verstehe es sich von selbst, 
daß dieses innerhalb des Budgets geschehen müsse. 
Die deutsche Abg. Leni Fischer setzte den Schluß-
punkt der Diskussion, indem sie den Vorschlag un-
terbreitete, die Frage im Zusammenhang mit der 
IPU-Reformdiskussion erneut aufzugreifen. Da hier 
zur Debatte stehe, in Zukunft nur noch eine große 
Jahreskonferenz der IPU und eine zweite kleinere 
Konferenz am Sitz der Vereinten Nationen in New 
York durchzuführen, seien die beiden Fragen mitein-
ander verwoben. Entscheide man  sich zugunsten des 
von ihr angesprochenen Modells, würde es auch ins 
Bild passen und die Arbeit der IPU fördern, wenn sie 
eine Repräsentanz in New York hätte. 

In der letzten Sitzung der Gruppe der Zwölf plus am 
14. April 1997 erklärte der niederländische Abg. 
Frans-Jozef van der Heijden, er könne den Vorsitz 
der Gruppe nur bis Mai 1998 ausfüllen, da er zu die-
sem Zeitpunkt in die Stadtregierung von Rotterdam 
wechseln und damit sein parlamentarisches Mandat 
aufgeben wolle. Daraufhin bekundeten Deutschl and 
und Italien Interesse an  der Nachfolge, wobei Kandi-
dat der Deutschen Abg. Dieter Schloten und Kandi-
dat der  Italiener Abg. Antonio Martino sein wird. 
Man einigte sich darauf, daß spätestens in Kairo Le-
bensläufe der beiden Kandidaten an  alle Mitglieder 
der Zwölf plus verteilt werden sollen. Darüber hinaus 
sollen die Kandidaten Gelegenheit erhalten, ihre Vor-
stellungen von der weiteren Arbeit der Zwölf plus 
den Mitgliedern der Gruppe in einer ihrer Sitzungen 
zu präsentieren, bevor man  dann - noch in Kairo - 
eine Entscheidung herbeiführen wolle. 

Weiteres Thema der Sitzung am 14. April 1997 waren 
nochmals die Ergebnisse der Interparlamentarischen 
Sonderkonferenz zu dem Thema „Auf dem Weg zur 
Partnerschaft zwischen Männern und Frauen in der 

Politik" , die vom 14. bis 18. Februar 1997 in Neu De-
lhi stattgefunden hatte. Sie wurden von der kanadi-
schen Abg. Sheila Finestone präsentiert, die bei die-
ser Gelegenheit die Veränderungen hinsichtlich der 
Rolle von Frauen in der Gesellschaft als größte Revo-
lution des 20. Jahrhunderts bezeichnete. Allerdings 
gebe es in dieser Hinsicht noch immer ein signifikan-
tes demokratisches Defizit. Hier hätten sie als Parla-
mentarierinnen und Parlamentarier eine moralische 
Verpflichtung, beispielhaft voranzugehen. Insofern 
wolle sie an diejenigen Länder, die ohne Frauen nach 
Seoul gereist seien, den dringlichen Appell richten, 
beim nächsten Mal Frauen in ihren Delega tionen zu 
berücksichtigen. 

Nachdem die Parlamentarier der Zwölf plus noch die 
Finanzverwaltung und Haushaltsführung für die 
Gruppe im Jahr 1996 gebilligt hatten, kündigte der 
Vorsitzende abschließend an, für Mittwoch, den 
10. September 1997, zu einem ganztägigen Treffen 
der Gruppe der Zwölf plus einladen zu wollen. Zu-
sätzlich wolle er für Dienstag, den 9. September 
1997, ein Treffen eines erweiterten Steuerungsaus-
schusses anberaumen. Hieran sollten neben ihm 
selbst und seinen beiden Amtsvorgängern (also dem 
eigentlichen Steuerungsausschuß) die Mitglieder der 
Zwölf plus im Exekutivausschuß, der spanische Abg. 
Martinez sowie die beiden Anwärter auf den näch-
sten Vorsitz der Zwölf plus - der deutsche Abg. 
Schloten und der italienische Abg. Mar tino - teilneh-
men. Gegenstand des Treffens sollten vor allem die 
Vorstellungen der Parlamentarier der Zwölf plus. im 
Hinblick auf die IPU-Reform und die Wahl des näch-
sten Generalsekretärs sein. 

VI. Zusammenfassung 

Zu den wichtigsten Ergebnissen der 97. Interparla-
mentarischen Konferenz zählte die Verabschiedung 
der Resolution zu den Themen „Zusammenarbeit im 
Hinblick auf weltweite und regionale Stabilität sowie 
die Respektierung aller Formen der Souveränität und 
Unabhängigkeit von Staaten", „Erforderliche Maß-
nahmen zur Veränderung von Verbrauchsgewohn-
heiten und Herstellungsstrukturen im Hinblick auf 
eine nachhaltige Entwicklung", „Sicherung des Sta-
tus der Heiligen Stadt Jerusalem und Nutzung a ller 
Möglichkeiten, taktischen Maßnahmen entgegenzu-
wirken, die ihrer Identität schaden und ernsthaft die 
Sicherheit und den Friedensprozeß in diesem Gebiet 
gefährden" und „Interna tionale Maßnahmen im Hin- 
blick auf die Dringlichkeitssituation in Albanien und 
in Zaire". 

In ihrer per Akklamation angenommenen Resolu tion 
zum Thema „Zusammenarbeit im Hinblick auf welt-
weite und regionale Stabilität sowie die Respektie-
rung aller Formen der Souveränität und Unabhän-
gigkeit von Staaten", die im wesentlichen auf den 
von der ägyptischen und der deutschen Delega tion 
eingebrachten Resolu tionsentwürfen zu diesem The-
ma beruht und deren endgültige Fassung unter ent-
scheidender Mitwirkung von Abg. Ul rich Irmer zu-
stande kam, heben die Parlamentarier hervor, daß 
seit dem . Ende des Kalten Krieges eigentlich ein der 
internationalen Zusammenarbeit sowie der Herstel- 
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lung von Sicherheit und Stabilität förderliches Klima 
entstanden sei. Gleichwohl gebe es noch immer eine 
Menge von Gefahren, die Sicherheit und Stabilität 
bedrohten, darunter ethnische, nationalistische und 
religiöse Dispute und Spannungen wie auch der Rü

-

stungswettlauf und die Weiterverbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen. All  dies gehe einher mit ei-
ner wachsenden Bedrohung durch internationalen 
Terrorismus. Vor diesem Hintergrund betonen die 
IPU-Delegierten die Schlüsselrolle parlamentarischer 
Diplomatie für die Herstellung regionaler und welt-
weiter Sicherheit und Stabilität. Dabei müsse die Zu-
sammenarbeit mit den Vereinten Nationen und re-
gionalen Organisationen, die in diesem Bereich tätig 
seien, gesucht werden Insbesondere müßten auch 
den Vereinten Nationen die finanziellen, technischen 
und menschlichen Ressourcen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben im Hinblick auf die Beilegung inter-
nationaler Konflikte benötigen, tatsächlich zur Verfü-
gung gestellt werden. Des weiteren bekennen sich 
die Parlamentarier in ihrer Resolu tion zu den Prinzi-
pien der Souveränität und Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten von Staaten als Ecksteinen 
der staatenübergreifenden Zusammenarbeit. Gleich-
wohl müsse ebenso beachtet werden, daß die inter-
nationale Gemeinschaft eine Pflicht habe, die unver-
äußerlichen Menschenrechte und unterdrückte Min-
derheiten zu schützen, und daß die Verletzung 
grundlegender Menschenrechte die internationale 
Sicherheit und Stabilität bedrohen könne. Schließlich 
gehen die Parlamentarier in ihrer Resolu tion in einer 
Passage auch auf die Situation auf der koreanischen 
Halbinsel ein. Sie bezeichnen diese als letztes ver-
bleibendes Erbstück des Kalten Krieges und verlei-
hen ihrer Hoffnung Ausdruck, daß die  geplanten 
Vier-Parteien-Gespräche ebenso wie ein multilatera-
ler Dialog zwischen den Parlamenten aller betroffe-
nen Länder zu weiteren Erfolgen und letztlich zu 
dauerhaftem Frieden und Stabilität auf der koreani-
schen Halbinsel führen werden. Abschließend for-
dern die IPU-Delegierten dazu auf, weltweit die par-
lamentarische Diplomatie im Hinblick auf die Förde-
rung internationaler und regionaler Sicherheit und 
Stabilität zu intensivieren sowie die Entwicklung von 
Demokratie und verantwortungsbewußtem staatli

-

chen Handeln überall zu fördern. 

Mit ihrer per Akklamation angenommenen Resolu-
tion zum Thema „Erforderliche Maßnahmen zur Ver-
änderung von Verbrauchsgewohnheiten und Her-
stellungsstrukturen im Hinblick auf eine nachhaltige 
Entwicklung", an  deren Zustandekommen Abg. Prof. 
Dr. Bodo Teichmann entscheidenden Anteil hatte, 
wollen die Parlamentarier einen Beitrag zur Sonder

-

Generalversammlung der Vereinten Nationen zur 
Überprüfung und Bewe rtung der Umsetzung der 
Agenda 21 leisten. Diese Sonder-Generalversamm-
lung wird im Juni 1997 in New York stattfinden und 
dient der weltweiten Evaluierung der im Gefolge des 
Gipfels von Rio ergriffenen Follow-up-Maßnahmen. 
Mit Blick auf diese Veranstaltung fordern die IPU

-

Delegierten Parlamente und Parlamentarier in der 
ganzen Welt dazu auf, ihre Regierungen dahin ge-
hend unter Druck zu setzen, daß sie die 1992 einge-
gangenen Verpflichtungen bestätigen, seitdem er-
griffene Maßnahmen fortschreiben und intensivieren 

sowie konkrete und meßbare Ziele mit konkreten F ri
-sten festlegen. In der zur Vorlage an  die Sonder-Ge-

neralversammlung bestimmten Erklärung geben die 
Parlamentarier ihrer Verwunderung darüber Aus-
druck, daß der Erdgipfel zwar ein allgemeines Be-
wußtsein hinsichtlich der Problematik der nachhalti-
gen Entwicklung hervorgebracht habe, dieses Be-
wußtsein aber zu keinen wesentlichen Verbesserun-
gen in der Umweltsituation geführt habe. Vor diesem 
Hintergrund warnen sie vor den Gefahren einer Ab-
wartepolitik, die sich letztlich zerstörerisch für die ge-
samte Menschheit auswirken könne. Im weiteren er-
innern die Parlamentarier an die wich tigsten Ergeb-
nisse des Gipfels von Rio sowie die von den Regie-
rungen dort  eingegangenen Verpflichtungen und 
würdigen, daß es seit Rio immerhin einige Fo rt

-schritte gegeben habe. Diese reichten aber bei wei-
tem  nicht aus. Vielmehr bedürfe es radikaler Verän-
derungen in Bewußtsein und Verhaltensmustern. 
Diese seien nur zu erreichen, wenn Regierungen und 
Parlamente, aber auch Behörden, Unternehmen, 
Nicht-Regierungsorganisationen, internationale und 
nationale Organisationen sowie Universitäten und 
die Wissenschaft allgemein ihre Anstrengungen dar-
auf ausrichteten, einen entsprechenden Prozeß des 
Umdenkens in Gang zu setzen und das Lebensziel 
ihrer Bevölkerung, insbesondere die kontinuierliche 
Erhöhung von Lebensstandard und Lebensqualität, 
mit den grundlegenden Prinzipien nachhaltiger Ent-
wicklung zu harmonisieren. In diesem Zusammen-
hang erheben die Parlamentarier sodann eine ganze 
Reihe konkreter Forderungen, die zum Teil lediglich 
bereits in Rio eingegangene Verpflichtungen insbe-
sòndere der Industriestaaten wiederholen, zum Teil 
im Interesse einer globalen Umwelt- und Entwick-
lungspartnerschaft im 21. Jahrhundert jedoch auch 
darüber hinausgehen. 

Die Resolution zum Thema „Sicherung des Status 
der Heiligen Stadt Jerusalem und Nutzung aller 
Möglichkeiten, taktischen Maßnahmen entgegenzu-
wirken, die ihrer Identität schaden und ernsthaft die 
Sicherheit und den Friedensprozeß in diesem Gebiet 
gefährden" wurde ebenfalls per Akklamation ange-
nommen. Im Ausschuß für politische Fragen, interna-
tionale Sicherheit und Abrüstung war sie allerdings 
äußerst kontrovers diskutiert und hier lediglich mit 
61 Ja-Stimmen gegen 8 Nein-Stimmen bei 7 Enthal-
tungen angenommen worden, wobei sich die deut-
sche Delegation der Stimme enthielt. Sie gab diesbe-
züglich eine Erklärung zu Protokoll, daß es ihr in 
dem verabschiedeten Text an einer Vision hinsicht-
lich der Zukunft Jerusalems fehle. In der Resolu tion 
bekräftigen die Parlamentarier ihre Unterstützung 
für den Friedensprozeß im Nahen Osten und das bis-
lang Erreichte. Sie geben aber auch ihrer tiefen Be-
sorgnis über die neuen israelischen Siedlungsaktivi-
täten in den seit 1967 besetzten palästinensischen 
Gebieten Ausdruck und erwähnen in diesem Zusam-
menhang insbesondere den Bau der Djebel-Abu-
Gneim-Siedlung in Ost-Jerusalem. Die IPU-Delegier-
ten betonen, daß sie diese Siedlungen für i llegal hal-
ten und als eine Verletzung internationalen Rechts 
sowie als größeres Hindernis auf dem Weg zum Frie-
den ansehen. Vor diesem Hintergrund appellieren 
sie an die israelischen Behörden, alle Aktivitäten 
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oder Maßnahmen zu unterlassen, welche die mo-
mentane Lage verändern und damit die endgültigen 
Statusverhandlungen ins Leere laufen lassen wür-
den. An alle Beteiligten geht der Appell, ihre Ver-
handlungen auf der Basis des bislang Erreichten fo rt

-zusetzen und zu beschleunigen und die bereits ge-
schlossenen Übereinkünfte innerhalb der vorgesehe-
nen Fristen umzusetzen. Schließlich fordern die Par-
lamentarier noch ein Ende aller Akte von Gewalt und 
Terrorismus. 

Die Resolution zu dem Thema „Internationale Maß-
nahmen im Hinblick auf die Dringlichkeitssituation 
in Albanien und in Zaire" geht auf einen Dringlich-
keitsantrag zurück, den die italienische IPU-Gruppe 
im unmittelbaren Vorfeld der Konferenz gestellt 
hatte. Nach den Statuten der IPU kann ein Dringlich-
keitsantrag auf Aufnahme eines weiteren zusätzli-
chen Tagesordnungspunktes gestellt werden, wenn 
sich dieser Antrag auf ein Ereignis von besonderer 
internationaler Bedeutung bezieht, das in den 30 Ta-
gen vor Eröffnung der Konferenz oder während der 
Konferenz stattgefunden hat bzw. stattfindet. Ge-
meinsam mit den Italienern waren die versammelten 
IPU-Parlamentarier der Ansicht, daß die Situa tion in 
Albanien diese Kriterien erfülle, erweiterten das The-
ma  aber noch um die Lage in Zaire, die sich ähnlich 
dringlich darstelle wie diejenige in Albanien. 

In der per Akklamation verabschiedeten Resolution 
zeigen sich die. Parlamentarier tief besorgt über die 
humanitäre Situation in Albanien, die so schwerwie-
gend sei, daß zu ihrer Bewältigung internationale 
Hilfe dringend benötigt werde. Allerdings reiche hu-
manitäre Hilfe allein nicht aus. Vielmehr müßten 
staatliche und zivile Strukturen geschaffen werden, 
die Versöhnung, zukünftiges verantwortungsbewuß-
tes staatliches Handeln sowie eine wirtschaftliche 
und finanzielle Konsolidierung des Landes erlaubten. 
Höchste Priorität räumen die Parlamentarier in die-
sem Zusammenhang der Durchführung freier und 
fairer Wahlen überall im Land ein. Auch müßten ein 
effektives Verwaltungssystem und eine Polizei ge-
schaffen werden, die dazu in der Lage seien, das zi-
vile Zusammenleben in einem demokratischen Sy-
stem und die gesunde Entwicklung wirtschaftlicher 
Aktivitäten zu garantieren. An die Regierungen und 
Mitgliedsparlamente der IPU geht der Appell, ihre 
Unterstützung für Albanien fortzusetzen, indem sie 
humanitäre, finanzielle und wirtschaftliche Hilfe so-
wie rechtliche und administra tive Expertise zur Ver-
fügung stellen. 

Hinsichtlich der Situation in Zaire geben die IPU-Par-
lamentarier ihrer tiefen Besorgnis über den fortdau-
ernden Konflikt in diesem Land und seine schwer-
wiegenden Konsequenzen im Hinblick auf menschli-
ches Leid und die Bedrohung der regionalen Stabili-
tät Ausdruck. Vor diesem Hintergrund appellieren 
sie an  die Konfliktparteien, an dem Fünf-Punkte-
Friedensplan der Vereinten Nationen für Zaire fest-
zuhalten und diesen umzusetzen. Außerdem geht an 

 die internationale Gemeinschaft der Aufruf, die Um-
setzung des besagten Plans durch eine Reihe konkret 
benannter Maßnahmen zu fördern. Schließlich legen 
die IPU-Parlamentarier allen Ländern nachdrücklich 
nahe, die einschlägigen internationalen Abkommen 
zu respektieren, die die Rekrutierung, Ausbildung, 

Finanzierung und den Einsatz von Söldnern verbie-
ten. 

Wie in den Jahren zuvor zählte die deutsche Delega-
tion auch während der 97. Interparlamentarischen 
Konferenz in Seoul wieder zu den aktivsten Parla-
mentarierdelegationen. Hervorzuheben sind dabei 
vor allem die Mitarbeit im Interparlamentarischen 
Rat, in der Gruppe der Zwölf plus und in den Redak-
tionsausschüssen. In letzterer Hinsicht waren die 
Deutschen diesmal in vier der fünf jeweils nur elf 
Mitglieder zählenden Redaktionsausschüsse vertre-
ten und konnten auf diese Weise ihre politischen In-
tentionen und Akzente einbringen und vielfach auch 
durchsetzen. Außerdem fanden am Rande der Inter-
parlamentarischen Konferenz von Seoul zahlreiche 
informelle Gespräche deutscher Abgeordneter mit 
Mitgliedern anderer Delegationen sta tt . So trafen der 
Leiter der deutschen IPU-Delegation, Abg. Dieter 
Schloten, und die stellvertretende Leiterin, Abg. Leni 
Fischer, u. a. mit dem Parlamentspräsidenten Benins 
sowie Vertretern der georgischen, russischen, franzö-
sischen und koreanischen Delegationen zusammen. 
Darüber hinaus luden die Mitglieder der deutschen 
IPU-Delegation ihre tschechischen Kolleginnen und 
Kollegen zu einem Empfang in den Räumlichkeiten 
der deutschen Botschaft ein. Mit diesem Empfang 
wollten sie die Unterzeichnung der deutsch-tschechi-
schen Erklärung über die gegenseitigen Beziehun-
gen und deren künftige Entwicklung würdigen. 
Auch sollte von parlamentarischer Seite nochmals 
ein Zeichen für eine weitere gedeihliche Entwick-
lung des nachbarlichen Zusammenlebens gesetzt 
und der Boden für eine gute Zusammenarbeit beider 
Staaten auch innerhalb der IPU bereitet werden. 

Am 10. April 1997 folgten mehrere Abgeordnete der 
deutschen IPU-Delegation einer Einladung der 
deutsch-koreanischen Industrie- und Handelskam-
mer zu einem Treffen mit Vertretern der deutschen 
Wirtschaft in Korea. Im Rahmen des Gespräches in-
formierten sie sich über die Aktivitäten deutscher 
Unternehmen in Korea, über das Verhältnis zwischen 
Nord- und Südkorea, die Angebote deutscher Kultur-
institutionen in Südkorea, die Arbeit der politischen 
Stiftungen sowie die wi rtschaftliche Entwicklung des 
Landes. Ähnliche Themen waren auch Gegenstand 
eines Abendessens am 15. April 1997, zu dem der 
Stellvertreter des deutschen Botschafters in Südkorea 
eingeladen hatte. An diesem Essen nahmen neben 
zwei Vertretern der deutsch-koreanischen Industrie-  
und Handelskammer die Repräsentanten der vier 
großen in Seoul vertretenen politischen Stiftungen, 
der Leiter des dortigen Goethe-Ins tituts und der Di-
rektor der deutschen Schule in Seoul teil. Alle ge-
nannten Personen erhielten Gelegenheit, die Arbeit 
ihrer Organisationen bzw. Institutionen vorzustellen 
und sich mit auf diese Arbeit bezogenen Anliegen an 

 die Abgeordneten zu wenden. Wie schon bei dem 
Handelskammerfrühstück fand auch hier - neben 
der Vermittlung von Informationen - ein reger Mei-
nungs- und Gedankenaustausch sta tt . 

Mit der 97. Interparlamentarischen Konferenz fand 
nach 1970 zum zweiten Mal ein IPU-Treffen in der 
Republik Korea statt und damit einem Land des Fer-
nen Ostens, das - wie insbesondere Vertreter der ko-
reanischen Gastgeber betonten - nach dem Zweiten 
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Weltkrieg und dem Korea-Krieg in Ruinen lag und 
aus diesen neu entstehen mußte. Mittlerweile han-
delt es sich bei der Republik Korea um ein wirtschaft-
lich äußerst erfolgreiches Land mit der elftgrößten 
Volkswirtschaft der Welt - unter den OECD-Mit-
gliedstaaten nimmt Korea sogar den neunten Platz 
ein. Allerdings ist das Land noch immer geteilt und 
muß als eines der letzten verbleibenden Erbstücke 
des Kalten Krieges gelten. Vor diesem Hintergrund 
und zu einer Zeit, in der nach dem Zusammenbruch 
des real existierenden Sozialismus in Mittel- und Ost-
europa Versöhnung und Zusammenarbeit angesagt, 
die innerkoreanischen Beziehungen aber nach wie 
vor von tiefem Mißtrauen geprägt sind, bot die Aus-
richtung der 97. Interparlamentarischen Konferenz 
einen bestens geeigneten Rahmen für die Bekräfti-
gung der Ideale und Zielsetzungen der Interparla-
mentarischen Union, insbesondere im Hinblick auf 
die Förderung von weltweitem Frieden, Stabilität 
und Wohlstand. So wurde auch die Situation auf der 
koreanischen Halbinsel während der Konferenz im-
mer wieder thematisiert. Abg. Schloten hielt hierzu 
eine Schlüsselrede, die bei den koreanischen Gastge-
bern auf großes Interesse stieß. Schließlich erscheint 
ihnen die Bundesrepublik Deutschland im Hinblick 
auf ihre Wiedervereinigungsaspirationen als großes 
Vorbild. Gleichzeitig verband sich für die Südkorea-
ner mit der Konferenz die Hoffnung, Nordkorea - das 
keine Delegation zu der Konferenz entsandt hatte - 
doch noch zur Aufnahme der von ihnen angestrebten 
Vier-Parteien-Gespräche bewegen zu können. In die-
sem Sinne appellierten sie während der Konferenz 
mehrfach an die nicht anwesenden Nordkoreaner, 
sich auf Gespräche mit ihnen, den USA und China 
einzulassen und auf diese Weise ein positives Zei-
chen für die Zukunft der koreanischen Halbinsel zu 
setzen. 

Die ausgezeichnete Organisation der Seouler Konfe-
renz durch die koreanische IPU-Gruppe und die Mit-
arbeiter des koreanischen Parlaments hat wesentlich 
zum erfolgreichen Ablauf und zum Gelingen dieser 
IPU-Tagung beigetragen. Die Anwesenheit hochran-
giger Staats- und Regierungsvertreter, darunter Prä-
sident Kim Young Sam und der koreanische Außen-
minister Chong Ha Yoo, macht deutlich, daß die ko-
reanischen Gastgeber der 97. Interparlamentarischen 
Konferenz besondere Bedeutung beigemessen ha-
ben. 

VII. Anschlußreise in die Mongolei 

Die Abgeordneten Dieter Schloten, Leni Fischer und 
Erwin Horn unterbrachen ihre Heimreise für einen 
zweieinhalbtägigen Besuch in der Mongolei. Die drei 
Abgeordneten kamen damit einer Bitte insbesondere 
des stellvertretenden mongolischen Parlamentspräsi-
denten und Vorsitzenden der mongolischen IPU-
Gruppe, T. Elbegdorj, nach, der die deutsche IPU-
Delegation bereits mehrfach und nachdrücklich zu 
einem Besuch in die Mongolei eingeladen hatte. Zu-
letzt war diese Einladung nicht nur von ihm, sondern 
auch dem mongolischen Parlamentspräsidenten 
Gonchigdorj bei dessen Aufenthalt in Bonn der Präsi-
dentin des Deutschen Bundestages, Prof. Dr. Rita 
Süssmuth, und dem deutschen IPU-Delegationsleiter, 

Abg. Dieter Schloten, gegenüber ausgesprochen 
worden. 

Die deutsche Delegation führte in Ulan Bator eine 
Vielzahl politischer Gespräche mit hochrangigen 
Vertretern des mongolischen Parlaments sowie der 
Regierung des Landes. So traf sie - außer mit ihrem 
Gastgeber, dem stellvertretenden Parlamentspräsi-
denten Elbegdorj - mit Premierminister M. Enhsai-
han, Außenminister S. Altangerel, den Vorsitzenden 
des Wirtschafts-, Haushalts- und Finanzausschusses 
des Parlaments, D. Ganbold, und Vertretern der mon-
golisch-deutschen Parlamentariergruppe unter Lei-
tung von L. Bold zusammen. Darüber hinaus nahm 
sie an einer Sitzung des mongolischen Parlaments, 
des Großen Staatshurals, teil, in der es um eine Sen-
kung der Einfuhrzölle zur Ankurbelung von Investi-
tionen ging. Zwei gesellschaftliche Veranstaltungen 
- eine davon in der Residenz des deutschen Botschaf-
ters - gaben Gelegenheit zu weiterführenden Kon-
takten. Dabei waren in der Residenz des deutschen 
Botschafters auch Deutsche eingeladen, die insbe-
sondere als Experten der GTZ am demokratischen 
und wirtschaftlichen Aufbauprozeß in der Mongolei 
mitwirken. 

In den politischen Gesprächen äußerte der Leiter der 
deutschen Delegation, Abg. Schloten, wiederholt 
seine Bewunderung für das, was in der Mongolei in 
den letzten sechs Jahren geschehen sei. Nach 70 un-
ter einem kommunistischen Regime zugebrachten 
Jahren habe man einen radikalen Schnitt vollzogen 
und innerhalb kurzer Zeit im Hinblick auf Demokra-
tisierung und wirtschaftliche Entwicklung große 
Fortschritte erzielt. Insbesondere bewundere er, daß 
die Mongolen ihr Schicksal und ihren weiteren Weg 
in erster Linie in die eigenen Hände genommen und 
nicht nur nach ausländischer Hilfe gerufen hätten. 
Gleichwohl gebe es natürlich Bereiche - und das hät-
ten die Mongolen ja auch selbst signalisiert -, in de-
nen sie durchaus der Unterstützung bedürften. Hier 
wolle man ihnen gerne entgegenkommen. Insoweit 
sei auch der Besuch der drei IPU-Delegierten im An-
schluß an die 97. Interparlamentarische Konferenz in 
Seoul als Signal für eine weitere Vertiefung der Be-
ziehungen und eine fortgesetzte Festigung der 
deutsch-mongolischen Freundschaft gedacht. Auch 
auf mongolischer Seite wurde in jedem Gespräch die 
gute und erfolgreiche bilaterale Zusammenarbeit un

-

terstrichen sowie Dank für die bisher geleistete Un-
terstützung ausgesprochen. 

Gegenstand der Gespräche waren insbesondere 
wirtschaftliche und sicherheitspolitische Fragen. 
Thematisiert wurden aber auch die Menschenrechte, 
die Situation der Frau in der mongolischen Gesell-
schaft, Fragen aus dem sozialen und kulturellen Be-
reich, die in Kürze anstehenden Präsidentschafts-
wahlen in der Mongolei, das mongolische Wahlsy-
stem und die derzeit geführte Diskussion um ein neu-
es Wahlrecht sowie schließlich auch Probleme des 
Parlamentsrechts. 

Der stellvertretende Parlamentspräsident Elbegdorj 
erläuterte den deutschen Abgeordneten die gegen-
wärtige Zusammensetzung des mongolischen Parla-
ments. Diese gehe auf das Ergebnis der Parlaments- 
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wahlen vom 30. Juni 1996 zurück, die zum ersten 
Mal in der mongolischen Geschichte zu einem ver-
fassungsmäßigen, demokratischen Regierungswech-
sel geführt hätten. Bei diesen Wahlen hatten die in 
der Mongolischen Demokratischen Union (MDU) zu-
sammengeschlossenen National- und Sozialdemo-
kraten über die von 1924 bis 1990 - zunächst als 
Kommunistische Einheitspartei, dann als Reformpar-
tei - ununterbrochen herrschende Mongolische Re-
volutionäre Volkspartei (MRVP) gesiegt. Nunmehr 
verfügt die Demokratische Union über 50 der insge-
samt 76 Parlamentssitze; die MRVP kommt auf 25 
bzw. 26 Sitze, wenn man den einen Sitz der ihr nahe-
stehenden Konservativen Partei hinzuzählt. Auf Ver-
wunderung traf bei den Mitgliedern der deutschen 
Delegation die ihnen vermittelte Information, daß 
von den 76 Abgeordneten des mongolischen Parla-
ments 51 anwesend sein müssen, damit überhaupt 
Beschlüsse gefaßt werden können. Dies bedeutet 
nämlich, daß die oppositionelle MRVP mit ihren 26 
Sitzen Beschlüsse der regierenden MDU mit ihren 50 
Sitzen jederzeit verhindern kann. Genauso befrem-
dete es die deutschen Abgeordneten zu hören, daß 
der Parlamentspräsident lediglich über einen Stell-
vertreter verfügt. Im Hinblick auf beide Punkte regte 
der deutsche Delegationsleiter Abg. Schloten an, hier 
Änderungen in Betracht zu ziehen, wobei die Deut-
schen gerne zu Konsultation und Beratung zur Verfü-
gung stünden. 

Vielleicht den größten Anteil der Gespräche nahmen 
Wirtschaftsfragen ein. Dies erscheint jedoch nicht 
verwunderlich, da es sich bei Deutschland immerhin 
um den zweitgrößten Wi rtschaftspartner der Mongo-
lei handelt und den Mongolen hier sehr stark an ei-
ner engen Zusammenarbeit - so insbesondere im 
Energiesektor sowie den Bereichen Infrastruktur 
und Telekommunikation - gelegen ist. In diesem Zu-
sammenhang bekundeten die Mongolen auch mehr-
fach ihr großes Interesse an Privatinvestitionen aus 
Deutschland. Premierminister Enhsaihan sowie der 
stellvertretende Parlamentspräsident Elbegdorj und 
Ausschußvorsitzender Ganbold unterrichteten die 
deutschen Abgeordneten über durchgeführte bzw. 
geplante Maßnahmen der seit Mitte 1996 im Amt be-
findlichen neuen Regierung auf wi rtschaftlichem 
Gebiet. Insbesondere nannten sie hier die Senkung 
der Einfuhrzölle zur Ankurbelung von Investitionen, 
die Freigabe der Preise, die Neuordnung des Ban-
kensektors sowie weitgehende Privatisierungen 
auch von Grund und Boden. Ausschußvorsitzender 
Ganbold informierte darüber hinaus über das ge-
plante Projekt einer Erdölpipeline von Rußland nach 
China sowie mögliche gemeinsame Vorhaben mit 
der Volksrepublik China, darunter die Errichtung 
von Kohlekraftwerken auf mongolischem Gebiet, 
der Export  von Strom nach China wie auch die ge-
meinsame Exploration von Erdöl im Osten der Mon-
golei. 

Außenminister Altangerel erläuterte ausführlich die 
Grundzüge der Außenpolitik seines Landes, die in er-
ster Linie einen anhaltenden Ausgleich mit den bei-
den großen Nachbarn, Rußland und der Volksrepu-
blik China, zum Ziel habe. Zur zusätzlichen Absiche-
rung suche man die Unterstützung der Vereinigten 

Staaten. Dabei wolle man dreistufig vorgehen: Kurz-
fristig sei die Kooperation mit Rußland und China 
auszubauen. Da sich deren Verhältnis zueinander 
seit drei, vier Jahren intensiviere, dürfe man den An-
schluß nicht verpassen. Mittelfristig wolle sich die 
Mongolei verstärkt im ostasiatischen Raum engagie-
ren, in Partnerschaft mit China, den USA, Kanada, 
Japan und Korea. Langfristig strebe sie ein verstärk-
tes Engagement im gesamten asiatisch-pazifischen 
Raum an. Zweitwichtigste Stütze der mongolischen 
Außenpolitik sei die Zusammenarbeit mit der Euro-
päischen Union - und hier insbesondere mit der Bun-
desrepublik Deutschland. Ein weiterer Schwerpunkt 
liege im Nahen Osten. Schließlich bilde auch die Ko-
operation mit den Vereinten Nationen sowie weiteren 
bedeutenden internationalen Organisationen eine 
wichtige Komponente der mongolischen Außenpoli-
tik. Die geostrategische Lage der Mongolei zwischen 
zwei großen Nachbarländern, die sie ganz einschlös-
sen und ihr auch den Zugang zum Meer versperrten, 
sei verbunden mit einer Reihe von Unwägbarkeiten, 
da weder in Rußland noch in China die innenpoliti-
sche Situation besonders stabil sei. Diese Lage wolle 
man aber zum Positiven wenden und in der gegebe-
nen Dreierkonstellation zu einer Vertrauensstärkung 
sowie einer engeren Zusammenarbeit kommen. Ins-
gesamt gesehen halte er es für äußerst wichtig, daß 
sein Land sich stärker in die internationalen Struktu-
ren einbinde und auch in seiner eigenen Außenpoli-
tik strukturell tätig werde. Auf eine entsprechende 
Frage aus den Reihen der deutschen Delegation äu-
ßerte der Außenminister, daß die Mongolei an einer 
kontinuierlichen Annäherung Nord- und Südkoreas 
interessiert  sei, zumal es traditionelle, weit zurückrei-
chende Beziehungen gebe. Außerdem wirke sich der 
innerkoreanische Konflikt auf den gesamten ostasia-
tischen Raum aus. Trotz der geographischen Nähe 
werde die koreanische Wiedervereinigung sich aller-
dings wirtschaftlich und entwicklungspolitisch nicht 
so positiv auf die Mongolei auswirken, wie das bei 
der deutschen Wiedervereinigung der Fall gewesen 
sei. Die frühere DDR habe ungleich mehr für sein 
Land getan als Nordkorea, und die Einstellung der 
Bundesrepublik Deutschland sei stets positiver ge-
wesen als die Südkoreas. 

Erörtert wurden mit den mongolischen Gesprächs-
partnern auch Fragen der sozialen Konsequenzen 
des eingeschlagenen ordo-liberalen Wirtschaftskur-
ses. Der stellvertretende Parlamentspräsident Elbeg-
dorj verwies insoweit darauf, daß die Mongolei eines 
der ärmsten Länder innerhalb der sozialistischen 
Staatengemeinschaft gewesen sei, in den letzten 
Jahren aber bereits beträcht liche Fortschritte ge-
macht habe. Natürlich begännen sich nunmehr so-
ziale Unterschiede herauszubilden. Aber es gebe 
keine wirkliche Armut, und von daher halte man 
auch die sozialen Folgen des beschrittenen Weges 
der wirtschaftlichen Liberalisierung für beherrsch-
bar. 

Ein weiteres Thema der Gespräche waren  Men-
schenrechtsfragen. In diesem Zusammenhang erläu-
terte der Vorsitzende der mongolisch-deutschen Par-
lamentariergruppe L. Bold, daß zur Zeit intensiv über 
die Todesstrafe diskutiert werde. Hier habe es in der 
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Sache bereits Fortschritte gegeben, indem die An-
zahl der mit der Todesstrafe bewäh rten Delikte redu-
ziert worden sei und der Präsident häufig von seinem 
Begnadigungsrecht Gebrauch mache. Der Unteraus-
schuß „Menschenrechte" des mongolischen Parla-
ments werde aber auf eine völlige Abschaffung der 
Todesstrafe hinarbeiten und sich darüber hinaus 
schwerpunktmäßig um eine Verbesserung der Lage 
in den Gefängnissen des Landes kümmern. 

Neben dem weiteren Ausbau und der weiteren Ver-
tiefung der bislang schon guten deutsch-mongoli-
schen Beziehungen dienten die Gespräche mit den 
mongolischen Parlamentariern auch der Anbahnung 
einer Kooperation und Abstimmung zwischen Bun-
desrepublik 'Deutschl and und Mongolei im Hinblick 
auf die Mitarbeit in der Interparlamentarischen Uni-
on. Abg. Dieter Schloten würdigte insoweit, daß die 
Mongolen sich nicht nur uni ihre eigene Entwicklung 
kümmerten, sondern auch international dafür ein-
setzten, daß die Welt demokratischer und f riedlicher 
werde. Dies dokumentierten sie u. a. durch die große 
Bedeutung, die sie der interparlamentarischen Zu-
sammenarbeit zumessen. Vor diesem Hintergrund 
bestehe von deutscher Seite aus ein Interesse, sich 
vor den Interparlamentarischen Konferenzen - so 
z. B. das nächste Mal vor der Kairoer Konferenz - aus-
zutauschen und über die bei der Konferenz anste-
henden inhaltlichen und personellen Entscheidun-
gen zu sprechen. Auf diese Weise könne m an  gewiß 
in vielen Fällen zu einheitlichen Positionen finden 

und diesen damit, wenn man  sie in die Gremien der 
IPU einbringe, mehr Gewicht verleihen. Auch Abg. 
Leni Fischer, die Präsidentin der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates ist, bekundete in die-
ser Eigenschaft Interesse an  einer entsprechenden 
Zusammenarbeit mit der Mongolei, da deren Lage 
zwischen Rußland und der Volksrepublik China ihr 
auch im Kontext des Europarates eine besondere Be-
deutung zukommen lasse. 

Zusammenfassend kann nicht deutlich genug her-
vorgehoben werden, welch aufmerksame und herzli-
che Gastgeber die Mongolen waren und daß die 
deutsche Delegation hochrangig wahrgenommen 
wurde. Alle Gespräche verliefen in einer äußerst 
freundschaftlichen Atmosphäre und gaben Mongo-
len und Deutschen die Möglichkeit, ein breites Spek-
trum von Fragen anzusprechen. Hierbei trat in jeder 
Hinsicht ein hoher Grad an  Übereinstimmung zuta-
ge. Den Mitgliedern der deutschen IPU-Delegation 
bot der Besuch Gelegenheit, sich vor Ort ein eigenes 
Bild von den Erfolgen des politischen und wirtschaft-
lichen Demokratisierungsprozesses in der Mongolei 
zu verschaffen und den Grund für eine zukünftige 
engere Abstimmung in IPU-Angelegenheiten zu le-
gen. Für die mongolische Seite war der Besuch ein 
neuerlicher Beweis für das Interesse der Deutschen 
an der Mongolei sowie ihre anhaltende Bereitschaft, 
sie in ihrem Reformprozeß und ihrer wi rtschaftlichen 
und politischen Entwicklung auch weiterhin zu un-
terstützen. 

Dieter Schloten, MdB 

Leiter der Delegation 

Leni Fischer, MdB 

Stellvertretende Leiterin der Delegation 
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VIII. Anhang 

1. Zusammenarbeit im Hinblick auf weltweite und 
regionale Stabilität sowie die Respektierung aller 
Formen der Souveränität und Unabhängigkeit 
von Staaten 

(Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommene Re-
solution) 

2. Erforderliche Maßnahmen zur Veränderung von 
Verbrauchsgewohnheiten und Herstellungsstruk-
turen im Hinblick auf eine nachhaltige Entwick-
lung 

(Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommene Re-
solution) 

3. Sicherung des Status der Heiligen Stadt Jerusa-
lem und Nutzung aller Möglichkeiten, taktischen 
Maßnahmen entgegenzuwirken, die ihrer Identi-
tät schaden und ernsthaft die Sicherheit und den 
Friedensprozeß in diesem Gebiet gefährden 

(Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommene Re-
solution) 

4. Internationale Maßnahmen im Hinblick auf die 
Dringlichkeitssituation in Albanien und Zaire 

(Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommene Re-
solution) 

5. Zusammenarbeit im Hinblick auf weltweite und 
regionale Stabilität sowie die Respektierung aller 
Formen der Souveränität und Unabhängigkeit 
von Staaten 

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
vorgelegter Resolutionsentwurf) 

6. Erforderliche Maßnahmen zur Veränderung von 
Verbrauchsgewohnheiten und Herstellungsstruk-
turen im Hinblick auf eine nachhaltige Entwick-
lung 

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
vorgelegter Resolutionsentwurf) 

7. Ergebnisse und Follow-up der Interparlamentari-
schen Sonderkonferenz zu dem Thema „Auf dem 
Weg zur Partnerschaft zwischen Männern und 
Frauen in der Politik" 

(Vom Interparlamentarischen Rat am 15. April 
1997 per Akklamation angenommene Resolution) 

8. Ergebnisse des Parlamentariertages im Rahmen 
des Welternährungsgipfels in Rom im November 
1996 

(Vom Interparlamentarischen Rat am 15. April 
1997 per Akklamation angenommene Resolution) 

9. Schlußerklärung des Welternährungsgipfels 

(Von den Parlamentariern am 15. November 1996 
im Konsenswege angenommene Resolution) 

10. Stellungnahme der deutschen IPU-Gruppe zur 
Reform der Interparlamentarischen Union 

11. Übersicht über die neuen Ausschußvorsitzenden 
und ihre Stellvertreter 

Als Vorsitzender des Ausschusses für politische 
Fragen, internationale Sicherheit und Abrü-
stung wurde 

- Theo L. Sambuaga (Indonesien), 

- als Stellvertreter wurden Jacques Lefèvre (Bel-
gien) und Margaret Clarke-Kwesie (Ghana) 
gewählt. 

Als Vorsitzender des Ausschusses für Erziehung, 
Wissenschaft, Kultur und Umwelt wurde 

- Jaime Trobo (Uruguay) als Vorsitzender ge-
wählt, 

- Mavis Chidzonga (Simbabwe) und Sheila Fi-
nestone (Kanada) wurden als Stellvertreterin-
nen gewählt. 

Als neues Mitglied des Koordinierungsausschus-
ses für das Treffen der Parlamentarierinnen wur-
de Yossria Loza (Ägypten) gewählt. 

Anhang 1 

Zusammenarbeit im Hinblick auf weltweite und re-
gionale Stabilität sowie die Respektierung aller For-
men der Souveränität und Unabhängigkeit von 
Staaten 

Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz im 
Konsenswege angenommene Resolution (Seoul, 
14. April 1997) 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz, 

eingedenk, daß eines der Ziele der Vereinten Natio-
nen, wie es in ihrer Charta dargelegt ist, in der Erhal-
tung von Frieden und Sicherheit auf der ganzen Welt 
besteht, wozu wirksame kollektive Maßnahmen zur 
Verhütung und Beseitigung von Bedrohungen des 
Friedens ergriffen werden müssen; 

in dem Bewußtsein, daß das Ende des Kalten Krieges 
durch den Abbau der internationalen Sp annungen 
und die Stärkung des Vertrauens zwischen den Staa-
ten ein Klima geschaffen hat, das zur Festigung der 
internationalen Zusammenarbeit bei der Schaffung 
von Sicherheit und Stabilität auf weltweiter und auf 
regionaler Ebene beiträgt; 

besorgt über die Gefahren, die die Sicherheit und die 
Stabilität immer noch bedrohen, darunter ethnische, 
nationalistische und religiöse Streitigkeiten und 
Spannungen sowie der Rüstungswettlauf und die 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen in be-
stimmten Regionen, was a lles durch die wachsende 
terroristische Bedrohung zusätzlich verschärft wird; 

in dem Bewußtsein der übrigen Bedrohungen und 
Gefahren für die Sicherheit von Menschen, Gesell-
schaften und Staaten, die aus Umweltzerstörung, Ar-
mut, Drogenkonsum, politischen Unruhen, der wach-
senden Zahl von Flüchtlingen und Vertriebenen so-
wie Menschenrechtsverletzungen herrühren; 
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in der Überzeugung, daß es allen Staaten obliegt, bei 
der Schaffung von Sicherheit, Stabilität und Frieden 
zusammenzuarbeiten und dabei gleichermaßen die 
Souveränität -und Unabhängigkeit aller Staaten zu 
achten; 

daran erinnernd, daß die Vereinten Nationen gemäß 
Kapitel VIII ihrer Charta bei der Lösung globaler Pro-
bleme zunehmend der Unterstützung durch die Re-
gionalorganisationen bedürfen; 

hinweisend auf den 1992 vorgelegten Bericht des 
ehemaligen UN-Generalsekretärs mit dem  Titel 
„Eine Agenda für den Frieden: Vorbeugende Diplo-
matie, Friedensstiftung und Friedenserhaltung" so-
wie den Nachtrag zu „Eine Agenda für den Frieden", 
der 1995 anläßlich der 50-Jahr-Feiern der Vereinten 
Nationen vorgelegt wurde; 

betonend, daß die nationale Souveränität und der 
Grundsatz der Nichteinmischung in die inneren An-
gelegenheiten der Staaten Eckpfeiler der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit bilden; 

in der Auffassung, daß der Grundsatz der Nichtein-
mischung mit der Pflicht der internationalen Gemein-
schaft übereinstimmt, unveräußerliche Menschen-
rechte und unterdrückte Minderheiten zu schützen 
und daß die Verletzung der grundlegenden Men-
schenrechte die internationale Sicherheit und Stabili-
tät bedrohen kann; 

mit Genugtuung über die jüngsten Entwicklungen 
auf dem Gebiet der Abrüstung und Rüstungskontrol-
le einschließlich der Unterzeichnung des Vertrags 
über einen völligen Stopp von Nuklearwaffenversu-
chen und der Schaffung kernwaffenfreier Zonen in 
verschiedenen Regionen der Welt; 

eingedenk der dringenden Notwendigkeit, die Zu-
sammenarbeit und Koordinierung zwischen den Ver-
einten Nationen und den Regionalorganisationen im 
Hinblick auf die Schaffung von Frieden, Sicherheit 
und Stabilität auf internationaler wie auf regionaler 
Ebene zu festigen; 

bekräftigend, daß humanitäre Hilfe in Notfällen und 
Krisensituationen in Übereinstimmung mit den hu-
manitären Grundsätzen der Unpa rteilichkeit und In-
tegrität, unter Beachtung der territorialen Integ rität 
und Souveränität der Staaten und, soweit es solche 
Stellen gibt, mit der Zustimmung der Regierungen 
geleistet werden muß; 

besorgt über die Probleme, die durch nationale Ge-
setze mit extraterritorialen Wirkungen aufgeworfen 
werden; 

unter Betonung der Schlüsselrolle der parlamentari-
schen Diplomatie bei der Schaffung regionaler und 
universeller Sicherheit und Stabilität, entweder 
durch die Unterstützung, die parlamentarische Insti-
tutionen der Tätigkeit der Vereinten Nationen und 
von Regionalorganisationen auf diesem Gebiet zuteil 
werden lassen oder durch die Anstrengungen, die sie 
unternehmen oder unternehmen können, um Kon-
flikte zu verhüten, zu beenden oder abzubauen; 

1. bittet alle Staaten, ihren Verpflichtungen nach 
dem internationalen Recht nachzukommen, der 

Androhung oder Anwendung von Gewalt zu ent-
sagen und die Unverletzlichkeit der Staatsgrenzen 
und die territoriale Integrität, das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker, die Gleichheit der Staaten 
im Hinblick auf ihre Souveränität und die Nicht-
einmischung in ihre inneren Angelegenheiten so-
wie die Menschenrechte zu achten; 

2. betont die Notwendigkeit, die Glaubwürdigkeit 
und Effektivität der Vereinten Nationen im Hin-
blick auf die Beilegung internationaler Streitigkei-
ten gemäß den Grundsätzen und Bestimmungen 
der Charta zu erhöhen und ihre Möglichkeiten zu 
stärken, weltweit für Frieden und Sicherheit zu 
sorgen und unterschiedslos alle Streitigkeiten 
ohne Diskriminierung beizulegen, wobei entspre-
chende Bemühungen sicherstellen müssen, daß 
sie über die finanziellen, personellen und techni-
schen Mittel verfügen, die sie zur Erfüllung ihres 
Auftrags benötigen; 

3. fordert die Stärkung der Zusammenarbeit und der 
Koordinierung zwischen den Regionalorganisatio-
nen und den Vereinten Nationen auf dem Gebiet 
der vorbeugenden Diplomatie und der Wiederher-
stellung, der Erhaltung und der Festigung von 
Frieden und Sicherheit durch Koordinierung, Dia-
log, diplomatische Unterstützung und Bereitstel-
lung technischer und personeller Mittel für UN

-

Operationen und die Teilnahme daran; 

4. bittet alle Akteure der internationalen Gemein-
schaft, ihre Anstrengungen zugunsten der Rü-
stungskontrolle und der Abrüstung und insbeson-
dere der Verhütung, der Verbreitung von Massen-
vernichtungswaffen zu verstärken; 

5. appelliert an alle Staaten, die dies noch nicht ge-
tan haben, das Chemiewaffenübereinkommen 
bald zu ratifizieren; 

6. erinnert an die Entschließung „Das weltweite 
Verbot von Anti-Personen-Minen und die Not-
wendigkeit der Minenräumung zu humanitären 
Zwecken ", die von der 96. Interparlamentari

-schen Konferenz (Peking, September 1996) ver-
abschiedet wurde; 

7. unterstreicht die Bedeutung solcher vertrauens-
bildender Maßnahmen wie der Förderung von 
Offenheit und Zurückhaltung bei der Herstel-
lung, der Stationierung und dem Transfer von 
Rüstungsgütern, des systematischen Austauschs 
von Militärmissionen, des Aufbaus regionaler Ri-
sikoverminderungszentren, von Regelungen für 
den freien Fluß von Informationen und der Über-
wachung regionaler Rüstungskontroll- und Ab-
rüstungsvereinbarungen; 

8. betont die Notwendigkeit der Koordinierung bei 
der Aufstellung internationaler Streitkräfte für 
die vorbeugende Stationierung in Krisengebie-
ten; 

9. fordert alle Staaten oder Staatengruppen nach-
drücklich auf, von der Anwendung von Zwangs-
maßnahmen in den internationalen Beziehungen 
oder der Verkündung innerstaatlicher Gesetze 
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mit extraterritorialen Folgen für irgendeinen an-
deren Staat Abstand zu nehmen; 

10. fordert die Regierungen und Parlamente auf, die 
Einschaltung bedeutender Persönlichkeiten für 
auf die Verhütung und Lösung von Konflikten 
abzielende diplomatische Initiativen zu erleich-
tern; 

11. bekundet ihr lebhaftes Interesse an Bemühungen 
um die Sicherung von Frieden und Stabilität auf 
der Koreanischen Halbinsel, dem letzten noch 
verbliebenen Erbe des Kalten Krieges, und ihre 
Hoffnung auf weitere Fortschritte bei den Vierer-
gesprächen und der Verwirklichung des multila-
teralen Dialogs zwischen den Parlamenten der 
betroffenen Staaten; 

12. fordert die Regierungen auf, das Recht eines je-
den Menschen zu achten, sich in allen Teilen der 
Welt offen zu Menschenrechtsfragen zu äußern; 

13. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich 
auf, mit der IPU im Interesse der Beilegung von 
Konflikten und der vorbeugenden Diplomatie ak-
tiv zusammenzuarbeiten und sich mit ihr auszu-
tauschen; 

14. appelliert an alle Parlamente der Welt, 

a) die parlamentarische Diplomatie zu intensivie-
ren, um auf der Grundlage der in der Charta 
der Vereinten Nationen dargelegten universel-
len Grundsätze der Nichteinmischung, der 
gleichen Stellung, der territorialen Integ rität, 
der Unabhängigkeit aller Staaten und der 
Achtung der Menschenrechte zur internatio-
nalen und regionalen Sicherheit und Stabilität 
beizutragen; 

b) zur Verhütung bewaffneter Konflikte keine 
Anstrengungen zu scheuen, um durch Ermitt-
lung und Untersuchung der Ursachen nach 
Lösungen zu streben; 

c) Beiträge zu humanitären Hilfsprogrammen in 
Notsituationen sicherzustellen und zugleich 
deren Verwendung möglichst genau zu über-
wachen; 

d) die Entwicklung der Demokratisierung und ei-
ner guten Staatsführung zu fördern; 

e) alle ethnischen, nationalistischen oder religiö-
sen Exzesse des Staates zu bekämpfen; 

f) über die in dieser Entschließung aufgeworfe-
nen Fragen parlamentarische Aussprachen zu 
führen. 

Anhang 2 

Erforderliche Maßnahmen zur Veränderung von 
Verbrauchsgewohnheiten und Herstellungsstruktu-
ren im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung 

Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommene Reso-
lution  

Die 97. Interparlamentarische Konferenz, 

in dem Wunsche, einen Beitrag zu leisten zur Sonder-
tagung der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen zur Überprüfung und Bewe rtung der Umset-
zung der Agenda 21, 

1. fordert die Parlamente und die Parlamentarier auf 
der ganzen Welt nachdrücklich auf, Druck auf ihre 
Regierungen auszuüben mit dem Ziel, sicherzu-
stellen, daß die Regierungen bei ihrer Teilnahme 
an der globalen Bewertung der Folgemaßnahmen 
zu Rio im Juni 1997 die im Jahr 1992 eingegange-
nen Verpflichtungen erneut bekräftigen, Be-
schlüsse fassen, die es ermöglichen, die seit die-
sem Zeitpunkt unternommenen Aktivitäten zu ver-
stärken und konkrete, meßbare Ziele mit genauen 
Fristen festlegen, und forde rt  die Parlamente auf, 
Maßnahmen zu ergreifen im Hinblick auf die Ein-
richtung eines rechtlichen Rahmens zur Einhal-
tung dieser Verpflichtungen; 

2. fordert nachdrücklich, daß die Parlamentarier ein-
bezogen werden in die nationalen Delegationen, 
die an dieser Sondertagung der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen teilnehmen und  emp-
fiehlt, daß die Delegationen in der nächsten IPU

-

Konferenz eine Evaluierung vorlegen zu den von 
den Regierungen ergriffenen Maßnahmen und zu 
den Fortschritten, die in bezug auf die im Verlaufe 
der 97. Interparlamentarischen Konferenz (Seoul, 
April 1997) gebilligten Vorschläge erzielt wurden; 

3. verabschiedet die nachstehende Erklärung, die 
der Sondertagung der Generalversammlung vor-
gelegt werden wird. 

Erklärung der 97. Interparlamentarischen Konfe-
renz 

Die Ansichten der Parlamente zu den Ergebnissen 
und der weiteren Umsetzung der Agenda 21 

„Zur Erzielung einer nachhaltigen Entwicklung und 
höherer Lebensqualität für alle Menschen sollten die 
Staaten nichtnachhaltige Produktions- und Konsum-
muster einschränken und beseitigen und geeignete 
bevölkerungspolitische Maßnahmen fördern." (Prin-
zip 8 der Deklaration von Rio) 

Bei ihrer Bewertungstätigkeit im Anschluß an Rio ist 
der Interparlamentarischen Union immer wieder auf-
gefallen, daß der Umweltgipfel zwar ein allgemeines 
Bewußtsein für die mit der nachhaltigen Entwicklung 
verbundenen Fragen geweckt hat, diese Einsichten 
aber nicht durch eine radikale Umstellung des vor-
herrschenden Entwicklungsmodells oder einen Ab-
bau der Ungleichheit zwischen arm und reich inner-
halb der Staaten und zwischen den verschiedenen 
Regionen zu einer weltweiten Verbesserung der Um-
weltverhältnisse geführt hat. 

Die Interparlamentarische Union warnt vor den Ge-
fahren einer rein abwartenden Politik, die seit Rio be-
reits zu einer Verschlechterung der Lage geführt hat 
und die Vernichtung der Menschheit verursachen 
könnte. Sie glaubt, daß die Weltpartnerschaft für 
nachhaltige Entwicklung die höchstmögliche P riori

-tät erhalten sollte und die Regierungen des Nordens 
wie des Südens darum keine andere Wahl haben, als 
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den Verpflichtungen nachzukommen, die sie nach 
langwieriger Prüfung in Rio eingegangen sind. 

In diesem Zusammenhang bekräftigt sie mit Nach-
druck, daß die Bereitstellung vorhersehbarer neuer 
und zusätzlicher Finanzmittel für die Entwicklungs-
länder einer der Schlüssel zur Verwirklichung der 
nachhaltigen Entwicklung auf der ganzen Welt ist. 

Angesichts der Untrennbarkeit der wirtschaftlichen, 
der sozialen und der ökologischen Dimension des 
Konzepts der nachhaltigen Entwicklung gelangt sie 
zu der Erkenntnis, daß finanzielle Unterstützung al-
lein nicht genügt. Sie muß mit einer Gesamtpolitik 
einhergehen, die sicherstellen kann, daß dieses Kon-
zept Eingang in die Verhaltensmuster der Bürger fin-
det. Der Vorteil einer solchen Politik ist darin zu se-
hen, daß sie darüber hinaus zusätzliche Mittel mobi-
lisiert und Kosteneinsparungen erlaubt, z. B. durch 
Senkung der Ausgaben für die Behebung von Schä-
den, die durch nichtnachhaltige Produktions- und 
Konsummuster verursacht wurden. 

Die Frage der Konsum- und Produktionsmuster steht 
im Mittelpunkt der Thematik der nachhaltigen Ent-
wicklung. In ihr kristallisieren sich die Bestrebungen 
aller Bewohner des Planeten, unter bestmöglichen 
Bedingungen zu leben und ihren Nachkommen eine 
Umwelt zu hinterlassen, die auch diese in die Lage 
versetzt, dieses legitime Ziel zu erreichen. Sie be-
rührt den Begriff der Interdependenz zwischen den 
Generationen und den verschiedenen Ländern und 
Regionen. 

Dieses grundlegende Thema steht im Mittelpunkt 
der Besorgnisse, die zur UNCED führten: 

- Die Zivilisation wird heute von den Folgen der 
übermäßigen Ressourcenausbeutung bedroht, die 
die Fähigkeit der Erde in Frage stellt, die mensch-
liche Art  und andere Lebensformen zu erhalten. 

- Trotz dieser Ausbeutung der Natur leben immer 
noch Millionen von Menschen unterhalb der Ar-
mutsgrenze. 

- Solche Ungleichheiten bedeuten eine fortwähren-
de Bedrohung des Friedens und der Sicherheit vie-
ler Staaten und letztlich auch der wi rtschaftlichen 
und politischen Stabilität des Planeten. 

In Rio äußerten sich die Staaten wie folgt: 

- Die laufende Verschlechterung der weltweiten 
Umweltsituation ist in erster Linie auf Lebensstile 
und Konsumgewohnheiten zurückzuführen, die 
einer nachhaltigen Entwicklung entgegenstehen. 

- Diese Lebensstile und Konsumgewohnheiten sind 
weitgehend dem Entwicklungsmodell der entwik-
kelten Welt zuzuschreiben. 

- Dieses Modell muß unbedingt geändert werden, 
da die meisten Staaten der Welt es als Grundlage 
nehmen. 

Ausgehend von diesen Betrachtungen verpflichteten 
sich die Regierungen nach dem Grundsatz „gemein-
samer, aber differenzierter Verantwortlichkeit", 

- Produktionsmethoden anzustreben, die zum einen 
das Wachstum fördern und den Verbrauch von 

Energie und nicht erneuerbaren Ressourcen ver-
mindern, zum anderen die Umweltbelastung und 
vor allem die Produktion umweltschädlicher Ab-
fälle begrenzen; 

- sich harmonische Konsumgewohnheiten zu eigen 
zu machen, die von natürlichen Hilfsquellen auf 
nachhaltiger Grundlage abgedeckt werden kön-
nen. 

Seit der UNCED sind ungeachtet der Schwierigkei-
ten mit der Anwendung der Empfehlungen der 
Agenda 21 erste Fortschritte zu erkennen: 

- Bevölkerungsnahe Organisationen und die Me-
dien spielen bei der Motivierung der Verbraucher 
für umweltverträgliche Lebensstile eine immer 
wichtigere Rolle. 

- Die Verbraucher in den Industrieländern scheinen 
bereitwilliger zu sein, sich für umweltfreundliche, 
recyclingfähige Produkte zu entscheiden. Dement-
sprechend ist auf der Grundlage von Umweltüber-
legungen ein breites Spektrum an Gütern, Dienst-
leistungen und Ausrüstungen entwickelt worden. 

- Einige Regierungen haben ein Beispiel gegeben, 
indem sie Instrumente zur Inte rvention auf Gebie-
ten wie der Regulierung, Anreizen und negativen 
Anreizen, der Information und der Aufklärung so-
wie der Entwicklung und Verbreitung umweltver-
träglicher Technologien anwenden. 

Obwohl ein solcher Prozeß ermutigend wirkt, ist er 
doch bei weitem nicht ausreichend, um mit dem stei-
len Anstieg der Bedürfnisse der Menschen aufgrund 
des nicht nachhaltigen Bevölkerungswachstums und 
eines auf einer wenig verträglichen Nutzung der na-
türlichen Ressourcen beruhenden Entwicklungsmo-
dells mithalten zu können. So haben sachkundige 
Beobachter festgestellt, daß die Welt die Grenzen der 
für die Deckung dieser Bedürfnisse verfügbaren Res-
sourcen erreicht hat. 

Bodenerschöpfung, abnehmende Wasservorräte, 
weltweiter Waldverlust, Erschöpfung der Reichtümer 
des Meeres, Gasemissionen in die Atmosphäre usw. 
bedeuten eine schwerwiegende Gefährdung für das 
Überleben der Menschheit. 

Die Zahl der Gebiete mit Lebensmittel knappheit 
nimmt wegen der zurückgehenden Produktion und 
der steigenden Preise weiter zu. 

Werden die Grenzen der Entwicklung erreicht, 
könnte dies durchaus zu einer weitreichenden Desta-
bilisierung der Gesellschaften führen, da die Um-
weltkrise nicht nur die Umwelt schädigt, sondern 
auch zum wirtschaftlichen Niedergang und zur ge-
sellschaftlichen Zerrüttung führt. In immer mehr 
Staaten haben die wirtschaftlichen Folgen der Um-
weltverschmutzung und der Erschöpfung der natürli-
chen Reichtümer zu einem Produktionsrückgang, Ar-
beitsplatzverlusten und einer Abnahme der Exporte 
geführt. Dennoch erkennt die Interparlamentarische 
Union an, daß einschneidende Veränderungen der 
Verhaltensmuster, die zu dieser Lage geführt haben, 
nicht über Nacht erfolgen können. Allerdings müs-
sen die Neubesinnung über die Gesellschaft ange-
sichts der natürlichen Zwänge und Begrenzungen 
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und die Hinterfragung des Wohlfahrts- und Wohl-
standskonzepts, das auf der Vorstellung beruht, die 
natürlichen Ressourcen seien kostenlos und stünden 
unbegrenzt zur Nutzung zur Verfügung, zügig erfol-
gen. . 

Dementsprechend ruft die IPU alle Akteure - Behör-
den, NGOs, internationale und nationale Organisa-
tionen, die Universitäten und vor allem die Wissen-
schaftler usw. - zur Förderung eines solchen Prozes-
ses und zur Teilnahme daran auf. 

Sie fordert  die Regierungen und die Parlamente 
nachdrücklich zu verstärkten Anstrengungen auf, 
nationale und internationale politische Schritte zu 
beschließen und vorzunehmen, die tatsächlich zu ei-
ner besseren Übereinstimmung der Lebensstile mit 
den Grundprinzipien der nachhaltigen Entwicklung 
beitragen, ohne jedoch den Lebensstandard und die 
Lebensqualität zu verringern. 

Sie erinnert in diesem Zusammenhang an die Not-
wendigkeit der Einbeziehung von Umwelterwägun-
gen auf allen wirtschaftlichen Entscheidungsebenen 
durch die Untersuchung und Übernahme politischer 
Maßnahmenpakete und  ergänzender Instrumente 
wie dem Ausstieg aus zu umweltbelastenden Pro-
duktionsweisen führenden Subventionsregelungen, 
der Internalisierung von Umweltkosten, Umweltab-
gaben, der Anwendung des Verursacherprinzips in 
Verbindung mit der Belohnung umweltneutraler Ak-
tivitäten, systematischer Umweltfolgenabschätzun-
gen usw. 

Sie fordert  auf internationaler Ebene die Verabschie-
dung angemessen koordinierter Maßnahmen zur 
Förderung des Umweltbewußtseins im Handel, um 
Umweltschäden vorzubeugen und die Ein- und Aus-
fuhr von Gütern zu verhindern, die mit Hilfe umwelt-
belastender Verfahren hergestellt wurden, ohne daß 
dabei nichttarifäre Handelshemmnisse für den Wa-
renverkehr mit den Entwicklungsländern eingeführt 
würden. 

Sie empfiehlt den Regierungen die stufenweise Ein-
führung solcher Maßnahmen und Instrumente im 
Anschluß an Aufklärungskampagnen und die Bereit-
stellung eines finanziellen Ausgleichs für wenig be-
lastbare Gruppen,  Haushalte und mittelständische 
Betriebe, bei denen es zu Kostensteigerungen kom-
men könnte. 

Sie bittet alle für die Wirtschaftspolitik und die Regio-
nalentwicklung Verantwortlichen, sich das Umwelt-
raumkonzept zu eigen zu machen, um zu gewährlei-
sten, daß das Konsumpotential der Einwohner der je-
welligen Region der Belastbarkeit der regionalen 
Ökosysteme entspricht. 

Sie betont den Nutzen des Umwelteffizienzprinzips, 
das eine Maximierung der Produktivität des Energie-  
und Materialeinsatzes zur Verminderung des Res-
sourcenverbrauchs und der Umweltbelastungen/Ab-
fallmengen je produzierte Einheit ermöglicht. 

Sie unterstreicht die Notwendigkeit einer Rationali-
sierung des Personen- und Güterverkehrs, um stei-
gende Umwelt- und Sozialkosten aufgrund neuer 
Produktionsweisen und Lebensstile zu vermeiden. 

Sie bittet die Regierungen, in dieser Richtung weiter-
hin Anstrengungen zu unternehmen und auch selbst 
systematisch Umwelteffizienzkriterien anzuwenden, 
unter anderem in der Beschaffungs- und Investitions-
praxis der öffentlichen Hand, z. B. durch Unterstüt

-

zung der Haushalte bei der Einbeziehung dieser Kri-
terien in ihre Verbrauchsstrategien und. die Unter-
nehmen nachdrücklich zu einer Anwendung dieser 
Kriterien auf breiterer Basis anzuhalten, damit sie 
„bei geringerer Umweltbelastung mehr produzieren" 
können. 

Sie ist überzeugt, daß alle Maßnahmen und Instru-
mente, die sich auf das Verhalten der Verbraucher 
und der Erzeuger auswirken sollen, im Rahmen einer 
engen Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen 
und dem privaten Sektor untersucht werden müssen 
und daß NGOs, Verbraucherverbände, Gewerk-
schaften und alle anderen Akteure der zivilen Gesell-
schaft darin einbezogen werden sollten. 

Sie fordert  ein klares, international kompatibles Ver-
braucherinformationssystem. 

Sie befürwortet Evaluierungen, mit denen sich bei al-
len zur Veränderung der Verbrauchs- und Produk-
tionsmuster verwendeten Instrumenten die Effektivi-
tät und die Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Entwicklung messen lassen. Die Ergebnisse solcher 
Untersuchungen sollten auf nationaler wie auf inter-
nationaler Ebene veröffentlicht werden, um vor allem 
die Bündelung von Informationen über die gesam-
melten Erfahrungen zu fördern. 

Sie fordert  die Regierungen nachdrücklich auf, das 
Thema der nachhaltigen Entwicklung auf allen Stu-
fen des Bildungswesens in umfassende Lehrpläne 
aufzunehmen, um gerade auch die jungen Menschen 
dazu zu bewegen, im Erwachsenenalter grundlegend 
andere, verträgliche Verhaltensmuster an den Tag zu 
legen. 

Sie unterstreicht, daß es bei den Industriestaaten 
liegt, in ihrem eigenen nationalen und regionalen 
Rahmen ein Beispiel zu geben und ihre Erfahrungen 
den Entwicklungsländern zugute kommen zu lassen. 

Sie fordert  die entwickelten Staaten der Welt auf, be-
sonders darauf zu achten, nicht durch subventio-
nierte Ausfuhren in Entwicklungsländer die anfälli-
gen Volkswirtschaften dieser Staaten negativ zu be-
einflussen. 

Sie fordert  insbesondere alle Akteure der Industrie-
staaten (öffentliche und private Unternehmen, multi-
nationale Konzerne, Entwicklungshilfeeinrichtungen 
usw.) nachdrücklich auf, den Entwicklungsländern 
ausschließlich umweltverträgliche Technologien und 
Produktionsverfahren (einschließlich Technologien 
und Verfahren für die Abfallbehandlung und -besei-
tigung) zur Verfügung zu stellen. 

Sie betont die Notwendigkeit, eine wirksame Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes auf-
zubauen und die Umweltaspekte der Wirtschaftstä-
tigkeit von Nachbarländern, die einen einzigen Um-
welt- und Wirtschaftsraum bilden, zu koordinieren 
und fordert die internationale Gemeinschaft, vor al-
lem die Regierungen und die Parlamente, nach- 
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drücklich auf, der Beförderung von Nuklearabfällen 
in andere Staaten entgegenzuwirken, deren Fähig-
keit zur sicheren Entsorgung solcher Abfälle noch 
nicht international überprüft worden ist. 

Sie fordert  die entwickelten Staaten auf, den Ent-
wicklungsländern technische und finanzielle Hilfe 
bei der Nutzung umweltfreundlicher Technologien 
zu gewähren und forde rt  die entwickelten Nationen 
außerdem auf, angesichts der notwendigen Ausrot-
tung der Armut ihre Zusage zu erfüllen, bis zum Jahr 
2000 0,7 % ihres BSP als staatliche Entwicklungshil

-

fe zu leisten. 

Sie betont, daß diese Technologien und Verfahren im 
Lichte der sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Gegebenheiten und der Prioritäten der betreffenden 
Staaten nachfrageorientiert, umweltverträglich und 
auf die Bedürfnisse ihrer potentiellen Anwender zu-
geschnitten sein sollten, wobei nach Möglichkeit lo-
kalen umweltverträglichen Technologien der Vorzug 
gegeben werden sollte, die eine nachhaltige Ent-
wicklung begünstigen können. 

Sie fordert alle Staaten, vor allem die entwickelten 
Staaten, nachdrücklich auf, für militärische Zwecke 
vorgesehene Mittel f riedlichen Zielsetzungen, wie 
z. B. der Entwicklungszusammenarbeit, zuzuweisen, 
die zum Wohlergehen der Völker der Entwicklungs-
länder beitragen. 

Sie fordert  alle einzelnen Parlamentarier und Staaten 
zum gemeinsamen Arbeiten für Frieden und Sicher-
heit auf regionaler und internationaler Ebene auf, da 
diese für eine wirklich nachhaltige Entwicklung von 
wesentlicher Bedeutung sind. 

Abschließend erinnert sie daran, daß eine nachhalti-
ge Entwicklung nur auf dem Wege über bessere wirt-
schafts- und sozialpolitische Maßnahmen und Bedin-
gungen, gerade auch im Hinblick auf die Stellung 
der Frau, erreicht werden kann und fordert  die Ein-
führung gezielter Frauenförderungsprogramme zur 
Steigerung des Selbstbewußtseins von Frauen, um 
sie so zu einer aktiveren Rolle bei der Herbeiführung 
der Veränderungen zu befähigen, derer es bedarf, 
um  Verbrauchsgewohnheiten und Produktionswei-
sen zu beseitigen, die eine nachhaltige Entwicklung 
behindern. 

Anhang 3 

Sicherung des Status der Heiligen Stadt Jerusalem 
und Nutzung aller Möglichkeiten, taktischen Maß-
nahmen entgegenzuwirken, die ihrer Identität scha-
den und ernsthaft die Sicherheit und den Friedens-
prozeß in diesem Gebiet gefährden 

Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommene Reso-
lution* 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz, 

in Bekräftigung ihrer Unterstützung für den Nahost-
friedensprozeß und für alle seine Erfolge, 

Die israelische Delegation wies die gesamte Resolution nach deren 
Verabschiedung zurück. 

erneut hinweisend auf die von der Interparlamentari-
schen Union mit dem Ziel verabschiedeten Resolutio-
nen, die unternommenen Anstrengungen zugunsten 
des Friedens im Nahen Osten zu unterstützen, 

ebenfalls auf die Resolutionen des Sicherheitsrates 
und der Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen verweisend, in denen gefordert wird, daß Israel 
sämtliche Handlungen und Maßnahmen unterläßt, 
die darauf abzielen, den Rechtsstatus, die demogra-
phische Zusammensetzung und geographische 
Struktur Jerusalems zu verändern und in denen be-
stätigt wird, daß diese Maßnahmen ungültig sind, 

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die 
neuen Siedlungstätigkeiten in dem seit dem Jahr 
1967 besetzten Palästinensergebiet, und insbesonde-
re über den Bau einer Siedlung im Gebiet Djebel 
Abu Gneim in Ost-Jerusalem, 

betonend, daß solche Siedlungen illegal sind und 
eine Verletzung des Völkerrechts und ein großes 
Hindernis für den Friedensprozeß darstellen, 

besorgt über die sich dem Nahostfriedensprozeß ent-
gegenstellenden Schwierigkeiten und ihre nachteili-
gen Auswirkungen auf die Lebensumstände aller 
Völker in der Region, insbesondere die des palästi-
nensischen Volkes, 

beklagend, daß seit dem gefährlichen Stillstand des 
Friedensprozesses der Einsatz von Gewalt zugenom-
men hat, 

in Bekräftigung insbesondere der auf der 77., 81., 84. 
und 90. Konferenz der Interparlamentarischen Union 
verabschiedeten Resolu tionen, in denen sie eine Ver-
stärkung der Bemühungen um eine Wiederaufnahme 
der Friedensinitiativen forde rt , 

1. mißbilligt die israelische Siedlungspolitik im Ge-
biet der Palästinenser, einschließlich Ost-Jerusa-
lem; 

2. fordert die israelischen Behörden auf, alle Hand-
lungen oder Maßnahmen, einschließlich den Bau 
von Siedlungen, zu unterlassen, welche die Gege-
benheiten am Boden verändern, die Verhandlun-
gen über den endgültigen Status präjudizieren 
und sich nachteilig auf den Nahostfriedensprozeß 
auswirken; 

3. forde rt  die Besatzungsmacht Israel auf, ihren 
rechtlichen Verpflichtungen nach dem Haager Ab-
kommen aus dem Jahr 1907 und dem Vierten Gen-
fer Abkommen vom 12. August 1949 genau nach-
zukommen; 

4. fordert alle Parteien und insbesondere die Israelis 
und die Palästinenser auf, im Interesse des Frie-
dens und der Sicherheit ihre Verhandlungen im 
Rahmen des Nahostfriedensprozesses auf den ver-
einbarten Grundlagen fortzusetzen und voranzu-
treiben, und fordert Israel insbesondere auf, die 
geschlossenen Vereinbarungen, vor allem die 
Übereinkommen von Oslo, fristgerecht durchzu-
führen; 

5. fordert die israelische Regierung auf, die Konfis-
zierung der Ausweise palästinensischer Bürger 
von Jerusalem zu unterlassen und ihre Politik, die 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 
	Drucksache 13/7973 

diese Bürger daran hinde rt, ihre Häuser zu repa-
rieren oder neue Häuser zu bauen, um ihre drän-
gende Wohnungsnot zu lindern, einzustellen; 

6. fordert nachdrücklich, Gewalt und Terrorismus, 
welchen Ursprungs auch immer, zu beenden, da 
dies für den Friedensprozeß unerläßlich ist; 

7. appelliert an die Vereinten Nationen, ihren Einfluß 
umgehend geltend zu machen, um alle Bürger, 
alle Institutionen und alle historischen Bauwerke 
in Jerusalem, insbesondere die palästinensischen 
Institutionen, zu schützen, solange die Resolution 
242 des Sicherheitsrates noch nicht umgesetzt und 
der Frieden noch nicht erreicht ist; 

8. empfiehlt, daß die Lage in Jerusalem vom Aus-
schuß für Nahost-Fragen der IPU überwacht wird, 
der. dem Interparlamentarischen Rat in Kairo (im 
September 1997) Bericht erstatten wird. 

Anhang 4 

Internationale Maßnahmen im Hinblick auf die 
Dringlichkeitssituation in Albanien und Zaire 

Von der 97. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. April 1997 im Konsenswege angenommene Reso-
lution 

I. Betreffend die Lage in Albanien 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz, 

die Auffassung vertretend, daß die derzeitigen politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Ereignisse eine 
humanitäre Krise ausgelöst und die Schwächen der 
politischen und der Verwaltungsstruktur des albani-
schen Staates zutage gefördert haben, 

in Anbetracht dessen, daß eine humanitäre Krise von 
derartigen Ausmaßen nur durch entsprechende Maß-
nahmen auf albanischem Staatsgebiet bewältigt wer-
den kann, wenn man die Sicherheit wiederherste llen 
will , 

in der Erkenntnis, daß das Land sich in einer Lage 
befindet, die so schwierig ist, daß es sich daraus ohne 
ausländische Hilfe nicht befreien können wird, 

tief besorgt darüber, daß die humanitäre Lage in Al-
banien so ernst ist, daß zur Bewältigung der derzeiti-
gen Krise internationale Hilfe für das Land dringend 
erforderlich ist; diese Hilfe sollte, um wirksam zu 
sein, einhergehen mit Maßnahmen zur Förderung 
der Aussöhnung, einer guten Führung der Staatsan-
gelegenheiten sowie der wirtschaftlichen und finan-
ziellen Gesundung, 

angesichts der Bedeutung der Sicherheit in Albanien 
und ihrer Auswirkungen auf die Bereitstellung hu-
manitärer Hilfe, 

1. unterstützt die von einigen Ländern* auf Ersuchen 
der albanischen Behörden unternommenen Bemü-
hungen, eine multilaterale Schutztruppe unter der 
Ägide der Organisation für Sicherheit und Zusam

-

Dänemark, Frankreich, Griechenland, Italien, Österreich, Rumä-
nien, Spanien, Türkei 

menarbeit und der Vereinten Nationen aufzustel-
len, die einen Beitrag dazu leisten soll, die Sicher-
heitsbedingungen zu schaffen, die für eine Bereit-
stellung von Unterstützung sowie die Durchfüh-
rung allgemeinerer Unterstützungsaktivitäten er-
forderlich sind; 

2. betont, wie wichtig es ist, auf einer soliden Grund-
lage und mit Unterstützung der Staatengemein-
schaft die Verwaltungsstruktur und die Polizei-
kräfte wiederaufzubauen, die von grundlegender 
Bedeutung sind für die Gewährleistung eines zivi-
len Zusammenlebens in einem . demokratischen 
System und für ein gutes Funktionieren der Wirt-
schaft; 

3. unterstreicht, wie außerordentlich wichtig es ist, 
daß sobald wie möglich im ganzen Land freie und 
faire Wahlen abgehalten werden, die es der Regie-
rung ermöglichen werden, vollständig repräsenta-
tiv zu sein; 

4. gibt ihrer Befriedigung Ausdruck über die Initiati-
ven und Aktivitäten der Europäischen Union, der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa und des Europarates, insbesondere in 
bezug auf die Wiederherstellung eines zivilen Zu-
sammenlebens im Lande; 

5. fordert die albanischen Behörden nachdrücklich 
auf, eng mit den internationalen Finanzinstitutio-
nen zusammenzuarbeiten mit dem Ziel, eine Fi-
nanzreform durchzuführen; 

6. fordert die albanischen Behörden auf, die für eine 
bessere Führung des Banksektors und der Finanz-
unternehmen erforderlichen Gesetze und Vor-
schriften zu verabschieden; 

7. fordert alle Regierungen und Mitgliedsparlamente 
der Interparlamentarischen Union auf, Albanien 
durch die Gewährleistung humanitärer, finanziel-
ler und wirtschaftlicher Hilfe weiterhin zu unter-
stützen und dem Land Rechts- und Verwaltungs

-

experten zur Verfügung zu stellen. 

II. Betreffend die Lage in Zaire 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz, 

die große Beunruhigung der  Vertreter der Parla

-

mente der Welt zum Ausdruck bringend über den an-
haltenden Konflikt in Zaire und das dadurch verur-
sachte schreckliche menschliche Leid, insbesondere 
die Massaker, die in den Konfliktgebieten stattgefun-
den haben sollen sowie die schwerwiegende Bedro-
hung für die regionale Stabilität, 

mit Genugtuung über die regionalen Initiativen wie 
die von Nairobi und Lomé und die kürzlich erfolgte 
Wiederaufnahme der Friedensgespräche in Südafri-
ka sowie über die von der Staatengemeinschaft un-
ternommenen Anstrengungen hinsichtlich einer Lö-
sung des Konflikts, 

1. appelliert an die Parteien, den Friedensplan der 
Vereinten Nationen für Zaire zu beachten und um-
zusetzen, der die folgenden fünf Punkte umfaßt: 

i) sofortige Einstellung der Feindseligkeiten; 
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ii) Abzug • aller ausländischen Truppen, ein-
schließlich der Söldner; 

iii) Bekräftigung der Achtung der nationalen Sou-
veränität und der territorialen Integrität von 
Zaire und von anderen Staaten in der Region 
der Großen Seen; 

iv) Schutz und Sicherheit für alle Flüchtlinge und 
Vertriebenen und Erleichterung des Zugangs 
zu humanitärer Unterstützung; 

v) schnelle und friedliche Beilegung der Krise 
durch einen Dialog, ein Wahlverfahren und 
die Einberufung einer internationalen Konfe-
renz über Frieden, Sicherheit und Entwick-
lung in .der Region der Großen Seen mit dem 
Ziel der Herbeiführung eines dauerhaften 
Friedens in der Region; 

2. fordert die Staatengemeinschaft ebenfalls auf, die 
Umsetzung dieses Plans zu fördern, indem sie: 

i) den zwischen den Kriegsparteien begonnenen 
Verhandlungsprozeß dauerhaft und verstärkt 
unterstützt sowie an den von der Organisa tion 
der Afrikanischen Einheit (OAU) unternom-
menen Anstrengungen zur Herbeiführung ei-
ner friedlichen Lösung des Konflikts in Zaire 
mitwirkt; 

ii) die Hilfe für die Flüchtlinge verstärkt und den 
Nachbarländern zusätzliche Ressourcen zur 
Verfügung stellt, um es ihnen zu ermöglichen, 
den aus diesem Konflikt resultierenden massi-
ven Flüchtlingsstrom zu bewäl tigen, unter be-
sonderer Berücksichtigung der schwierigen 
Lage der Frauen, Kinder und älteren Men-
schen, die von dem Konflikt am stärksten be-
troffen sind; 

iii) einen absoluten Schutz der Bevölkerung in 
den Konfliktgebieten sicherstellt und eine un-
abhängige internationale Kommission unter 
der Ägide der Vereinten Nationen entsendet 
zur Untersuchung der Berichte über Massaker 
in diesem Gebiet; 

iv) Waffenlieferungen an die Kriegsparteien un-
terläßt; 

v) alle Bemühungen zur Schaffung von günsti-
gen Bedingungen für die Veranstaltung freier 
und fairer Wahlen unterstützt mit dem Ziel, 
eine legitimierte demokratische Regierung in 
Zaire einzurichten; 

vi) die Arbeit des gemeinsamen Sonderbeauftrag-
ten der Vereinten Nationen und der Organisa-
tion der Afrikanischen Einheit für die Region 
der Großen Seen erleichtert; 

3. fordert alle Länder nachdrücklich auf, die ein-
schlägigen internationalen Rechtsinstrumente, die 
eine Anwerbung, den Einsatz, die Finanzierung 
und die Ausbildung von Söldnern verbieten, zu 
beachten. 

Anhang 5 

Zusammenarbeit im Hinblick auf weltweite und re-
gionale Stabilität sowie die Respektierung aller For-
men der Souveränität und Unabhängigkeit von 
Staaten 

(von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
vorgelegter Resolutionsentwurf) 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz, 

1. eingedenk der in der Charta der Vereinten Natio-
nen festgelegten Zielsetzung, den Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit zu wahren und 
zu diesem Zweck wirksame Kollektivmaßnah-
men zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu 
verhüten und zu beseitigen; 

2. darauf hinweisend, daß die Vereinten Nationen 
zur Lösung der anstehenden globalen Probleme 
zunehmend der Unterstützung durch Regionalor-
ganisationen im Sinne von Kapitel VIII der Char-
ta bedürfen; 

3. in der Erkenntnis, daß Regionalorganisationen 
eine engere Zusammenarbeit und damit Stabili-
tät in den Regionen fördern können und erfolg-
reiche regionale Organisationen über ihren eige-
nen geographischen Raum hinaus Stabilität pro-
duzieren; 

4. würdigend, daß internationale Regime einen 
Rahmen bilden können für eine Zusammenarbeit 
zwischen unterschiedlichen Interessengruppen 
und so zur friedlichen Streitbeilegung und damit 
zur Stabilisierung umfaßten Regionen beitra

-

gen können; 

5. anerkennend, daß Akteuren, die nicht nationalen 
Regierungen zuzuordnen sind, wie Nichtregie-
rungsorganisationen oder internationale Organi-
sationen, wachsende Bedeutung bei der Behand-
lung der anstehenden globalen Fragen zu-
kommt; 

6. betonend, daß staatliche Souveränität und der 
Grundsatz der Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten der Staaten Eckpfeiler der zwi-
schenstaatlichen Zusammenarbeit sind; 

7. in der Erwägung, daß das Gebot der Nichteinmi-
schung nicht unvereinbar ist mit der Verpflich-
tung der internationalen Gemeinschaft zum 
Schutz der unabdingbaren Menschenrechte und 
unterdrückten Minderheiten und daß die Verlet-
zung elementarer Menschenrechte eine Bedro-
hung der internationalen Sicherheit und Stabili-
tät bedeuten kann; 

8. vor Augen führend, daß Gefahren für die interna-
tionale Stabilität und Sicherheit zunehmend von 
nichtmilitärischen Bedrohungen ausgehen und 
Lösungen nicht durch einzelne souveräne Staa-
ten möglich sind; 

9. in der Erkenntnis, daß die Leistungsfähigkeit der 
Nationalstaaten vor allem durch die ökonomische 
Globalisierung geschwächt wird und das daraus 
entstehende politische Vakuum bisher nur unzu-
reichend durch multilaterale Regime und Institu- 
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tionen sowie durch zivilgesellschaftliche Vernet-
zung gefüllt werden kann; 

10. angesichts der Tatsache, daß ungehinderte 
menschliche Aktivität und ungehindertes Bevöl-
kerungswachstum einen Punkt erreicht haben, 
ab dem die Grundlagen des menschlichen Le-
bens über die Grenzen der Nationalstaaten hin-
aus gefährdet werden; 

11. in Kenntnis der Tatsache, daß die inte rnationale 
Staatengemeinschaft sich zukünftig verstärkt mit 
den Gefahren aus der unkontrollierten Verbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen, der Aus-
weitung ethnischer, religiöser und verwandter 
Konflikte, großflächigen grenzüberschreitenden 
Umweltkatastrophen, i llegalem internationalen 
Drogen- und Waffenhandel und internationalem 
Terrorismus befassen muß und hierfür eine enge-
re Zusammenarbeit der Staatengemeinschaft er-
forderlich ist; 

1. betont die Notwendigkeit internationaler Zu-
sammenarbeit auf globaler und regionaler 
Ebene, um den anstehenden globalen Fragen 
begegnen zu können; 

2. bestätigt die Bedeutung der Vereinten Natio-
nen als Basis internationaler Zusammenarbeit; 

3. ruft die internationale Gemeinschaft auf, ihre 
Anstrengungen zu verstärken, um die Verein-
ten Nationen zu einem wirksamen Instrument 
einer umfassenden Weltfriedenspolitik zur Ge-
staltung eines Systems internationaler Sicher-
heit und Stabilität auszubauen; 

4. mißt dem Prinzip der Achtung demokratischer 
Strukturen, auch im internationalen Bereich, 
große Bedeutung für die Gestaltung der inter-
nationalen Zusammenarbeit zu; 

5. betont die Notwendigkeit einer Öffnung für 
das Denken anderer Kulturkreise, der Respek-
tierung der Grundwerte anderer Kulturen und 
der Bereitschaft zum offenen Dialog als 
Grundlage ' der internationalen Zusammenar-
beit; 

6. weist auf die Notwendigkeit der Zusammenar-
beit zur Entwicklung aktiver Friedensstrate-
gien hin, die die regionalen Systeme der kol-
lektiven Sicherheit fördern und das Friedens-
völkerrecht und die friedenserhaltende Rolle 
der Vereinten Nationen stärken; 

7. betont die Notwendigkeit einer engeren Zu-
sammenarbeit der Vereinten Nationen mit den 
regionalen Organisationen, damit die do rt  vor-
handenen Kapazitäten, insbesondere das zur 
Verfügung stehende Instrumentarium des 
Konfliktmanagements, in vollem Umfang ge-
nutzt werden können; 

8. fordert eine Stärkung der bestehenden regio-
nalen Organisationen wie OSZE, ASEAN, 
OAS, OAU und eine Unterstützung ihres Aus-
baus hin zu echten Regionalorganisationen im 
Sinne von Kapitel VIII der Charta der Verein-
ten Nationen; 

9. fordert die internationale Staatengemeinschaft 
auf, internationale Regime und Institutionen 
zu stärken, um die auf den verschiedenen 
Ebenen internationaler Zusammenarbeit mög-
lichen Potentiale zur Lösung der anstehenden 
globalen Fragen besser nutzen zu können; 

10. betont die Notwendigkeit, den wichtigen Er-
kenntnissen der VN-Weltkonferenzen der ver-
gangenen Jahre entsprechend zu handeln und 
fordert  die internationale Staatengemein-
schaft, die Regionalorganisationen und die 
Nationalstaaten auf, stärker zur zügigen Um-
setzung der dort  getroffenen Beschlüsse beizu-
tragen; 

11. fordert  die Nationalstaaten und ihre Regierun-
gen auf, stärker als bisher global zu denken 
und zu handeln und eine globale Politik zu 
entwickeln, um den sich stellenden Problemen 
begegnen und die menschlichen Lebens-
grundlagen auch zukünftig sichern zu kön-
nen; 

12. fordert die Nationalstaaten und ihre Regierun-
gen auf, wo immer es in einer zunehmend in-
terdependenten Welt erforderlich wird, Souve-
ränität gemeinsam auszuüben, um der Ver-
pflichtung zur Wahrung globaler Interessen 
entsprechen zu können; 

13. fordert  die Nationalstaaten und insbesondere 
die Parlamente auf, den zivilgesellschaftlichen 
Kräften mehr Autonomie einzuräumen, um 
das dort  vorhandene kreative Potential stärker 
als bisher in inte rnationale Politik einbinden 
zu können. 

Anhang 6 

Erforderliche Maßnahmen zur Veränderung von 
Verbrauchsgewohnheiten und Herstellungsstruktu-
ren im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung 

(von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
vorgelegter Resolutionsentwurf) 

Der Weltumweltgipfel in Rio de Janeiro hat 1992 ein 
weltweites Entwicklungs- und Aktionsprogramm für 
das 21. Jahrhundert verabschiedet. Ein wichtiger 
Programmpunkt ist das Leitbild einer nachhaltigen 
(besser: naturverträglichen) Entwicklung (Sustain-
able Development). Dieses Leitbild verlangt vor al-
lem von den Industrieländern die Neuausrichtung 
ihrer Energie-, Verkehrs-, Wirtschafts-, Landwirt-
schafts- und Handelspolitik mit dem Ziel, die natürli-
chen Lebensgrundlagen zu schützen und für künfti-
ge Generationen zu erhalten. U. a. ist auch die Forde-
rung enthalten, „Umweltökonomische Gesamtrech-
nungen" und „Systeme von Indikationen für eine 
nachhaltige Entwicklung" zu erstellen. In Deutsch-
land ist z. B. das Statistische Bundesamt mit dem Auf-
bau einer Umweltökonomischen Gesamtrechnung 
(UGR) beschäftigt. 

Auch der Deutsche Bundestag hat in der 12. Legisla-
turperiode diesen Themenkomplex eingehend be-
handelt. Die Enquete-Kommission „Schutz des Men-
schen und der Umwelt" hat in einem umfassenden 
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Bericht Bewertungskriterien und Perspektiven für 
umweltverträgliche Stoffkreisläufe in der Industrie-
gesellschaft erarbeitet und ist dabei u. a. auch zu der 
Feststellung gelangt, daß . Annäherungen an das 
oben beschriebene Leitbild einer nachhaltig zu-
kunftsverträglichen Entwicklung durch einen ökolo-
gischen Strukturwandel Änderungen von Produk-
tions- und Konsumgewohnheiten verlangen, die mit-
tel- bis langfristig einen tiefgreifenden W andel von 
Wertvorstellungen sowohl zur Folge als auch zur Vor-
aussetzung haben. 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz, 

in der Erkenntnis, daß trotz einer hohen Regeldichte 
und nachweislicher Einzelerfolge im Umweltschutz 
Umweltrisiken heute neue Dimensionen erreichen, 

in dem Wissen, daß anthropogene Komponenten z. B. 
bei Treibhauseffekt, Verminderung oder gar Zerstö-
rung der Ozonschicht, Meeresverschmutzung, Bo-
denzerstörung, Arten- und Biotop-Schwund, wach-
sende Müllberge, aktuelle Stichworte dieser Situa-
tionsbeschreibung sind, 

weist die 97. Interparlamentarische Konferenz nach-
haltig darauf hin, daß mit diesen Belastungen auch 
qualitativ und quantitativ neuartige Risiken für die 
menschliche Gesundheit, für die Natur, für Kulturgü-
ter und andere Güter verbunden sein können mit der 
Folge der Gefährdung der wirtschaftlichen und so-
zialen Voraussetzungen für Leben und Wi rtschaft 
künftiger Generationen und damit deren Wohlbefin-
den insgesamt, 

fordert daher nachdrücklich von den Regierungen, 
für diese Herausforderungen adäquate politische 
Konzepte zu entwickeln und vorzulegen mit dem 
Ziel, die mit der Art  unseres bisherigen Wirtschaftens 
und dem Umgang mit der Natur zusammenhängen-
den Probleme im Interesse des Überlebens der 
Menschheit einer Lösung zuzuführen, 

und empfiehlt - auch angesichts der schnell wach-
senden Weltbevölkerung - alle Anstrengungen zu 
unternehmen, die weltweit absehbaren mannigfalti

-

gen Wachstumsprozesse ökologisch zu begleiten und 
in eine nachhaltig natur-(umwelt-)verträgliche Rich-
tung zu lenken. 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz 

- ist der Meinung, daß die Umstellung von Wirt
-schaft und Gesellschaft auf eine dauerhaft um-

weltgerechte oder nachhaltige Entwicklung viel-
fach noch auf Schwierigkeiten stößt, 

- unterstützt daher im Interesse des Ziels, die Le-
bensgrundlagen künftiger Generationen weltweit 
zu sichern, das auf der Konferenz für Umwelt und 
Entwicklung der Vereinten Nationen in Rio de Ja-
neiro im Jahre 1992 für die Weltgemeinschaft ent-
worfene Leitbild von der dauerhaft umweltgerech-
ten Entwicklung, weil darin die ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Problemfelder gleicher-
maßen einbezogen sind und so Lösungen ermögli-
chen, die angesichts der Endlichkeit der meisten 
von Menschen genutzten natürlichen Ressourcen 
dringend geboten sind, 

- unterstreicht ihre Auffassung, daß das Prinzip der 
Nachhaltigkeit verlangt, die ökonomische Ent-
wicklung besser an die Verfügbarkeit natürlicher 
Ressourcen anzupassen unter dem Aspekt, daß 
der schonende Umgang mit der Natur zwar Kosten 
verursachen wird, aber z. B. auch neue wirtschaft-
liche Chancen eröffnet, 

- fordert dazu auf, die Erkenntnisse der Wissen-
schaft, insbesondere auch der Wirtschaftswissen-
schaften (neue Wachstumstheorie) zu beachten, 
wonach der materielle Wohlstand der Staaten zu 
einem Großteil aber nicht nur auf ihren Kapitalres-
sourcen beruht - akkumulierten Kapitalressourcen 
(Maschinen, Humankapital, öffentliche Infrastruk-
tur, Wissenskapital), die über die volkswirtschaftli-
chen Ersparnisse finanziert werden, aber auch na-
türlichen Ressourcen, deren Verfügbarkeit endlich 
ist, denn viele Rohstoffe sind erschöpfbar - und 
die Erkenntnis zu nutzen, daß die Aussichten für 
Wachstum längerfristig günstiger sind, wenn sich 
die Wirtschaftsentwicklung unter ökonomischen 
und ökologischen Gesichtspunkten als Gesamtheit 
vollzieht, 

- ist der Meinung, daß sich die Anpassung der Pro-
duktions- und Wirtschaftsstrukturen im Hinblick 
auf das Ziel der Nachhaltigkeit vor allem auch 
durch eine auf internationale agreements basie-
renden Veränderung der relativen Preise errei-
chen läßt, indem z. B. die Umwelt besonders bela-
stende Güter und deren Herstellung verteuert 
werden. 

Die 97. Interparlamentarische Konferenz ist der Auf-
fassung, daß der komplexe Prozeß der angestrebten 
Veränderungen auch die Änderung von Verbrauchs-
gewohnheiten nachhaltig und dauernd, insbesonde-
re in den Industrieländern, einschließt. 

In dem Wissen, daß die Notwendigkeit der Entwick-
lung von nationalen und internationalen Politiken 
und Strategien zur Änderung nicht nachhaltiger Pro-
duktions- und Konsummuster bereits auf der Konfe-
renz der Vereinten Nationen für Umwelt und Ent-
wicklung 1992 in Rio de Janeiro allgemein anerkannt 
thematisiert wurde, 

in der Erkenntnis, daß z. B. der private Verbrauch 
Auswirkungen auf die natürliche Umwelt hat und so-
mit die Verbraucher nicht nur als Opfer von Umwelt-
schädigungen, sondern gleichzeitig auch als Verant-
wortliche für die Entstehung vieler Umweltschädi-
gungen anzusehen sind, 

vor dem Hintergrund des Kreislauf- und Vernet-
zungsgedankens, daß sich ökologische Schäden - die 
Belastung von Luft, Boden und Wasser mit Schadstof-
fen -, die direkt oder indirekt durch Konsum von Pro-
dukten oder Dienstleistungen entstehen, sich z. B. 
über die Nahrungskette, vergiftete Gewässer oder 
belastete Atemluft auf die menschliche Gesundheit 
auswirken, 

in der Erkenntnis, daß nachhaltiger Konsum sowohl 
ökologische Verantwortung als auch soziale Gerech-
tigkeit (Wahrung von menschlichen Grundrechten, 
sozial- und gesundheitsverträgliche Arbeitsplätze 
und gerechte Entlohnung) einschließt, 
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feststellend, daß eine Diskrepanz zwischen erhöhtem 
Umweltbewußtsein und relativ langsamer Verände-
rung der Verhaltensgewohnheiten besteht, die nicht 
unabhängig vom Zusammenhang allgemeiner ge-
sellschaftlicher Veränderungsprozesse gesehen wer-
den kann, 

darauf hinweisend, daß umwelt- und sozialverträgli-
ches Konsumverhalten u. a. dadurch eingeschränkt 
ist, daß 

- der Verbraucher einem von öffentlicher und wirt-
schaftlicher Seite im weitesten Sinne vorgegebe-
nem Angebot gegenüberstehen, 

- die eigenen Möglichkeiten und durch Verhaltens-
änderungen ausgelöste Wirkungen weitgehend 
von vielen Menschen als sehr gering eingeschätzt 
werden, 

- für viele Menschen die Auswirkungen ihres Han-
delns vorab häufig nicht bekannt und erkennbar 
sind, 

- u. a. der Zeitaufwand zur Informationsbeschaffung 
sehr hoch ist, 

- umwelt- und sozialverträgliche Alternativen zu 
bisherigen Verhaltensweisen häufig mit höheren 
Kosten verbunden sind, 

unterstützt die 97. Interparlamentarische Konferenz 
die in der AGENDA 21 vorgeschlagenen Maßnah-
men, insbesondere zur Entwicklung von S trategien, 
um eine Änderung des bisherigen Konsumverhaltens 
hin zu nachhaltigen, umweltverträglichen Ver-
brauchsgewohnheiten herbeizuführen, 

ruft daher die Regierungen auf - entsprechend den 
unterschiedlichen Verhältnissen in den jewei ligen 
Ländern, aber international abgestimmt -, weiterhin 
die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen der 
Wirtschaft so zu ändern, daß den Menschen in Zu-
kunft ökologisch und sozial verantwortungsbewußtes 
Handeln leichter und attraktiver gemacht wird als 
bisher, 

sieht als einen ersten wich tigen und in seiner Wir-
kung in der Öffentlichkeit nicht zu unterschätzenden 
Schritt die Verwirklichung der Forderung nach Be-
reitstellung übersichtlicher, inte rnational kompatib-
ler Konsumenteninformationen, insbesondere Pro-
dukt- und Firmeninformationen, 

plädiert dafür, auf internationaler Ebene adäquat ab-
gestimmte Maßnahmen zu ergreifen, um Öko- und 
Sozial-Dumping künftig zu verhindern, 

richtet einen Appell an die anbietende Wirtschaft im 
weitesten Sinne, sich in dieser Hinsicht progressiv ei-
ner auch kritischer gewordenen Öffentlichkeit offen 
zu stellen, um durch sachgemäße und kompetente 
Information u. a. auch falsche Vorstellungen und un-
berechtigte Ängste abzubauen, 

begrüßt das Engagement von nichtkommerziellen 
Organisationen unterschiedlicher Ausrichtungen 
(z. B. Verbraucher- und Umweltorganisationen) im 
Hinblick 

- auf eine begonnene Umstrukturierung der Bera-
tung im Sinne eines ökologisch-sozial bewußten 

Konsums und damit Förderung der Entwicklung 
des Verbraucherverhaltens hin zu neuen Werthal-
tungen sowie 

regt die bestehenden Organisationen der Verbrau-
cherpolitik, des Verbraucherschutzes, des Umwelt-
schutzes aber auch der Bildung, Erziehung und Wis-
senschaft dazu an, weiter daran mitzuwirken, ein be-
wußtes und kritisches Verhalten bei der Bef riedigung 
materieller Bedürfnisse zu erleichtern und die Ver-
braucher im Sinne eines nachhaltigen umweltbe-
wußten Konsums über ökonomisch und ökologisch 
sinnvolle Alternativen aufzuklären, 

ruft in diesem Zusammenhang alle relevanten Wis-
senschaftsdisziplinen auf, ihre Früh-Erkenntnis- und 
Sensor-Funktion verantwortungsbewußt und konse-
quent wahrzunehmen, d. h. ihre Kenntnisse und Er-
kenntnisse allgemein verständlich und sachkompe-
tent an die Menschen heranzutragen, um sie so zu 
befähigen, in eigener Verantwortung und selbstän-
dig beim Umsteuern auf nachhaltige umweltverträg-
liche Verhaltensweisen mitzuwirken. 

Anhang 7 

Ergebnisse und Follow-up der Interparlamentari-
schen Sonderkonferenz zu dem Thema ,,Auf dem 
Weg zur Partnerschaft zwischen Männern und Frau-
en in der Politik" 

Vom Interparlamentarischen Rat am 15. April  1997 
per Akklamation angenommene Resolution 

Der Interparlamentarische Rat, 

nach Behandlung der Ergebnisse der IPU-Sonder-
konferenz „Auf dem Weg zur Partnerschaft zwischen 
Männern und Frauen in der Politik", die auf Einla-
dung des indischen Parlaments vom 14.-18. Februar 
1997 in Neu-Delhi stattfand, 

sowie nach Behandlung der von der Interparlamenta-
rischen Union 1996 durchgeführten weltweiten Um-
frage, die anläßlich der Konferenz von Neu-Delhi in 
Form einer Vergleichsstudie und eines Posters mit 
dem Titel „Männer und Frauen in der Politik: noch 
im Entstehungsprozeß begriffene Demokratie" veröf-
fentlicht wurde, 

1. dankt dem indischen Parlament für die freundli-
che Begrüßung der Konferenzteilnehmer und die 
diesen gebotenen ausgezeichneten Arbeitsbe-
dingungen aus; 

2. stellt fest, daß die Konferenz unter der Leitung 
des Präsidenten der Lok Sabha als Konferenzprä-
sident und des Vizepräsidenten der Rajya Sabha 
als Konferenzvizepräsident einen fruchtbaren 
und innovativen Austausch ermöglichte und daß 
die Persönlichkeiten, die als Moderatoren tätig 
waren oder in die verschiedenen Fachdiskussio-
nen einführten, einen großen Beitrag zu diesem 
dynamischen Prozeß leisteten; 

3. nimmt die Schlußerklärung des Konferenzpräsi-
denten über das Ergebnis der Tagung zur Kennt-
nis und macht sich die darin enthaltenen Schluß-
folgerungen und Empfehlungen zu eigen; 
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4. fordert alle Mitglieder und assoziierten Mitglie-
der der Interparlamentarischen Union auf, ihre 
Versammlungen auf die Schlußerklärung der 
Konferenz von Neu-Delhi und diese Entschlie-
ßung aufmerksam zu machen und für die Umset-
zung der darin enthaltenen Empfehlungen zu 
sorgen; fordert sie außerdem auf, Schritte einzu-
leiten, um die Veröffentlichungen mit dem Titel 
„Männer und Frauen in der Politik: noch im Ent-
stehungsprozeß begriffene Demokratie" in ihrem 
Lande zu verbreiten; 

5. Stellt fest, daß das politische Leben, wie die Ar-
beit der Konferenz klar gezeigt hat, immer noch 
von Männern beherrscht wird, daß die meisten 
parlamentarischen Versammlungen nach wie vor 
aus einer überwältigenden Mehrheit oder gar 
ausschließlich aus Männern bestehen und weist 
mit Interesse darauf hin, daß die Diskussionen 
die Erarbeitung von Vorschlägen für praktische 
Maßnahmen ermöglichten, um diese unbefriedi-
gende Situation abzustellen; forde rt  die Regie-
rungen, die Parlamente und die Parteien mit 
Nachdruck zu solchen Maßnahmen auf, damit 
die Politik die nationale Bevölkerung in ihrer 
doppelten Zusammensetzung besser widerspie-
geln und interpretieren kann und im Geiste der 
Partnerschaft als die Demokratie festigender 
Faktor durchgeführt wird; 

6. fordert nachdrücklich diejenigen Länder, in de-
nen Frauen die Teilnahme an Wahlen gesetzlich 
verwehrt wird, dazu auf;, dieses Hindernis zu be-
seitigen und die von der Konferenz von Neu-De-
lhi empfohlenen Maßnahmen anzuwenden, um 
die Teilnahme der Frauen an der politischen Ar-
beit zu fördern; 

7. stellt mit besonderem Interesse fest, daß erstmals 
in der Geschichte der Interparlamentarischen 
Union gleich viele männliche und weibliche Ab-
geordnete an der Konferenz von Neu-Delhi teil-
nahmen, was den Wert der Diskussionen deutlich 
steigerte und die Tragweite der angenommenen 
Empfehlungen verstärkt; 

8. wünscht, daß die gesamte Arbeit der Interparla-
mentarischen Union künftig konstanter und aus-
drücklicher als in der Vergangenheit der Not-
wendigkeit Rechnung trägt, im Geiste der Pa rt

-nerschaft zwischen Männern und Frauen zu han-
deln; beschließt vor diesem Hintergrund, inner-
halb des Exekutivkomitees ohne finanzielle Fol-
gewirkungen eine Partnerschaftsbeobachtungs-
gruppe aus höchstens zwei Frauen und zwei 
Männern zu bilden, die dafür sorgen soll, daß die 
Interessen und Vorstellungen beider Bevölke-
rungsteile gleichermaßen berücksichtigt werden; 
der halbjährliche Bericht des IPU-Rats über die 
Arbeit des Exekutivkomitees sollte Informationen 
über die Tätigkeit dieser Partnerschaftsbeobach-
tungsgruppe und die entsprechend ihren Emp-
fehlungen ergriffenen Maßnahmen enthalten; 

9. fordert diese Partnerschaftsbeobachtungsgruppe 
auf, eingehende Beratungen über die Möglich-
keit abzuhalten, in der Union eine Regel einzu-
führen, die gleichermaßen für alle Delegationen 

gelten würde, denen nicht mindestens eine Frau 
angehört und nach der die Zahl der Stimmen, die 
diesen Delegationen auf der IPU-Konferenz zu-
stehen, um zwei verringert werden würde; bittet 
die Gruppe, ihre Schlußfolgerungen spätestens 
im April 1998 dem Exekutivkomitee vorzulegen; 

10. empfiehlt, innerhalb jedes Redaktionsgremiums 
der Studienausschüsse der IPU-Konferenz zwei 
bis vier Mitglieder (gleich viele Männer und 
Frauen) ausdrücklich damit zu betrauen, für die 
ausgewogene Berücksichtigung der Interessen 
und Vorstellungen beider Bevölkerungsteile zu 
sorgen; 

11. regt jedes Parlament dazu an, insbesondere auf 
der Ebene seines Präsidiums oder Lenkungsgre-
miums ähnliche Maßnahmen zu ergreifen, wie 
sie in den obigen Absätzen beschrieben werden; 
fordert sie speziell nachdrücklich auf, bis zum 
Jahr 2000 besondere Parlamentsausschüsse über 
die Rechte der Frau einzusetzen; 

12. lenkt die Aufmerksamkeit der Medien insbeson-
dere auf die Ergebnisse und Empfehlungen der 
Konferenz von Neu-Delhi und fordert alle Parla-
mente nachdrücklich auf, geeignete Gesetze zu 
verabschieden, um ein verzerrtes oder herabset-
zendes Frauenbild in den Medien zu verhindern; 

13. schlägt außerdem vor, in jedem Lande Organisa-
tionen zu schaffen, deren wichtigster Auftrag 
darin bestehen würde, Frauen und Männer dazu 
anzuhalten und darauf vorzubereiten, im Geiste 
der Partnerschaft zur nationalen Politik beizutra-
gen und dabei die Fähigkeiten und die Erfah-
rung von Ausbildern beiderlei Geschlechts zu 
nutzen; 

14. stellt mit Befriedigung fest, daß eine Reihe von 
Parlamenten im Anschluß an die  Erklärung von 
Neu-Delhi bereits konkrete Maßnahmen ergrif-
fen haben, durch die die Teilnahme der Frauen 
am politischen Leben verbessert werden soll. 

Anhang 8 

Ergebnisse des Parlamentariertages im Rahmen des 
Welternährungsgipfels in Rom am 15. November 
1996 

(Vom Interparlamentarischen Rat am 15. April 1997 
per Akklamation angenommene Resolution) 

Der Interparlamentarische Rat, 

1. nach Kenntnisnahme der Ergebnisse des Par-
lamentariertages, der am 15. November 1996 
im Rahmen des Welternährungsgipfels (Rom, 
13.-17. November 1996) am Sitz des italienischen 
Senats stattfand, 

2. mit Genugtuung über die Tatsache, daß der Parla-
mentariertag ein wesentlicher Bestandteil des Ge-
samtprogramms des Gipfels war und daß der Prä

-

sident des Interparlamentarischen Rates aufgefor-
dert wurde, im Rahmen der Schlußsitzung des 
Gipfels im Namen der Parlamentariergemein-
schaft der Welt zu sprechen und die Erklärung des 
Parlamentariertages vorzulegen, 
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3. unter Hinweis auf die zahlreichen Beiträge der 
IPU zur Vorbereitung des Gipfels und insbesonde-
re die von der 96. Interparlamentarischen Konfe-
renz in Peking am 20. September 1996 verabschie-
dete Resolution zum Thema „Politische Maßnah-
men und Strategien der Handelsliberalisierung 
und Globalisierung der Wirtschaft zur Sicherstel-
lung des Rechts auf Ernährung", 

1. spricht dem italienischen Parlament seinen 
Dank aus für die Bereitstellung der ausge-
zeichneten Arbeitsbedingungen für dieses 
Treffen; 

2. dankt ebenfalls der italienischen Regierung 
und der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen (FAO) für 
die Unterstützung und den bedeutenden Bei-
trag, den sie auf allen Ebenen zur Vorberei-
tung und zur erfolgreichen Durchführung des 
Parlamentariertages geleistet haben; 

3. billigt den Inhalt der von den Teilnehmern des 
Parlamentariertages verabschiedeten Erklä-
rung; 

4. fordert alle Mitgliedsparlamente der IPU auf 
sicherzustellen, daß die Erklärung von Rom 
zur Weltemährungssicherheit und der auf dem 
Welternährungsgipfel verabschiedete Aktions-
plan sowie die im Rahmen des Parlamentarier-
tages angenommene Erklärung von ihren zu-
ständigen Gremien gebührende Aufmerksam-
keit erfahren, insbesondere von den Parla-
mentsausschüssen, die sich mit Fragen der Er-
nährung und Landwirtschaft befassen und for-
dert sie ebenfalls auf, sich entschlossen für die 
Umsetzung der in diesen Dokumenten enthal-
tenen Empfehlungen einzusetzen; 

5. beauftragt den Ausschuß für nachhaltige Ent-
wicklung der IPU, auf parlamentarischer Ebe-
ne die Umsetzung der Verpflichtungen, die 
die Staaten in Rom eingegangen sind, zu über-
wachen; 

6. begrüßt die Tatsache, daß die enge Zusam-
menarbeit zwischen der FAO und der IPU an-
läßlich des Weltemährungsgipfels jetzt zu ei-
ner Stärkung der institutionellen Verbindun-
gen zwischen den beiden Organisationen 
führt; 

7. begrüßt insbesondere die Konsultationen zwi-
schen dem Generalsekretär der IPU und dem 
Generaldirektor der FAO mit dem Ziel, ein Ko-
operationsabkommen zwischen den beiden 
Organisationen zu schließen und, nach Prü

-

fung des aus diesen Konsultationen hervorge-
gangenen Abkommensentwurfes, beauftragt 
den Präsidenten des Interparlamentarischen 
Rates und den Generalsekretär, dieses Ab-
kommen zu unterzeichnen; 

8. spricht sich für die Veranstaltung einer von 
der IPU und der FAO gemeinsam organisier-
ten und auf Einladung des italienischen Parla-
ments im Oktober-November 1998 in Rom 
stattfindenden interparlamentarischen Son

-

derkonferenz aus zum Thema „Landwirt-
schaftliche Produktion, die es ermöglicht, die 
Ziele des Welternährungsgipfels unter gleich-
zeitiger Achtung der Umwelt zu erreichen" . 

Anhang 9 

Schlußerklärung des Welternährungsgipfels 

(Von den Parlamentariern am 15. November 1996 im 
Konsenswege angenommene Resolution) 

Wir, die Parlamentarier, die am 15. November 1996 
im Rahmen des Welternährungsgipfels zu einem von 
der Interparlamentarischen Union veranstalteten 
Treffen auf Einladung des italienischen Parlaments in 
Rom zusammengekommen sind, geben folgende Er-
klärung ab: 

1. Wir bringen unsere ernste Besorgnis zum Aus-
druck angesichts einer Situa tion, in der fast 800 
Millionen Menschen in der ganzen Welt, insbe-
sondere in den Entwicklungsländern , an  chroni-
scher Unterernährung leiden. Es ist unannehm-
bar, daß fast 200 Millionen Kinder unter fünf Jah-
ren an einem Protein- und Energiemangel leiden, 
der für ihre Zukunft oftmals nicht wiedergutzu-
machende Schäden mit sich bringt. Wenn nicht 
umgehend entschlossene Maßnahmen ergriffen 
werden, werden Hunger und Ernährungsunsi-
cherheit fortbestehen und sich in einigen Regio-
nen sogar dramatisch verschärfen. Kein L and, 
auch nicht die reichsten Länder, bleiben von die-
sem Problem verschont. Im Hinblick auf die Men-
schenwürde ist diese Situation unzumutbar, sie 
ist ein soziales Übel und eine Bedrohung für die 
Demokratie. 

2. Wir sind uns dessen bewußt, daß Ernährungsun-
sicherheit auf Haushalts-, regionaler und natio-
naler Ebene zahlreiche materielle, geographi-
sche, politische, wirtschaftliche und soziale Ursa-
chen hat, die in wechselseitiger Abhängigkeit 
voneinander stehen und die sich auf die wirt-
schaftliche Entwicklung und auf das Einkommen 
von Einzelpersonen und ganzen Nationen aus-
wirken, wobei der Agrarsektor besonders betrof-
fen ist. Zu den tieferliegenden Ursachen dieser 
Ernährungsunsicherheit gehört die Armut, die 
wir, um das Ziel der „Nahrung für alle" zu errei-
chen, beseitigen müssen. 

3. Während Frieden, soziale Gerechtigkeit, Demo-
kratie und eine transparente und verantwor-
tungsvolle. Regierungsführung unerläßliche Vor-
aussetzungen sind für die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung eines Landes liegt unserer 
Auffassung nach der Schlüssel zu einer ausrei-
chenden Versorgung mit Nahrungsmitteln, die 
zu erschwinglichen Preisen weltweit, aber insbe-
sondere in einkommensschwachen Ländern mit 
Nahrungsdefizit, gewährleistet bleiben muß, in 
der gesteigerten Erzeugung von landwirtschaft-
lichen Gütern und Nahrungsmitteln. 

4. Die Nahrungsmittelerzeugung muß umwelt-
freundlich sein. Aus diesem Grunde müssen die 
öffentlichen und p rivaten Investitionen zugun- 
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sten einer Entwicklung von angemessenen Tech-
nologien erhöht und die Wirksamkeit des Tech-
nologietransfers in ländliche Gebiete auf dem 
Wege über die Ausbildung der ländlichen Bevöl-
kerung und die allgemeinverständliche Darstel-
lung der Technologien gefördert werden. 

5. Naturgegebene Beeinträchtigungen der Agrar-
produktion, wie z. B. eine mangelnde Kontrolle 
über die Wasserressourcen, unsichere Vertriebs-
netze für Betriebsmittel und ein eingeschränkter 
Marktzugang sollten besei tigt werden. Ferner 
sollten wirtschafts- und sozialpolitische Maßnah

-

men ergriffen werden, die ein für die Agrarpro-
duktion förderliches Umfeld schaffen, insbeson-
dere dadurch, daß der Zugang zu Wissen und 
Produktionsmitteln, einschließlich Land und Kre-
dite, für alle Bauern und vor allem für Frauen 
und junge Menschen in ländlichen Gebieten, si-
chergestellt ist. Schließlich müssen Mechanis-
men in Kraft gesetzt werden, die geeignet sind, 
die Ernährungssicherheit der Bevölkerung si-
cherzustellen, insbesondere mit dem Ziel, den 
Zugang der Ärmsten zu angemessener Ernäh-
rung sowie die Schaffung ausreichender Reser-
vebestände zu gewährleisten. 

6. Das Erreichen des Ziels einer Ernährungssicher-
heit erfordert fortlaufende Aktivitäten auf inter-
nationaler Ebene im Geiste der Zusammenarbeit 
und der Solidarität zwischen Nationen unter ge-
bührender Berücksichtigung ihrer unterschiedli-
chen Entwicklungsstadien. Diese Aktivitäten 
sollten auf die Förderung des Handels und eine 
zu fairen Bedingungen umgesetzte Handelslibe-
ralisierung ausgerichtet sein, auf die Entwick-
lung umweltverträglicher neuer Technologien, 
den Schutz der natürlichen Ressourcen des Pla-
neten, insbesondere durch die Förderung erneu-
erbarer Energien und die Nutzung der biologi-
schen Vielfalt, auf den Zugang zu gene tischen 
Ressourcen in einer Form, die die unveräußerli-
chen Rechte der Bevölkerungen, die diese Res-
sourcen bewahren; garantieren sowie auf die För-
derung der technischen Zusammenarbeit und 
des Erfahrungsaustausches. Der Widerspruch, 
der zwischen den Erfordernissen einer wirt-
schaftlichen Entwicklung und der Notwendigkeit 
besteht, diese Entwicklung nachhaltig zu gestal-
ten, verlangt nach verstärkter internationaler Un-
terstützung. 

7. Die öffentliche Entwicklungshilfe, ob bilateral 
oder multilateral, sollte zugunsten des Agrarsek-
tors erhöht und umstrukturiert und p rivate Inve-
stitionen sollten gefördert werden. Die Geber 
und die Finanzinstitutionen müssen radikaler 
vorgehen im Hinblick darauf, die Qualität der 
Vorschläge für eine Entwicklung, die eine Um-
kehr des zur Zeit rückläufigen Trends in der öf-
fentlichen Entwicklungshilfe ermöglicht, zu ver-
bessern. Die Nahrungsmittelhilfe in die Entwick-
lungsländer sollte in einem Umfang erfolgen, der 
die Erfüllung der dringenden Erfordernisse si-
cherstellt; sie sollte gegebenenfalls ergänzt wer-
den durch Unterstützungsprogramme für den 
Wiederaufbau des Agrarsektors und in Verbin

-

d ung mit Mechanismen erfolgen, die geeignet 
sind, den sozialen Schutz zu gewährleisten, 
durch den die Ernährung der Ärmsten sicherge-
stellt wird. 

8. In Bekräftigung des Rechts aller Menschen auf 
ausreichende, gesunde und ausgewogene Nah-
rung, 

- unterstützen wir die von der IPU kürzlich ver-
abschiedeten einschlägigen Resolutionen und 
insbesondere die auf der 96. Interparlamenta-
rischen Konferenz in Peking am 20. September 
1996 verabschiedete Resolu tion zum Thema 
„Politische Maßnahmen und Strategien der 
Handelsliberalisierung und Globalisierung der 
Wirtschaft zur Sicherstellung des Rechts auf 
Ernährung"; 

- unterstützen wir die Erklärung von Rom zur 
Welternährungssicherheit und den vom Welt-
ernährungsgipfel verabschiedeten Aktions-
plan; 

- unterstützen wir das Sonderprogramm der 
FAO für Ernährungssicherheit in einkom-
mensschwachen Ländern mit einem Nah-
rungsmitteldefizit und fordern die Staatenge-
meinschaft und insbesondere die Finanzie-
rungsgremien nachdrücklich auf, sich diesem 
Programm anzuschließen; 

- unterstützen wir die „Nahrung für alle"-Kam-
pagne der FAO mit dem Ziel, alle Komponen-
ten der zivilen Gesellschaft an der Weiterver-
folgung des Welternährungsgipfels zu beteili-
gen und verpflichten uns, als Parlamentarier 
uneingeschränkt daran teilzunehmen; 

9. Wir verpflichten uns, in unseren Parlamenten die 
Umsetzung dés Aktionsplans des Welternäh-
rungsgipfels zu fördern und insbesondere 

- sicherzustellen, daß die für die Ernährungssi-
cherheit grundlegenden Sektoren, insbeson-
dere der Agrarsektor, bei der Zuweisung öf-
fentlicher Mittel, einschließlich der öffentli-
chen Entwicklungshilfe, größere Priorität er-
halten und dafür Sorge zu tragen, daß diese 
Mittel so effektiv wie möglich eingesetzt wer-
den; 

- sicherzustellen, daß die für die Ernährungssi-
cherheit grundlegenden Aktivitäten, insbe-
sondere die landwirtschaftlichen Aktivitäten, 
einen gesetzlichen Rahmen erhalten, der für 
ihre umweltfreundliche Entwicklung förder-
lich ist und der gewährleistet, daß der Zugang 
zu Produktionsmitteln, zu Ausbildung und In-
formation und zu einer ausreichenden, gesun-
den und ausgewogenen Nahrung für alle si-
chergestellt ist; 

- unsere Regierungen aufzufordern, wirtschafts-  
und sozialpolitische Maßnahmen zu ergreifen, 
die vollständig in Einklang stehen mit den 
Prinzipien und Verpflichtungen des Welter-
nährungsgipfels; 
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- die internationale Zusammenarbeit in allen 
Formen zu fördern, einschließlich der Unter-
zeichnung von internationalen Übereinkünf-
ten, insbesondere in bezug auf den internatio-
nalen Handel und den Zugang zu Technolo-
gien. 

10. Wir fordern die Teilnehmer des Welternährungs-
gipfels nachdrücklich auf, dieser Erklärung ge-
bührende Aufmerksamkeit zu zollen, wir ver-
pflichten uns, die in ihr zum Ausdruck gebrach-
ten Überlegungen in unseren gesetzgebenden 
Gremien zu fördern und ersuchen die Interparla-
mentarische Union, diese Erklärung in allen Par-
lamenten der Welt zu verbreiten und in Zusam-
menarbeit mit der FAO einen Mechanismus ein-
zusetzen, um die Umsetzung der in Rom einge-
gangenen Verpflichtungen auf parlamentari-
scher Ebene zu überwachen. 

Anhang 10 

Stellungnahme der deutschen IPU-Delegation zur 
„Umfrage einer möglichen Totalrevision der Struk-
tur und Arbeitsmethoden der IPU" 

Die deutsche IPU-Delegation hat sich intensiv mit 
der Untersuchung befaßt. Sie begrüßt es, daß die na-
tionalen Delega tionen Gelegenheit zur Stellungnah-
me haben, dankt den Mitgliedern der Arbeitsgruppe 
und des Exekutivausschusses für ihre Überlegungen 
und spricht ihnen ihren Respekt aus. Die deutsche 
IPU-Delegation teilt die Auffassung der Mitglieder 
der Arbeitsgruppe, daß Struktur und Arbeitsweise 
der IPU reformiert werden müssen. Sie hat sich des-
halb bereits in der Vergangenheit durch ihre Vertre-
ter im Exekutivausschuß, im Interparlamentarischen 
Rat, der Gruppe der Zwölf Plus und anderen Gre-
mien aktiv an  der Reformdiskussion beteiligt. Die 
deutsche IPU-Delegation hat am 8. November 1996 
eine aus Vertretern aller Fraktionen und einem ehe-
maligen Mitglied der Delega tion, bestehende Ar-
beitsgruppe eingesetzt, die am 26. November 1996 
getagt und eine Stellungnahme zu der Umfrage erar-
beitet hat. Diese Stellungnahme wurde am 5. Dezem-
ber 1996 allen Mitgliedern der Delega tion zugeleitet, 
die bis zum 13. Dezember 1996 Gelegenheit hatten, 
sich zu äußern. Die Stellungnahme hat folgenden 
Wortlaut: 

I. Vorbemerkung 

Die deutsche IPU-Delegation versteht und würdigt 
die IPU als einzigartiges weltweites Kooperations-, 
Demokratisierungs-, Konfliktpräventions- und Frie-
densinstrument. Angesichts der zunehmenden Inter-
nationalisierung nationaler Politiken und der steigen-
den Interdependenz zwischen den Staaten wächst 
das Erfordernis, die Kooperation zwischen Staaten 
dauerhaft zu stabilisieren. Internationalen Organisa-
tionen kommt dabei eine ganz besondere Bedeutung 
zu. Dies gilt um so mehr für interparlamentarische 
Organisationen, die Transformatoren für parlamenta-
risches und demokratisches Verhalten sein können. 
So wie Demokratien ihre Werte in ihre Außenpolitik 
und ihre Politik in internationalen Organisationen 

übertragen, können internationale Organisationen 
dazu beitragen, die Politik der Staaten in Richtung 
auf Kooperation zu verändern. Transnationalen Ak-
teuren kommt dabei aufgrund ihrer Kontakte und ih-
rer Informationskapazitäten eine wich tige Rolle zu. 
Insofern hat die deutsche IPU-Delegation ein Inter-
esse daran, die IPU als funktionsfähiges weltweites 
Parlamentariergremium (global par liamentary play-
er) zu erhalten und in ihrer Effektivität zu stärken. 

Il. Zu den neun Fragen der IPU-Umfrage 

1. Frage 1 

a) Frage: 

Ausgangspunkt der Überlegungen der Arbeitsgrup-
pe des Exekutivausschusses sind die beiden folgen-
den Überlegungen: 

- eine permanentere Präsenz der IPU mit der Mög-
lichkeit sicherzustellen, zu wich tigen weltpoliti-
schen Fragen aktuell Stellung zu beziehen und 
dies 

- ohne signifikante Erhöhungen im IPU-Budget. 

b) Antwort: 

Die deutsche IPU-Delegation teilt diese Überlegun-
gen. Sie ist sich dabei der Zusammenhänge zwischen 
dem in Frage 1 angesprochenen Komplex und den in 
den Fragen 2 und 4 angesprochenen Komplexen be-
wußt. Insbesondere ist sich die deutsche IPU-Delega-
tion über das Dilemma im Klaren, welches zwischen 
der Fähigkeit der IPU, zu aktuellen weltpolitischen 
Themen Stellung zu nehmen einerseits und der ope-
rativen Umsetzbarkeit dieses Bestrebens andererseits 
besteht. 

Die deutsche IPU-Delegation ist jedoch der Auffas-
sung,  daß eine stärkere Präsenz der IPU allein die er-
strebenswerten Ziele nicht erreichen kann. Hinzutre-
ten muß, daß die stärkere Präsenz der IPU einhergeht 
mit konkreten Aussagen zu konkreten Themen und 
daß diese Präsenz öffentlich wahrnehmbar sein muß. 

2. Frage 2 

a) Frage: 

Die Arbeitsgruppe des Exekutivausschusses sieht die 
beiden oben erwähnten Ziele nur durch folgende 
Maßnahmen als erreichbar an : 

- Erhöhung der Häufigkeit von IPU-Treffen 

- Abhalten lediglich einer regulären Konferenz im 
Jahr und von Sitzungen der vier Ausschüsse mit 
150 bis 250 Teilnehmern in drei- bis viertägigen 
Treffen pro Vierteljahr 

- Übernahme eines Großteils der Kosten der Spe-
zialtreffen durch die Gastgeber. 

b) Antwort: 

Die deutsche IPU-Delegation teilt die Auffassung, 
daß die in Frage 1 beschriebene Zielsetzung nur 
durch Änderungen in Struktur und Arbeitsweise der 
IPU verwirklicht werden kann. Sie hat jedoch Zwei-
fel, ob die zu Frage 2 vorgeschlagene Strukturreform 
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der einzige Weg zur Erreichung dieser Ziele ist. Es 
kann schon zweifelhaft sein, ob sich in Zeiten knap-
per werdender nationaler Haushalte eine ausreichen-
de Zahl von Gastgebern für fünf IPU-meetings im 
Jahr finden läßt. Konnten sich die Mitgliedsparla-
mente der IPU bisher darauf verlassen, in ausrei-
chend großen zeitlichen Abständen Gastgeberfunk-
tionen für IPU-Konferenzen wahrnehmen zu müssen, 
wäre bei fünf IPU-Konferenzen im Jahr der Druck 
auf die nationalen Parlamente erheblich höher. 

Wegen des hohen finanziellen Aufwandes und des 
großen Arbeitsaufwandes und der Schwierigkeit für 
Arbeitsparlamente, repräsentativ zusammengesetzte 
Delegationen zu einer solchen Vielzahl von Konfe-
renzen zu entsenden, hält die deutsche IPU-Delega-
tion das vorgeschlagene Modell für nicht durchführ-
bar. Sie spricht sich im Gegenteil ausdrücklich dafür 
aus, die beiden bisher bestehenden jährlichen Konfe-
renzen auch weiterhin durchzuführen mit der Maß-
gabe, eine dieser Konferenzen am Sitz der Vereinten 
Nationen in New York stattfinden zu lassen. Dane

-

ben sollte an der bewährten Praxis festgehalten wer-
den, Ad-hoc-Konferenzen zu speziellen Themenstel-
lungen durchzuführen. 

Die deutsche IPU-Delegation ist darüber hinaus der 
Auffassung, daß die IPU-Strukturreform auch das 
Ausschuß-, Unterausschuß- und Arbeitsgruppenwe-
sen selbst betreffen muß.. Sie gibt in diesem Zusam-
menhang zu erwägen, ob die Anzahl und die Be-
zeichnung der Ausschüsse nicht den zu den Fragen 5 
und 6 geschilderten inhaltlichen Prioritäten der IPU 
entsprechen sollte. 

Die deutsche IPU-Delegation ist darüber hinaus der 
Auffassung, daß die in Frage 1 enthaltenen Zielset-
zungen auch bei Beibehaltung der bisherigen Konfe-
renzstruktur und einer aktiven Rolle des in Frage 4 
vorgeschlagenen Lenkungsrates erreicht werden 
könnten. 

3. Frage 3 

a) Frage: 

Die Arbeitsgruppe des Exekutivausschusses ist der 
Auffassung, daß die vorgeschlagene geänderte Kon-
ferenzstruktur ohne signifikante Erhöhung des IPU

-H

aushaltes nur dann durchgeführt werden kann, 
wenn die Mitgliedsparlamente bereit sind, Gastgeber 
der spezialisierten IPU-Treffen zu sein und einen 
Großteil der Kosten, inklusive Dolmetscherkosten, zu 
übernehmen. 

b) Antwort: 

Die deutsche IPU-Delegation gibt zu bedenken, daß 
der Deutsche Bundestag Mitglied auch anderer inter-
parlamentarischer Versammlungen und Gastgeber 
auch von Konferenzen dieser Versammlungen ist. 

Darüber hinaus weist die deutsche IPU-Delegation 
darauf hin, daß der Deutsche Bundestag sich bereit 
erklärt hat, die 102. IPU-Tagung im Jahre 1999 in 
Berlin auszurichten. In diesem Zusammenhang gibt 
die deutsche IPU-Delegation ihrer Hoffnung Aus-
druck, daß möglichst bald Klarheit über die Konfe-
renzreform besteht, weil davon die Planung der er-
wähnten Konferenz nicht unwesent lich abhängt. 

4. Frage 4 

a) Frage: 

Im Rahmen der Straffung der IPU schlägt die Arbeits-
gruppe des Exekutivausschusses die Einrichtung ei-
nes sogenannten Lenkungsrates (Governing Council) 
vor, der den Interparlamentarischen Rat und d en 
Exekutivausschuß ersetzen und aus je einem von der 
Versammlung gewählten Vertreter von 30 bis 40 na-
tionalen Gruppen bestehen soll. Dieser Lenkungsrat 
könnte sich zwei- bis dreimal im Jahr treffen und, 
wenn nötig, Entscheidungen zu aktuellen Themen 
treffen. Der Lenkungsrat könnte durch den Präsiden-
ten und verschiedene Vizepräsidenten, einer von je-
der geopolitischen Gruppe, unterstützt werden. 

b) Antwort: 

Die deutsche IPU-Delegation begrüßt diesen Vor-
schlag ausdrücklich, in der Erwartung, daß der Len-
kungsrat an die Stelle des Interparlamentarischen 
Rates und des Exekutiv-Ausschusses tritt. Sollte es 
zur Etablierung eines Lenkungsrates kommen und 
der Exekutivausschuß aufgelöst werden, weist die 
deutsche IPU-Delegation auf das Erfordernis eines 
kleinen, aus Vertretern a ller geopolitischen Gruppen 
zusammengesetzten Organs hin, in welchem vertrau-
liche und IPU-interne Angelegenheiten beraten wer-
den können. Ein solches Organ könnte als Präsidium 
bezeichnet werden. Hinsichtlich der Zusammenset-
zung des Lenkungsrates schlägt die deutsche IPU

-

Delegation vor, daß die Vorsitzenden der Ausschüsse 
und die Vorsitzenden der geopolitischen Gruppen ex 
officio-Mitglieder sind. 

5. Frage 5 

a) Frage: 

Die Arbeitsgruppe des Exekutivausschusses schlägt 
vor, es bei der bisherigen Prioritätensetzung in den 
Statuten der IPU zu belassen, derzufolge die IPU das-
jenige weltweite interparlamentarische Organ ist, 
welches für Frieden und Zusammenarbeit unter den 
Völkern und für die weltweite Verbreitung repräsen-
tativer Institutionen eintritt. 

b) Antwort: 

Die deutsche IPU-Delegation ist der Auffassung, daß 
die in den Statuten enthaltenen Prioritäten nach wie 
vor aktuell und gültig sind und nicht verändert wer-
den sollten. Sie weist jedoch darauf hin, daß es ange-
sichts der globalen Herausforderungen und unter 
dem Aspekt der demokratischen Sicherheit sinnvoll 
ist, auch das Stichwort der Demokratie als Haupt-
schwerpunkt der IPU in den Statuten zu verankern. 
Die IPU könnte dadurch einen Beitrag zur Global Go-
vernance leisten und sich zu einem parlamentari-
schen Counterpart  nicht nur der Vereinten Nationen, 
sondern auch der Welthandelsorganisation, der Welt-
bank und des Internationalen Währungsfonds ent-
wickeln und einen Beitrag zur Stärkung und Reform 
der Vereinten Nationen erbringen. 
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6. Frage 6 

a) Frage: 

Im Rahmen der zu Frage 5 geschilderten Prioritäten-
setzung hält es die Arbeitsgruppe des Exekutivaus-
schusses für sinnvoll, einen Punkt ihrer Aktivitäten 
zu verstärken, nämlich ihre Unterstützung der Ver-
einten Nationen in bezug auf die Förderung von De-
mokratie im weitesten Sinne. 

b) Antwort : 

Die deutsche IPU-Delegation unterstützt das Anlie-
gen des Exekutivausschusses. Sie ist der Auffassung, 
daß die Konzentration auf die Förderung von Demo-
kratie zur Profilschärfung der IPU beitragen kann. 
Die deutsche IPU-Delegation erinnert in diesem Zu-
sammenhang an die durch ihre Vertreterin im Exeku-
tivausschuß eingebrachte Initiative einer „agenda for 
democracy". Dieses Projekt hat Eingang gefunden in 
das Schlußdokument des außerordentlichen Treffens 
des Interparlamentarischen Rates aus Anlaß des fünf-
zigsten Geburtstags der Vereinten Nationen in New 
York. Die deutsche IPU-Delegation spricht sich dafür 
aus, die Arbeiten an diesem Projekt verstärkt voran-
zutreiben. 

7. Frage 7 

a) Frage: 

Die Arbeitsgruppe des Exekutivausschusses erbittet 
von den nationalen Delega tionen Vorschläge zur 
konkreten Implementierung des Übereinkommens 
zwischen der IPU und den Vereinten Nationen mit 
dem Ziel einer Verstärkung der Zusammenarbeit 
zwischen beiden Organisationen. 

b) Antwort: 

Die deutsche IPU-Delegation begrüßt das Überein-
kommen zwischen der IPU und den Vereinten Natio-
nen, an dessen Zustandekommen sie aktiv beteiligt 
war. Sie teilt die Auffassung des Exekutivausschus-
ses, daß es jetzt darauf ankommt, dieses Überein-
kommen mit Leben zu füllen und die Zusammenar-
beit zwischen beiden Organisationen zu verstärken. 
Zielvorstellung der deutschen IPU-Delegation dabei 
war und ist die Überzeugung, daß die IPU zu einem 
parlamentarischen Counterpa rt  der Vereinten Natio-
nen wird. Die Ausgangsvoraussetzungen dazu sind 
so günstig wie nie zuvor: neben dem Übereinkom-
men zwischen der IPU und den Vereinten Nationen 
könnten vor allen Dingen die finanziellen Probleme 
der VN und ihr Angewiesensein auf die Parlamente 
als Hebel bei der Verwirklichung dieser Vorstellung 
genutzt werden. Über die bestehenden Koopera-
tionsformen hinaus (Rede des VN-Generalsekretärs 
oder seines Vertreters bei den IPU-Konferenzen, Par-
liamentary Day anläßlich der Vollversammlungen 
und von Spezialkonferenzen der Vereinten Nationen) 

regt die deutsche IPU-Delegation konkret an, den 
Versuch zu unternehmen, dem Präsidenten des Inter-
parlamentarischen Rates Rederecht vor der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen einzuräumen und 
einen fundierten parlamentarischen. Beitrag zur Re-
form und Unterstützung der Vereinten Nationen zu 
initiieren. Darüber hinaus regt die deutsche IPU-De-
legation eine engere Zusammenarbeit zwischen der 
Menschenrechtskommission und dem Menschen-
rechtszentrum der Vereinten Nationen und der IPU 
an. 

8. Frage 8 

a) Frage: 

In diesem Zusammenhang schlägt die Arbeitsgruppe 
des Exekutivausschusses vor, einmal pro Jahr ein 
spezialisiertes Treffen oder ein Treffen des Len-
kungsrates am Sitz der Vereinten Nationen abzuhal-
ten und einige der Haupttagesordnungspunkte der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen zu disku-
tieren. 

b) Antwort: 

Die deutsche IPU-Delegation unterstützt diesen Vor-
schlag und verweist auf die guten Erfahrungen, die 
mit der außerordentlichen Sitzung des Interparla-
mentarischen Rates aus Anlaß des fünfzigsten Ge-
burtstags der Vereinten Nationen im September 1995 
gemacht wurden. Sie ist der Auffassung, daß an-
knüpfend an  den Parliamentary Day aus Anlaß der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen eine mög-
lichst breite Teilnahme der Parlamentarier der Mit-
gliedsländer der IPU erreicht werden soll. Thema-
tisch sollte in derartigen Sitzungen zu wich tigen The-
men auf der Tagesordnung der Vereinten Nationen 
Stellung genommen werden. 

9. Frage 9 

a) Frage: 

Die Arbeitsgruppe des Exekutivausschusses spricht 
sich schließlich für eine Stärkung und Weiterent-
wicklung der Beziehungen zu den verschiedenen re-
gionalen interparlamentarischen Organisationen aus. 

b) Antwort: 

Angesichts der in der Vorbemerkung geschilderten 
friedens-, demokratie- und kooperationsfördernden 
Wirkungen internationaler interparlamentarischer 
Organisationen spricht sich die deutsche IPU-Dele-
gation für eine Verstärkung und Weiterentwicklung 
bestehender Verbindungen mit regionalen interpar-
lamentarischen Organisationen aus. Die deutsche 
IPU-Delegation ist darüber hinaus der Auffassung, 
daß die IPU auch einen sinnvollen Beitrag zur Eta-
blierung bzw. Verstärkung parlamentarischer Di-
mensionen regionaler Organisationen, z. B. APEC, 
MERCOSUR, ASEAN, SADEC, anregen sollte. 

 







 


